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1.   Zielsetzung der Arbeit 
 
 
 
Am 1. Juli 1990 trat der Staatsvertrag zur Errichtung einer Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik in Kraft. 
Die Einheit Deutschlands sollte den Grundstein für gleichwertige Le-
bensbedingungen in allen Teilen des Landes legen. 
Dreizehn Jahre nach der Wende ist die Anpassung an marktwirt-
schaftliche Bedingungen in den neuen Bundesländern weitgehend 
vollzogen. Hohe finanzielle Zuschüsse – vor allem aus Westdeutsch-
land und der EU – prägen jedoch weiterhin die ökonomische, soziale 
und räumliche Entwicklung in den neuen Bundesländern. 
 
Diese Anpassung hat einen tiefgreifenden Strukturwandel in den 
neuen Ländern ausgelöst, der durch erhebliche räumliche Disparitä-
ten gekennzeichnet ist. Vor allem die peripheren Regionen sind 
durch eine anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und eine hohe Abwande-
rungsrate der Bevölkerung gekennzeichnet. 
 
Der Aufbau einer nachhaltigen Wirtschaftsstruktur und die Technolo-
gieentwicklung ist in den peripheren Räumen der neuen Bundeslän-
der in einem genauso unbefriedigenden Zustand wie der Aufbau leis-
tungsfähiger Netzwerke von Dienstleistern, Zuliefern und Produzen-
ten. 
 
Abbildung 1 
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
Bevölkerung
Gesamtsumme Nettolöhne
Industrieunternehmen
BIP
Industriebeschäftigte
Industrieumsatz
Anteil der neuen Bundesländer (NBL) an Gesamtdeutschland in 1996 in %
NBL
NBL
 
Quelle: Kulke, D., Windolf, P, Brinkmann, U: Warum blüht der Osten nicht, Hg. Hans Bökler Stiftung, 
Düsseldorf, 1999 
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Der Strukturwandel in den neuen Bundesländern führte zu einer „Be-
triebslandschaft, die auf Grund von Zerlegungen, Abspaltungen, Per-
sonalabbau und Neugründungen fast vollständig aus Kleinbetrieben 
besteht. Verbleibende Großunternehmen bzw. milliardenschwere In-
vestitionsprojekte befinden sich beinahe immer im Eigentum auswär-
tiger Investoren und diese sind fast immer keine Privatpersonen, 
sondern andere Unternehmen, deren Zentralen “vor Ort“ kaum ver-
wurzelt sind“1 
 
Die vorliegende Arbeit, die Beschreibung von regionalen ökonomi-
schen Entwicklungen und den darauf aufbauenden Perspektiven pe-
ripherer Räume in Ostdeutschland, wurde vor dem beruflichen Hin-
tergrund des Verfassers geschrieben: 
Als zuständiger Referatsleiter der „Regio Rheinland“ (einer frei-
willigen Kooperation der Städte Köln, Bonn, Leverkusen und der um-
liegenden Kreise) für die Bereiche Wirtschaftsentwicklung und Stand-
ortmarketing und als Wirtschafts- und Baudezernent der Stadt 
Guben/Brandenburg hat der Verfasser umfangreiche Einblicke in un-
terschiedlichste lokale und ökonomische Struktur- und Standortent-
wicklungen metropolitaner und strukturschwacher Regionen erhalten. 
 
Resultierend aus der Aufgabe, die Standortbedingungen für beste-
hende Unternehmen zu verbessern und gleichzeitig den Standort in 
einem sich immer stärker internationalisierenden Wettbewerb zu po-
sitionieren, wurde der Verfasser mit umfangreichen industriesoziolo-
gischen und wirtschaftsgeographischen Fragestellungen konfrontiert, 
die einer pragmatischen Umsetzung und Realisierung bedurften. 
 
Das gemeinsame – wenn auch im Maßstab unterschiedliche - Ziel al-
ler Regionen ist der Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit als Wirtschafts- 
und Produktionsstandort für Unternehmen in einer sich immer stärker 
globalisierenden Wirtschaft.  
Die Stadt Guben/Brandenburg war zu DDR-Zeiten, eine blühende 
Industriestadt mit fast 40.000 Einwohnern und mehr als 10.000 in-
dustriellen Arbeitsplätzen. Dreizehn Jahre nach der Wende ist die 
einst prosperierende Stadt, mit einer dramatisch schrumpfenden und 
überalternden Bevölkerung und hoher Arbeitslosigkeit konfrontiert. 
Der Verfasser war als Bau- und Wirtschaftsdezernent der Stadt Gu-
ben mit einem gravierenden Strukturwandel konfrontiert, der kurzfris-
                                                          
1 Brussig, Martin, Nutzung regionaler Potentiale in Ostdeutschland via Kooperation, in: H. 
Hirsch-Kreinsen, Anja Schulte (Hg.), Standortbindungen, Unternehmen zwischen Globalisie-
rung und Regionalisierung, 2000, S. 137 
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tige Lösungen, aber auch die Entwicklung langfristig tragfähiger Stra-
tegien erforderte. 
 
Ziel dieser Arbeit ist es, kurz- und mittelfristige Erfordernisse aufzu-
zeigen, die die ausgewogene Entwicklung von peripheren Räumen in 
den neuen Bundesländern langfristig sichern. Strategische Hand-
lungsoptionen beschreiben konkrete Entwicklungsrichtungen für die 
strukturschwachen Räume in den peripheren Regionen der neuen 
Bundesländer. 
Ausgehend von der Analyse der bisherigen Entwicklung werden 
Entwicklungsdisparitäten und Zielwiedersprüche aufgezeigt und bis-
herige zur Entwicklung dieser Räume gesetzte Prioritäten kritisch 
bewertet.  
Aufbauend darauf, zeigen Handlungsstrategien Möglichkeiten zur 
Stärkung und Weiterentwicklung der Räume auf. 
Die konkrete Herangehensweise wird für die Bereiche Stadtentwick-
lung und Wirtschaftsförderung verdeutlicht. Dieses strategische 
Grundgerüst lässt sich durch Erfordernisse und Erfahrungen vor Ort 
ergänzen und kann als Raster für die praktische Wirtschaftsförde-
rung Anwendung finden. 
 
In den Grundsätzen des §2 ROG werden Verdichtungsräume und 
ländliche Räume durch qualitative Kriterien (Wohn-, Produktions-, 
Dienstleistungsschwerpunkte) voneinander abgegrenzt. 
Die Raumentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland ist durch 
die Konzentration von Arbeitsstätten und Einwohnern gekennzeich-
net. Dies führt in den Städten zu einer Verdichtung und „zu komple-
mentären Entleerungsprozessen in vielfach strukturschwachen, 
dünnbesiedelten Räumen, aus denen meist selektiv Entwicklungspo-
tential abgezogen wird.“2 
Die neuen Bundesländer werden durch wenige große Agglomeratio-
nen (z.B. Berlin, Leipzig, Dresden) geprägt, die von ländlichen Räu-
men mit einer relativ hohen Entwicklungsdynamik umgeben sind. 
 
Diese Arbeit setzt sich mit Räumen auseinander, die außerhalb des 
Einzugsbereiches der Verdichtungsräume gelegen sind und eine re-
lativ geringe Wachstumsdynamik aufweisen. Die gering ausgepräg-
ten Entwicklungspotenziale dieser Räume bei: 
 
                                                          
2 Tönnies, G., Verdichtungsräume, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, 
Handwörterbuch der Raumordnung, Hannover, 1995 
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• der Anzahl von Bevölkerung und Beschäftigung, 
• der Qualifikationsstruktur, 
• der Wirtschaftsstruktur und ihrer Innovationskraft, 
• der Lage im Raum, 
• der Infrastrukturausstattung, 
 
führen zu erheblichen strukturellen Schwächen. 
 
Für diese peripheren strukturschwachen Räume in den neuen Bun-
desländern soll aufgezeigt werden, wie Entwicklungsimpulse und 
Förderungen gesetzt werden können, um ein weiteres Zurückfallen 
der Räume zu verhindern. 
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2.   Standortentwicklung in den peripheren Räumen der neuen      
Bundesländer 
 
 
 
2.1   Einleitung 
 
 
 
Am 3.Oktober 1990 traten die fünf neuen Bundesländer einschließ-
lich Ostberlin gemäß Art. 23 des Grundgesetzes der BRD bei. Mit 
dem Tage der Vereinigung übernahm die ehemalige DDR das politi-
sche, ökonomische und soziale System Westdeutschlands. Es kam 
zu „tiefgreifenden Einbrüchen bei der Produktion und Beschäftigung, 
das Bruttoinlandsprodukt halbierte sich in der Zeit von 1989 bis 
1991.“3 
Die Integration der west- und ostdeutschen Volkswirtschaft vereinigte 
zwei völlig unterschiedliche Wirtschaftsstrukturen durch den Staats-
vertrag zur Errichtung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialuni-
on. Dies geschah durch die  Übernahme des westdeutschen Wirt-
schaftssystems in einer „raschen schockartigen Transformation“.4 
 
Westdeutsche Industriestandorte sahen Anfang der 90iger Jahre die 
Gefahr, dass aufgrund der massiven Investitionsförderung in den 
neuen Ländern erhebliche Standortverlagerungen in die neuen Bun-
desländer drohten. Sie befürchteten, „dass Produktionsstätten für 
neu entwickelte Produkte vornehmlich in Ostdeutschland entwickelt 
werden, dass man also dem Risiko einer relativen Überalterung der 
industriellen Produktion ausgesetzt sein könnte“.5 
Im Zuge des europäischen Integrationsprozesses werden jedoch die 
osteuropäischen Reformstaaten in geographischer Nähe zu Deutsch-
land (Tschechien, Ungarn, Polen) aufgrund erheblich niedriger Kos-
tenniveaus einer industriellen Direktinvestition in Ostdeutschland zu-
nehmend vorgezogen. 
 
 
                                                          
3 Kulke, E., Wirtschaftsgeographie Deutschlands, Berlin, 1998, S.232 
4 Karl, H., Transformation, Integration und Regionalentwicklung der ostdeutschen Volkswirt-
schaft, in: Deutsche Einheit – die erste Dekade im Überblick, Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung, Heft 2/3 2001, 2001, S. 71 
5 Pieper, M., Das interregionale Standortverhalten der Industrie in Deutschland, Göttingen 
1994, S.2  
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Abbildung Nr. 2: Die neuen Bundesländer 
 
 
Quelle :  Alexander Länderatlas, Gotha, 2001 
 
Die Etablierung der wettbewerbsgesteuerten Marktwirtschaft in den 
neuen Bundesländern offenbarte sofort die Defizite in der Wettbe-
werbsfähigkeit der ostdeutschen Länder. Zunächst führte die Wäh-
rungsunion zu einschneidenden ökonomischen Konsequenzen. Zwar 
erhielt die ehemalige DDR unmittelbar nach der Wende eine stabile, 
 13 
frei konvertierbare Währung, das Problem lag jedoch im Umtausch-
kurs zwischen Ost- und Westmark, der nur politisch, nicht aber öko-
nomisch begründet werden konnte. Er führte zu einer massiven Auf-
wertung der ehemaligen Ostmark (um ca. 300%) und zu einer ent-
sprechenden Preiserhöhung ostdeutscher Waren im Ausland. Diese 
Aufwertung machte ostdeutsche Produkte, wenn sie überhaupt ex-
portfähig waren, auf dem Weltmarkt praktisch unverkäuflich.6  
 
Die Währungsunion führte - verstärkt durch die strukturellen Verän-
derungen in Osteuropa - zu einer umfassenden De- Industrialisierung 
der neuen Bundesländer. Durch die Auflösung der großen Kombina-
te in Klein- und Mittelbetriebe minderte sich die Attraktivität der pro-
duzierenden Betriebe für international agierende Unternehmen er-
heblich. 
Die Defizite in der Wettbewerbsfähigkeit der neuen Länder verstärkte 
sich „durch die Übernahme der westdeutschen Arbeitsmarkt- und Ta-
rifregulierungen sowie überhöhte Lohnabschlüsse“.7 
 
Mit der Einheit Deutschlands verschoben sich die EU Außengrenzen, 
die neuen Bundesländer wurden ohne eine Anpassungszeit in die 
EU integriert. Der Beitritt anderer strukturschwacher Staaten wie z.B. 
Spanien oder Portugal dauerte von den Beitrittsverhandlungen Mitte 
der 70iger Jahre bis zur tatsächlichen Aufnahme 1986 über zehn 
Jahre, in denen der Beitrittsprozess durch Infrastrukturmaßnahmen 
etc. aktiv unterstützt wurde.8  
Die überwiegend regionale Ausrichtung der Wirtschaft in den neuen 
Bundesländern, verbunden mit einer geringen Exportleistung, führte 
dazu, dass die Integration der neuen Länder für die EU keine 
wesentlichen wirtschaftsstrukturellen Änderungen bewirkte. 
                                                          
 
Dreizehn Jahre nach der Wende steht eine weitere Erweiterung der 
EU bevor; mit dem beabsichtigten Beitritt u.a. von Polen, Tschechien 
und Ungarn rücken die neuen Bundesländer geographisch in die 
„Mitte Europas“ und geraten damit immer mehr aus dem Fokus ge-
zielter Strukturförderung. Zwischen den alten und neuen Mitglieds-
6 Kulke, D., Windolf, P, Brinkmann, U: Warum blüht der Osten nicht, Hg. Hans Bökler Stif-
tung, Düsseldorf, 1999, S.13/14 
7 Karl, H., Transformation, Integration und Regionalentwicklung der ostdeutschen Volkswirt-
schaft, in: Deutsche Einheit – die erste Dekade im Überblick, Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung, Bonn, Heft 2/3 2001, 2001, S. 73 
8 siehe hierzu auch: Kulke, D., Windolf, P, Brinkmann, U: Warum blüht der Osten nicht, Hg. 
Hans Bökler Stiftung, Düsseldorf, 1999 
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staaten besteht ein großes Wirtschaftsgefälle; die regionalen Unter-
schiede in Bezug auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt werden sich weiter 
vergrößern. Zu den „heute noch rückständigen Regionen in der 
EU15 kommen dann weitere Regionen der Mitgliedsländer hinzu, de-
ren wirtschaftliche und soziale Probleme die bisher gekannten weit 
übertreffen werden“.9 
Die Osterweiterung der EU wird sich auf viele Regionen auswirken. 
Vor allem wird es mit dem Beitritt der osteuropäischen Staaten „zu 
Einschnitten in der EU-Strukturfondsförderung hinsichtlich des För-
dergebiets- und Fördermittelumfangs in Deutschland kommen. Für 
die heutigen Förderregionen ist es daher umso wichtiger, die aktuelle 
laufende Förderperiode zu nutzen, um eine nachhaltige Strukturent-
wicklung auf den Weg zu bringen“10. 
Da Ostdeutschland immer noch über ähnliche Wirtschafts- und Bran-
chenstrukturen wie die potenziellen Beitrittskandidaten verfügt, könn-
ten mit einem Beitritt der osteuropäischen Länder weitere wirtschaft-
liche Probleme auf die neuen Bundesländer zukommen. 
 
Die Konkurrenz der Regionen um Arbeitsplätze nimmt immer mehr 
zu, gleichzeitig steigt – im Hochlohnland Deutschland – die Bedeu-
tung technologischer Innovationen für die Wettbewerbsfähigkeit. 
Somit stellt sich folgende Fragen, 
 
• wie können - auch in peripheren Räumen - gute Rahmenbe-
dingungen für Innovationsaktivitäten geschaffen werden, um 
als Standort für Betriebe attraktiv zu werden, 
• wie sieht aufgrund der beschriebenen Entwicklungen eine er-
folgreiche Wirtschaftsförderung in den strukturschwachen 
Räumen der neuen Bundesländer aus , 
• welche Schwerpunktaufgaben werden die Städte und Regio-
nen in Zukunft haben, um Perspektiven für ihre wirtschaftliche 
Entwicklung und für die Stadtentwicklung umsetzen zu kön-
nen, 
• greifen die bislang von Bund, Land und Kommune angewand-
ten Strategien, welche kurzfristigen und langfristigen Ziele 
werden verfolgt? . 
 
                                                          
9 Ziegler, A., Regionale Auswirkungen der EU-Osterweiterung, in: Regionale Auswirkungen 
der EU-Osterweiterung, Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Heft 11/12 2001, 
Bonn, 2001, S. 724 
10 ebenda, S.724 
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In Politik und Wirtschaft mehren sich die Stimmen, die für einen Ab-
bau der Subventionen für strukturschwache Gebiete Ostdeutsch-
lands plädieren. 
Die Argumente sind: die Modernisierung Ostdeutschlands ist ein 
Fass ohne Boden, die Subventionsmentalität wird gestärkt und Ei-
geninitiative behindert. Dabei ist es bislang nicht gelungen, in den 
neuen Bundesländern auf breiter Front technologieintensive Indust-
rien anzusiedeln. 
Einige Regionen Ostdeutschlands haben bereits den „Point of no re-
turn“ erreicht. Ihre Wettbewerbsfähigkeit ist aufgrund wirtschaftlicher 
Entwicklung, dem Fehlen mittelständischer Strukturen mit vernetzten 
Produktionsstrukturen, der Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte 
und einer negativen Bevölkerungsentwicklung in eine bedrohliche 
Schieflage geraten. Mitten in Europa drohen Regionen zu entstehen, 
die sich immer weiter in die Abwärtsspirale mangelnder wirtschaftli-
cher Entwicklung verstricken. 
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2.2   Entwicklungsperspektiven der Raum- und Siedlungs-    
struktur in den peripheren Räumen der neuen Bundeslän-
der  
 
 
 
Die öffentlichen Investitionen zur Integration der neuen Bundesländer 
in das wirtschaftsstrukturelle Gefüge der EU erreichten bislang den 
Aufbau einer (auch im internationalen Maßstab) konkurrenzfähigen 
leistungsfähigen Infrastruktur, die Einführung neuer Verwaltungs-
strukturen und die Privatisierung des staatlichen Volksvermögens der 
ehemaligen DDR. Ziel war die Errichtung eines marktwirtschaftlichen 
Systems, auf das sich eine leistungsfähige Wirtschaft aufbauen lässt. 
 
Signifikante Disparitäten zwischen Ost- und Westdeutschland blei-
ben jedoch bestehen. „Die Wirtschaftsleistung in Ostdeutschland 
nahm bislang in jenen Branchen am stärksten zu, deren Nachfrage 
durch Transferzahlungen gestützt wurde und die für einen regional 
begrenzten Markt produzierten, d.h. in der Bauwirtschaft, im Handel 
und in ausgewählten haushaltsorientierten Dienstleistungen.“11 
 
Die neuen Bundesländer werden durch wenige große Agglomeratio-
nen (z.B. Berlin, Dresden, Leipzig) geprägt, die von angrenzenden 
ländlichen Räumen mit einer relativ hohen Entwicklungsdynamik 
umgeben sind. Diese Räume mit gehobener Infrastrukturausstattung 
und guter großräumiger Erreichbarkeit profitieren vom Engagement 
in- und ausländischer Investoren. 
Daneben gibt es in den neuen Bundesländern eine Vielzahl von peri-
pheren ländlichen Räumen, die - außerhalb des Einzugsbereiches 
der Verdichtungsräume gelegen - nicht von deren prosperierender 
Entwicklung profitieren können. 
Die historisch bedingte Monostrukturierung dieser ländlichen Räume, 
(bedingt durch Industrialisierungsentscheidungen zu Zeiten der 
Planwirtschaft) führte zu einem hohen Besatz an arbeitsplatzintensi-
ven und standardisierten Fertigungen mit niedrigen Qualifikationen-
anforderungen. Der „Verlagerungsprozess arbeitsintensiver und ein-
facher Fertigungen ist jedoch bereits seit längerer Zeit in Gang und 
Branchen, die in der öffentlichen Diskussion oft als verlagerungsge-
fährdet genannt werden, sind überwiegend nur noch mit einem Rest-
                                                          
11 Kulke, D., Windolf, P, Brinkmann, U: Warum blüht der Osten nicht, Hg. Hans Bökler Stif-
tung, Düsseldorf, 1999, S.276 
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bestand an Betrieben und Produktionsbereichen am Standort 
Deutschland geblieben“12 
 
Tabelle 1 
 
Bruttoinlandsprodukt nach Ländern in Mrd. Euro von 1994 - 2001 
     
Länder 1994 1996 1998 2001 
Deutschland 1735,5 1833,7 1929,4 2063,1 
Baden-Württemberg 244,73 260,55 276,28 302,54 
Bayern 289,19 305,23 327,28 357,33 
Berlin 75,04 76,23 75,21 75,73 
Brandenburg 33,9 38,42 40,61 42,33 
Bremen 19,42 19,76 21,08 22,39 
Hamburg  61,5 64,75 68,76 73,54 
Hessen 154,63 164,44 172,1 185,43 
Mecklenburg Vorpom. 24,13 27,1 27,79 28,93 
Niedersachen 154,9 159,59 169,24 179,37 
Nordrhein-Westfalen 393,37 411,37 432,87 459,57 
Rheinland Pfalz 78,05 81,74 85,12 91,79 
Saarland 21,69 22,25 23,2 24,54 
Sachsen 61,92 69,61 70,72 74,33 
Sachsen-Anhalt 35,37 38,76 40,82 42,3 
Schleswig-Holstein 55 58,53 60,55 62,97 
Thüringen 32,66 35,38 37,77 39,9 
Früh. Bundesgebiet o. Ber-
lin 
1472,48 1548,2 1636,49 1759,47 
Neue Länder ohne Berlin 187,99 209,27 217,71 227,8 
     
Quelle : Statistisches Bundesamt, Stat. Jahrbuch 2003  
Aus wirtschaftsgeographischer Sicht ist die Frage, aus welchen 
Gründen und mit welchen Folgen sich die Regionen in Ostdeutsch-
land unterschiedlich entwickeln von besonderem Interesse. Dass 
städtische Räume in den neuen wie auch in den alten Ländern den 
ländlichen Räumen in wirtschaftsstruktureller Hinsicht überlegen 
sind, ist unbestritten. Besorgniserregend ist aber das Ausmaß der 
Entwicklungsschwäche der peripheren Regionen Ostdeutschlands 
und damit einhergehend eine weitere Ausdifferenzierung räumlicher 
Disparitäten zwischen städtischen und ländlichen Räumen in den 
neuen Ländern. 
 
                                                          
12 Zarth, M., Huege, P.,: Auswirkungen der Globalisierung auf die Regionen der Bundesre-
publik Deutschland, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.1999, Bonn,, 1999, S. 3 
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Unter den Stichworten Globalisierung und Internationalisierung wird 
die Entwicklung der Raum- und Siedlungsstruktur von einem Wir-
kungsgeflecht ökonomischer, sozialer und politischer Prozesse be-
stimmt. 
 
Der wirtschaftliche und gesellschaftliche Strukturwandel hat beträcht-
liche Auswirkungen auf die Städte und Regionen in Deutschland und 
Europa. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf: 
 
• „die ungleiche Verteilung neuer Funktionen, 
• die veränderten wirtschaftlichen Verflechtungsbeziehungen 
zwischen den Regionen, 
• die ungleichmäßige Entwicklung wirtschaftlicher Potenziale 
und Innovationskapazitäten, 
• die zunehmende soziale Segregation und Ausbreitung von 
Armutsquartieren selbst in starken städtischen Wirtschafts-
zentren Europas 
• und den wachsenden Siedlungsdruck auf das städtische Um-
land in vielen städtischen Gebieten,“13 
 
Zwei Beispiele, die möglichen Auswirkungen technologischer Trans-
formationsprozesse auf die Raum- und Siedlungsstruktur und Per-
spektiven des polyzentrischen europäischen Städtesystems sollen 
die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten der Städte und Regionen 
in peripheren Lagen beschreiben. 
 
 
                                                          
13 Krätke, St., Stärkung und Weiterentwicklung des polyzentralen Städtesystems in Europa, 
Informationen zur Raumentwicklung, Heft ¾  2000, Bonn, 2000, S. 118 
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2.2.1   Die Perspektiven eines polyzentrischen europäischen 
Städtesystems 
 
 
 
Das Städtesystem Europas besteht aus kleinen Gemeinden und 
großen Metropolen, die über jeweils der Größe angepasste Infra-
strukturen verfügen und über entsprechende Infrastrukturen mitein-
ander verbunden sind. Dieses Städtesystem ist Basis für die Formu-
lierung grundlegender Ziele in der europäischen Union, weil es als 
eine der Stärken des europäischen Wirtschaftsraumes angesehen 
wird. 
 
Das europäischen Raumentwicklungskonzept (EUREK) orientiert 
sich an drei Zielen:14  
 
1. „Das Entwicklungsziel: die Umstrukturierung und Stärkung von 
strukturell schwächeren Gebieten Europas, die für den räumli-
chen Zusammenhalt der Europäischen Union besondere Be-
deutung haben, 
2. das Ausgleichsziel: eine Anpassung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen über Staatsgrenzen hinweg zwischen Gebieten 
von unterschiedlichem Entwicklungsniveau und 
3. das Erhaltungsziel: die Erhaltung, die Wiederherstellung und 
den Verbund eines kontinuierlichen Systems von Freiräumen.“ 
 
Die Aktionsbereiche des europäischen Raumentwicklungs-konzeptes 
konkretisieren das Verständnis einer ausgewogenen und polyzentri-
schen räumlichen Entwicklung15: „Die nachhaltige Entwicklung erfor-
dert eine behutsame Nutzung des europäischen Raumes. Eine un-
kontrollierte Verstädterung bedeutet, dass unbebaute Freiräume und 
natürliche Ressourcen verloren gehen. Ein ausgewogenes und poly-
zentrisches System von Stadtregionen heißt daher nicht, dass die 
Verstädterung gleichmäßig über den europäischen Raum verteilt 
werden sollte. Dies bedeutet, dass Städte in verschiedenen Regio-
nen Europas sich zu Städtenetzen zusammenschließen sollten...... . 
                                                          
14 vgl.: Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Grundlagen einer 
europäischen Raumentwicklungspolitik, 1995, S. 6 
15 vgl.: Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Grundlagen einer 
europäischen Raumentwicklungspolitik, 1995, S. 9 
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Erwünscht ist daher eine ausgewogenere Städtelandschaft, bei der 
das Wachstum der großen Ballungsräume eingedämmt und die vor-
handenen Siedlungen in dünn besiedelten Gebieten neu belebt und 
aktiviert werden, was gleichzeitig die Rolle von größeren Städten an 
der Peripherie Europas verstärken würde.“ 
 
Das Europäische Raumentwicklungskonzept (EUREK) konkretisiert 
diese Ziele in einer gemeinsamen Konzeption zur räumlichen Ent-
wicklung der EU-Mitgliedsstaaten.16 
 
Das EUREK ist auf die Beibehaltung und Förderung einer polyzentri-
schen Raumstruktur mit dem Ziel einer ausgewogenen räumlichen 
Entwicklung ausgerichtet. Das Ziel des EUREK ist „die Schaffung 
von mehreren dynamischen Zonen weltwirtschaftlicher Integration, 
die im Raum der EU gut verteilt sind und aus miteinander vernetzten, 
international gut erreichbaren Metropolregionen und daran angebun-
denen Städten und ländlichen Gebieten unterschiedliche Größe be-
stehen“.17 
Das EUREK als informeller Orientierungsrahmen der EU-
Mitgliedsstaaten sichert die Entwicklungschancen peripherer Räume. 
Die Ausrichtung von Strukturfonds auf die Stärkung der Infrastruktur 
dieser Räume, ihrer Innovationsfähigkeit und ihrer Anbindung an die 
großen Metropolen fördert die Stärkung und Weiterentwicklung einer 
ausgewogenen Raum- und Siedlungsstruktur in Europa. 
 
Fraglich bleibt, welche tatsächlichen Steuerungsmöglichkeiten ein 
Europäisches Raumentwicklungskonzept und die daraus resultieren-
de Strukturförderung vor dem Hintergrund wirtschaftlicher Entschei-
dungsprozesse von global denkenden Unternehmen hat. 
 
 
                                                          
16 Europäisches Raumentwicklungskonzept (EUREK), Auf dem Wege zu einer räumlich 
ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung der EU, Potsdam, 1999 
17 Europäisches Raumentwicklungskonzept (EUREK), Auf dem Wege zu einer räumlich 
ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung der EU, Potsdam, 1999, S.21 
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2.2.2   Die Entwicklung der Raum- und Siedlungsstruktur bei 
sich ständig verändernden technologischen und ökonomischen 
Transformationsprozessen 
 
 
 
Seit Beginn der 80er Jahre wird mit unterschiedlicher Intensität der 
Begriff der ”Informationsgesellschaft” und seine Folgen für die Raum- 
und Siedlungsstruktur diskutiert: 
Wird es neue Raumtypen geben, welche Akzentuierungen räumli-
cher Entwicklungstrends sind zu erwarten. Welche Rolle werden die 
strukturschwachen Räume in Zukunft spielen. 
Leborgne/Lipietz18 betonen, dass veränderte Raumstrukturen nie-
mals ”reine Resultate” von neuen gesellschaftlichen Formationen 
darstellen können, da eine neue Formation sich stets innerhalb ge-
gebener Raumstrukturen herausbilden muss. Folglich sei auch nicht 
von einem völlig neuen Raumgefüge zu sprechen. 
 
Notwendig erscheint darüber hinaus die Unterscheidung zwischen 
langfristigen ”Formations-übergreifenden” Entwicklungstrends und 
solchen räumlichen Tendenzen, die mit den gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Restrukturierungsprozessen verknüpft sind19. 
 
Die Raumwirkungen neuer Produktionszyklen lassen sich wie folgt 
beschreiben: die wirtschaftliche Entwicklung konzentriert sich auf die 
großen Wirtschaftszentren. Dies beeinflusst die Hierarchie im natio-
nalen und internationalen Städtegefüge. ”So tendieren die hochspe-
zialisierten Unternehmensabteilungen der Produkt- und Verfahrens-
entwicklung und die produktionsorientierten Dienstleistungen ebenso 
wie bereits alle Unternehmensabteilungen mit hochrangigen Finanz-, 
Kommando- und Kontrollfunktionen zur Agglomeration an zentralen 
Standorten. Nur Verwaltungs- und Bürofunktionen mit Routine-
Aufgaben werden zum Teil in randstädtische Zonen verlagert”20. Der 
Trend zu einer ausgeprägten funktionalen räumlichen Arbeitsteilung 
und Standortdifferenzierung setzt sich fort und stärkt das Wachstum 
von Geschäfts- und Bürozentren  - in wenigen bevorzugten Städten. 
„Global Cities“ ist das Wort, das diesen Trend beschreibt. Auch un-
terhalb der Ebene der „Global Cities“ kann es zu einer weiteren Pola-
                                                          
18 Leborgne,D./Liepietz,A., Fallacies and open issues, Lake Arrohead, 1990 
19 Krätke,Stefan,1991,Strukturwandel der Städte, S. 183 
20 Krätke,Stefan, ebenda; S. 183 
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risierung des Städtesystems kommen: So ist z.B. die Bildung einer 
Oberliga von Städten und Regionen mit hohem Innovations- und A-
daptionsniveau wahrscheinlich, während altindustrialisierte Regionen 
weiter zurückzufallen drohen21. 
 
Der Trend zur ausgeprägten funktionalen räumlichen Arbeitsteilung 
mit der Folge der Dezentralisation lässt sich regional und kleinräumig 
feststellen. Die Funktionstrennung zwischen ”Regionen, aber auch 
kleinräumig im suburbanen Raum nimmt zu; es kommt zur Ergän-
zung der Zentren durch in der Region verteilte Knotenpunkte, die 
durch leistungsfähige Telekommunikations- und Verkehrsinfrastruk-
tur miteinander verbunden sind22”. Beispiele sind die Medienregion 
Köln, die Region Rhein-Main. 
 
Sicher ist, dass neue Produktionskonzepte auf Basis veränderter Or-
ganisationsbeziehungen und fortschrittlicher Technologien neue Ag-
glomerationseffekte bewirken. Sie tun dies, weil neue Produktions-
systeme entstehen, die sich  - je höher ihr Technologieniveau - in die 
vorhandenen Verdichtungsräume zentralisieren. 
 
In den Verdichtungsräumen sind sowohl ”Prozesse räumlicher De-
zentralisierung (v.a. Produktionsstätten, aber auch untergeordnete 
Bürofunktionen) als auch Prozesse fortgesetzter räumlicher Zentrali-
sierung (Finanz-, Kommando- und Kontrollfunktionen sowie die dar-
auf bezogenen Dienstleistungsbetriebe) wirksam. Agglomerations-
tendenzen zeigen sich nicht nur im Bereich der Hightech Produkti-
onsaktivitäten und neuen flexiblen Produktionskomplexen, gerade 
auch die hochspezialisierten Bereiche der Produkt- und Verfahrens-
entwicklung und neue produktionsorientierte Dienstleistungen sind in 
hohem Maße auf die Ausnutzung von Agglomerationseffekten ange-
wiesen23”. 
 
Auch die Informationsgesellschaft ist in hohem Maße abhängig von 
materiellen Gütern, einem dichten Milieu von Geschäftskontakten, 
von Fühlungsvorteilen und weichen Standortfaktoren. Die neuen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen werden deshalb die Raum-
struktur nicht wesentlich beeinflussen, sie werden vorhandene 
Trends verstärken, möglicherweise werden sie dazu beitragen, den 
                                                          
21 Krätke, Stefan, ebenda , 1991 S. 184 
22 Informationen zur Raumentwicklung, 1998, Raumordnung und Städtebau in der Informati-
onsgesellschaft, Heft 1., Bonn, 1998, S.11 
23 Krätke, Stefan, 1991, S.185 
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Räumen einen neuen strukturellen Charakter zu geben (Medienregi-
on München etc.). 
”Demgegenüber befördert die Internationalisierung der Kapitalver-
wertung, die Flexibilisierung der Produktion, die Heterogenisierung 
der Reproduktionsbedingungen und die Deregulierung überkomme-
ner politisch-institutioneller Steuerungsmechanismen räumliche Re-
strukturierungsprozesse, die dem gegenwärtigen ökonomisch-
sozialen Umbauprozess zugerechnet werden können und qualitativ 
neue Elemente in die Raum- und Siedlungsentwicklung bringen. Aus 
dem Blickwinkel einer einzelnen Stadt oder Region werden sich häu-
fig auch solche Veränderungen als ”neue” Entwicklung darstellen, die 
auf überlokaler Betrachtungsebene als Fortsetzung überkommender 
Trends erscheinen24. 
Es kann aber durchaus sein, dass neue flexible Produktionskomple-
xe sich in ehemals strukturschwachen Regionen herausbilden. So 
können neue Standortzentren entstehen, die das vorhandene Stand-
ortgefüge völlig verändern, weil sie spezielle Produktionen und 
Dienstleistungen innerhalb dieses Raumes neu verteilen.
                                                          
24 Krätke, Stefan, 1991, S. 182 
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3.   Die Industrialisierungsentscheidungen der DDR am Beispiel 
der Oder-Neiße Region 
 
 
 
Die Anpassung der Wirtschaftsstruktur an marktwirtschaftliche Rah-
menbedingungen war „nach der Wende“ in den nun „neuen Bundes-
ländern“ erforderlich. 
Die Transformation ehemals staatlicher Großbetriebe in wettbe-
werbsfähige Unternehmen gestaltete sich für das produzierende 
Gewerbe schwierig. Eine Produktion mit viel zu hohem Beschäfti-
gungsgrad, gesicherten Abnahmemengen und staatlich festgelegten 
Preisen musste sich umstellen auf wettbewerbsfähige Preise und 
Qualitäten und neuen Absatzmärkten. Die bisherigen Absatzmärkte 
in der sich auflösenden UDSSR und den anderen RGW-Staaten bra-
chen zusammen und brachten ein weiteres Umstrukturierungserfor-
dernis mit sich.    
 
Um zu veranschaulichen, warum es im peripheren ländlichen Raum 
der ehemaligen DDR heute nicht genutzte Industrieareale gibt, deren 
Größe und Infrastrukturausstattung in keinem Verhältnis zur heutigen 
Auslastung, zur Lage im Raum stehen (sowie entsprechenden Ge-
werbeflächen und Wohnbauten für die Bevölkerung), sollen die In-
dustrialisierungsentscheidungen der DDR am Beispiel der Stadt 
Guben dargelegt werden. 
Der Anspruch auf eine dauerhafte Auslastung der Flächenpotentiale 
ist in der Kommunalpolitik nach wie vor vorhanden und wird durch 
EU-Förderprogramme und die Landes- und Bundespolitik unterstützt. 
 
Die ländlichen Räume der neuen Bundesländer sind durch wenige, 
aber strukturbestimmende Unternehmen geprägt, die zu „DDR-
Zeiten“ erhebliche Zuzüge von Arbeitskräften bewirkten. Selbst der 
brandenburgische Grenzraum entwickelte sich zu einem Industrie-
gürtel, die Grenzlage wurde scheinbar weder von Industrieplanern, 
noch von politischen Entscheidungsträgern als Standortnachteil 
wahrgenommen. Im Folgenden soll gezeigt werden, auf welcher 
Grundlage diese Industrialisierung erfolgte. 
 
Dies ist vor allem deshalb interessant, weil sich die grundsätzliche 
Frage stellt, ob es in den letzten 12 Jahren richtig gewesen ist, die 
Industrialisierungsentscheidungen der DDR zur Grundlage für die 
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Erhaltung und ev. den Ausbau der Industrialisierung ländlicher Räu-
me zu machen. 
 
Abbildung 3: Guben, Lage im Raum und Einzugsbereich 
 
 
Quelle: Alexander Länderatlas, Gotha, 2001 
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3.1   Die Entwicklung der Stadt Guben 
 
 
 
Im Mittelalter entwickelte sich die Stadt Guben, der im Jahre 1235 
das Stadtrecht verliehen wurde, durch ihre Lage am Schnittpunkt der 
Ost-West-Handelswege, die von Süddeutschland über Leipzig nach 
Posen verliefen und der Nord-Süd-Wasserstraßen von Stettin bis 
Böhmen. Im 13.Jahrhundert begannen das Tuchmacherhandwerk 
und der Weinbau den Grundstein für die wirtschaftliche Entwicklung 
der Stadt Guben zu legen.25 
 
Zwischen dem 16. und 19. Jahrhundert war Guben aufgrund seiner 
geographischen Lage vom Dreißigjährigen Krieg, vom Nordischen 
und schlesischem Krieg und auch von Napoleons Russlandfeldzug 
betroffen. Im Verlauf der Jahrhunderte wechselten die Besitzrechte 
an der Lausitz zwischen Böhmen, Sachsen und Schweden, bis 
schließlich im Jahre 1815 der Wiener Kongress Guben an Preußen 
übergab.26 
 
In der Industrialisierungsphase entwickelte sich in der Stadt Guben 
das Handwerk der Tuchmacher hin zu einer florierenden industriellen 
Tuchproduktion. Die Woll- und Haarhutindustrie fand im Zuge der In-
dustrialisierung ebenfalls ihren Standort in Guben. Die wichtigsten 
Vorraussetzungen dafür waren das weiche Wasser der Neiße, das 
reichlich vorhandene Rohstoffangebot in Form von Schafwolle sowie 
die fachlich geschulten Arbeiter aus der Tuchindustrie. Bis in die 20er 
Jahre hinein entstanden so mehr als 50 Hutfabriken, Geschäfte, 
Großhandlungen und einige Unternehmen mit der Spezialisierung 
auf den Hutmaschinenbau.27 
 
Ein weiterer Ausbau der Verkehrswege erfolgte, als im Jahre 1846 
die Niederschlesisch-Märkische-Eisenbahn mit der Strecke Berlin-
Guben-Breslau eingeweiht wurde. Knapp 25 Jahre später folgten 
dann Bahnlinien nach Cottbus und Posen. Der Schienenverkehr er-
möglichte einen wesentlich schnelleren Gütertransport und löste die 
traditionellen Transporte über Land und Wasser ab.28  
                                                          
25 Stadt Guben, Räumliches Struturkonzept, Guben, 1998, S.10 
26 ebenda, S.10 
27 Hutmuseum Guben, Die Hutindustrie vor 1945, 2001, S.14 
28 Arlt/Kretschmann, 150 Jahre Eisenbahn, in: Gubener Heimatkalender 1996, Guben, 199, 
S.113  
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Aufgrund des steigenden Energiebedarfes der Industrie aber auch 
der privaten Haushalte wurden 1848 nordöstlich von Guben Braun-
kohlefelder erschlossen, deren Abbau Übertage erfolgte. Die 1857 
als Aktiengesellschaft gegründete Grube Glückauf erreichte im Jahre 
1860/61 ein Fördervolumen von ca. 102.000 Tonnen Braunkohle. 
Gegen Ende des 19.Jahrhunderts brachten die Gruben jedoch keine 
ausreichenden Erträge mehr. Im Ergebnis bedeutete dies die Schlie-
ßung mehrerer Gruben und den Abbau von Arbeitsplätzen.29 
Bedingt durch die schnellen Transportwege, ihre verkehrsgünstige 
Lage hatte Guben im 19. Jahrhundert eine wichtige wirtschaftliche 
Bedeutung in Deutschland.  Die Berlin-Gubener Hutfabrik AG be-
schäftigte 1922 bereits 3000 Arbeiter und wuchs zu dem größten 
Hutproduzenten Deutschlands heran. 30 
 
Im Zuge der nationalsozialistischen Judenverfolgung mussten zahl-
reiche jüdische Fabrikanten die Stadt verlassen, ihr Besitz wurde 
enteignet. 
Im Jahre 1945 wurde die Stadt durch sowjetische Bombardements 
östlich der Neiße zu 88% und im westlichen Teil zu 21% zerstört. Im 
Juni 1945 gab es die Gewissheit, dass der östlich der Neiße gelege-
ne Teil der Stadt Polen zugesprochen wurde. Im Ergebnis dieser 
Grenzfestlegung mussten etwa 13.500 Bewohner die östlich der 
Neiße gelegenen Stadtteile verlassen und in die westlichen Stadtteile 
umsiedeln, in denen vor dem Krieg nur 8-9000 Menschen wohnten.31 
 
Die wirtschaftliche Lage stabilisierte sich relativ schnell: fünf Indust-
riebetriebe mit insgesamt 600 Beschäftigten und 146 Handwerksbe-
triebe begannen wieder mit der Produktion. Die zunehmende Norma-
lisierung der Wirtschaft schuf eine Vielzahl von Arbeitsplätzen und im 
Mai 1947 arbeiteten in den inzwischen wieder 46 Industriebetrieben 
4.337 Personen und 1929 waren in den Handwerksbetrieben ange-
stellt.32 
 
Durch die zwischen den alliierten Mächten in Jalta und Potsdam 
festgelegte Oder-Neiße-Grenze zwischen Deutschland und Polen 
                                                          
29 Hoche, Corrie, Guben-ein Zentrum des frühen Niederlausitzer Braunkohlebergbaus, in: 
Gubener Heimatkalender 1990, Guben, 19989, S.50f 
30 Hutmuseum Guben, Die Hutindustrie vor 1945, 2001, S.15 
31 Jajesniak-Quast, Stoklosa: Geteilte Städte an Oder und Neiße, Berlin, 2000, S.56ff 
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mussten sich viele Grenzstädte damit auseinandersetzen, dass ihre 
Dominanz in einer bisher geordneten Region verloren ging. 
Die Oder-Neiße Region wurde durch die neu errichtete Oder-Neiße 
Grenze zu einem peripheren Wirtschaftsraum. Sie verfügte bis 1945 
über eine gut entwickelte Infrastruktur, wie sie für eine Grenzregion 
eigentlich untypisch ist. Der nordsüdliche Schienenweg aus Richtung 
Stettin über Königsberg, Küstrin, Frankfurt, Guben nach Forst und 
weiter nach Nordböhmen und das parallel verlaufende Straßennetz 
wurde durch die Grenzziehung mehrfach zerschnitten.  Bis zu der 
Grenzziehung verfügte die Region über Verkehrsinfrastrukturen von 
regionaler und überregionaler Bedeutung. 
 
Die Industriestandorte Eisenhüttenstadt, Frankfurt/Oder, Schwedt 
und Guben hatten innerhalb des östlich von Berlin gelegenen Wirt-
schaftsraumes eine industriell überdurchschnittliche Bedeutung. In 
diesem neuen Grenzgebiet zu Polen konnte auf eine industrielle 
Grundsubstanz an Maschinen und sachkundigem Personal zurück-
gegriffen werden. 
Beide Faktoren förderten den raschen Wiederaufbau einer institutio-
nellen Infrastruktur für investitionsvorbereitende Maßnahmen unter 
den Bedingungen der Besatzungsmacht. Deshalb konnte man seit 
Anfang der fünfziger Jahre an den historischen Wachstumspfad der 
industriell-gewerblichen Wirtschaft anknüpfen.33 Dies geschah im Un-
terschied zum Grenznachbar Polen, der seine Grenzregionen infra-
strukturell und wirtschaftlich vernachlässigte. 
 
Die „innersozialistische“ Staatsgrenze DDR/Polen war eine harte 
Grenze: es entwickelten sich keine grenzüberschreitenden Wachs-
tumskorridore (wie etwa die „blaue Banane“ mit England, Deutsch-
land, Belgien, Luxemburg, Schweiz, Italien). Lediglich die Beschäfti-
gung polnischer Arbeitnehmer in Eisenhüttenstadt und Guben (in 
Guben waren im Jahr 1989 1500 polnische Arbeitnehmer beschäf-
tigt34), zeigten ein grenzüberschreitendes Zusammenwachsen der 
Regionen. Dabei war dies nicht mit der Verdrängung deutscher Ar-
beitnehmer verbunden, auf polnischer Seite gab es keinen Bedarf für 
deutsche Arbeitskräfte. 
 
Die industrielle Wiederbelebung der Grenzstädte Eisenhüttenstadt, 
Frankfurt, Schwedt und Guben hatte besondere Bedeutung: die vier 
                                                          
33 Gayko, Axel, Investitions- und Standortpolitik der DDR an der Oder-Neiße Grenze, in Be-
völkerungstransfer und Systemwandel, Hrsg. Helga Schultz, Berlin Verlag, 1998, S. 277 
34 eigene Recherche 
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an der Oder und Neiße entstandenen Kombinate erreichten bis 1989 
Belegschaften zwischen sieben- und zwölftausend Mitarbeitern. Ins-
gesamt wurden seit den fünfziger Jahren sechsunddreißigtausend 
Industriearbeitsplätze allein in den vier größten Unternehmen des 
Grenzraumes gegenüber Polen geschaffen. Jeder sechste Einwoh-
ner der vier Grenzstädte, das heißt jede zweite bis dritte Familie war 
wirtschaftlich von diesen Industrieunternehmen abhängig. Die östli-
che Grenzregion der DDR geriet somit nicht in eine periphere Lage 
gegenüber dem Binnenland. In den vier wirtschaftlich am meisten 
expandierenden Grenzstädten ist bis 1989 ein zum Teil rasantes Be-
völkerungswachstum zu verzeichnen, während sich die Gesamtbe-
völkerung der DDR rückläufig entwickelte.35 
 
Die in den neu geschaffenen Industrien produzierten Güter waren 
durchweg standardisierte Massengüter. Die Errichtung industrieller 
Grossunternehmen war ein wichtiges Industrialisierungsziel der sozi-
alistischen Planwirtschaft.  Dies ist vor allem deshalb interessant, 
weil vor dem zweiten Weltkrieg in den genannten Städten eine viel-
schichtige Klein- und Mittelindustrie mit teilweise weit in die Ge-
schichte zurückreichender Tradition vorhanden war. 
 
Im Stadtkreis Guben waren 1939 durchschnittlich 11,3 Personen je 
Gewerbebetrieb beschäftigt, in Frankfurt 6,1, in Schwedt 3,6 Perso-
nen. Mit 329 Beschäftigten bildete ein feinkeramisches Werk in 
Frankfurt das mitarbeiterstärkste Privatunternehmen. In den 37 Be-
trieben des Baugewerbes waren 1781 Personen tätig, in sieben Zie-
gelein und anderen Betrieben für feste Baustoffe waren es 218. In 
der Holzverarbeitung und Möbelherstellung gab es 71 Betriebe mit 
605 Beschäftigten, im Maschinenbau sechs Betriebe mit 216 Be-
schäftigten, im Druckgewerbe 17 Betriebe mit 278 Personen. Die 
Mehrzahl der im produzierenden Gewerbe der Stadt beschäftigten 
Personen war in Betrieben mit unter zehn Mitarbeitern tätig. Unter 
den Gubener Industrieunternehmen der Vorkriegszeit ragen 24 We-
berein mit insgesamt 3303 Beschäftigten, 105 Betriebe der Hutin-
dustrie mit 5637 Beschäftigten, 23 Bauunternehmen mit 1240 Mitar-
beitern sowie zwei Gießereien mit zusammen 102 Beschäftigten 
heraus; 16 Maschinenbaubetrieb hatten durchschnittlich 22,5 Mitar-
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beiter. Auf diese 170 Betriebe entfielen nahezu zwei Drittel aller Be-
schäftigten.36 
 
Da die Standortentscheidungen der Nachkriegszeit augenscheinlich 
nicht auf der industriellen Entwicklung der Vorkriegszeit basierte, ist 
von Interesse, welche Theorien als Grundlagen für die Standortbe-
stimmung zugrunde gelegt wurden: 
Der Herangehensweise der in die Entscheidung einbezogenen Fach-
leute, wie Landesplaner, Geologen, Verkehrsspezialisten, ist jedoch 
zu entnehmen, dass der Erkenntnisstand , wie er bereits vor dem 
Ersten Weltkrieg zum Gemeingut der deutschen Nationalökonomie 
gehörte, in den allgemeinsten Grundzügen berücksichtigt wurde. Das 
gilt vor allem hinsichtlich der Bedeutung der Transportkosten und der 
durch diese bedingten Standortpräferenzen einzelner Industrien und 
in Bezug auf die Nutzung regionaler Arbeitskräftereserven in ländli-
chen bzw. strukturschwachen Gebieten. Die Standortgutachten, die 
in jeweils mehreren Varianten in der entscheidungsvorbereitenden 
Phase erarbeitet wurden, weisen dies aus. Über den betriebswirt-
schaftlichen Aspekt des am jeweiligem Standort verfügbaren Arbeits-
kräftepotentials und somit des standort-bezogenen Anteils der Ar-
beitskosten hinaus enthalten die Standortgutachten aller vier im 
deutsch-polnischen Grenzraum zu errichtenden Großunternehmen 
auch Hinweise auf die mit den Industrieinvestitionen zu verfolgende 
raumordnungspolitische Zielsetzung: ein im Gesamtgebiet des ost-
deutschen Staates bestehendes Süd-Nord-Gefälle des wirtschaftli-
chen Entwicklungsniveaus sollte abgebaut werden. Letztlich kam 
diesem Ziel allerdings keine entscheidungsleitende Funktion zu. Eine 
bei der Staatlichen Planungskommission für Standortfragen im No-
vember 1958 gebildete Zentrale Kommission für Standortfragen 
nahm auf die Investitionsentscheidungen zu den Standorten Guben 
und Schwedt einen gewissen Einfluss, wobei sie sich jedoch kaum 
von Prämissen eines sozialen Ausgleichs leiten ließ, sondern statt 
dessen andere politische und militärische Vorgaben ausführte.37 
 
Um die Jahreswende 1955/56 wurden Vorplanungen zur Produkti-
onsaufnahme eines neuen Chemiefaserkombinates eingeleitet, und 
bereits für 1958 war der Baubeginn vorgesehen. Zum 1. Jan. 1960 
                                                          
36 Statistisches Reichsamt (Hrsg.): nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstättenzählung. Die nicht-
landwirtschaftlichen Arbeitsstätten in den Reichsteilen und Verwaltungsbezirken, in: Statistik 
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sollte die Produktionsaufnahme erfolgen. Tatsächlich wurde an die-
sem Tag jedoch gerade einmal der Grundstein für das Chemiefaser-
werk in Guben gelegt. Die mehr als dreijährige Geschichte der 
Standortwahl ist sehr verwickelt; sie zeugt wiederum von der Konkur-
renz wirtschaftlicher, regionaler und politischer Ziele. Standorte in 
weit voneinander entfernten Gegenden der DDR wurden in die 
Standortuntersuchung einbezogen, Menschen verschiedener Institu-
tionen waren damit befasst. 
Doch am Ende kam wieder heraus, was offenbar von Anfang an als 
politische Vorgabe feststand: Guben soll laut Staatlicher Plankom-
mission eine Perspektive als Geburtsstadt von W. Pieck erhal-
ten....Auftragsgemäß war ein Standort in diesem Raum besonders zu 
suchen.  
So heißt es in einem Standortgutachten vom Juni 1956. Fünfzehn 
Monate später, im September 1957, definierte der Wissenschaftliche 
-Technische Rat der Staatlichen Plankommission als Vorgabe für ei-
ne interdisziplinär aus Fachleuten und Praktikern verschiedener Insti-
tutionen zusammengesetzten Arbeitsgruppe: Festlegung des Stand-
ortes Guben unter Berücksichtigung der politischen Orientierung.38 
 
Im Jahre 1960 wurde der Grundstein für dieses Chemiefaserkombi-
nat gelegt, schon mit Produktionsbeginn 1966 wurden überwiegend 
Arbeiterinnen aus den polnischen Grenzgebieten eingestellt. Diesem 
Phänomen ging ein Abkommen zwischen der VR Polen und der DDR 
aus dem Jahr 1965 „(...) über die Zusammenarbeit mit den grenzna-
hen Kreisen der DDR“ voraus.39 So wurden die polnischen Arbeiter 
im Chemiefaserwerk beschäftigt, die auf dem polnischen Arbeits-
markt nicht unterkommen konnten. Im März 1966 waren schon 100 
und im Jahre 1979 790 polnische Arbeiter im Chemiefaserwerk an-
gestellt. 
Anfang der 80er Jahre kamen verstärkt Arbeitskräfte aus Kuba, Viet-
nam und Angola, um sich als Chemie- oder Textilfaserfacharbeiter 
ausbilden zu lassen. Somit konnten dann vor allem die Arbeitsberei-
che im Schichtsystem besetzt werden, die von den deutschen Arbei-
tern zunehmend abgelehnt wurden.  
Die Chemiefaserproduktion stand in den 80erJahren mit einem Anteil 
der gesamten Warenproduktion von 87% im Vordergrund und prä-
sentierte sich als bedeutender Standort für diesen Wirtschaftszweig. 
                                                          
38 ebenda, S.300 
39 Jajesniak-Quast, Stoklosa, Geteilte Städte an Oder und Neiße, Berlin, 2000, S.155 
 32 
Bis Mitte der 80er Jahre stieg die Zahl der Beschäftigten des Che-
miebetriebs auf über 7200 an.40 
 
Die Einwohnerzahlen blieben bis 1964 relativ stabil. Aufgrund der 
Ansiedlungspolitik der DDR-Regierung brachten die folgenden Jahre 
einen rasanten Anstieg der Bevölkerungszahlen mit sich. 1971 wohn-
ten 30.231 Einwohner und 1981 schon 37.234 Einwohner in Guben 
Aufgrund des reichlich vorhandenen Arbeitsangebotes mussten zahl-
reiche Wohnsiedlungen gebaut werden, die Stadt breitete sich in 
westliche Richtung aus. Der Bau von insgesamt 4 Wohnkomplexen 
mit insgesamt über 10.000 WE (Wohneinheiten) gestaltete sich nach 
den für damalige DDR-Verhältnisse üblichen Baukriterien. 
 
Der Zusammenbruch der DDR hatte für die industriell monostruktu-
rierte Region schwerwiegende Folgen: die (militär-) strategisch ge-
planten Industriestandorte fanden sich in einer extremen Randlage 
an der Außengrenze Europas wieder. Die Ausrichtung und die Nähe 
zu den mittel- und osteuropäischen Märkten wurden zu einem we-
sentlichen Standortnachteil. 
Die in Guben vorhandenen Kombinate wurden aufgelöst, das Che-
miefaserkombinat in Teilen zunächst von der Hoechst AG, dann von 
Trevira AG übernommen. Sämtliche Forschungseinrichtungen, die 
vor der Wende in engem Kontakt mit technischen Universitäten neue 
Produkte entwickelten, wurden geschlossen. Von über 7000 Arbeits-
kräften im Chemiekombinat im Jahre 1989 arbeiten heute noch 600 
Arbeitskräfte bei der Trevira AG und 180 bei der Lausitzer Teppich-
faser GmbH. 
 
Ein Strukturwandel, der sich in anderen Regionen Westdeutschlands 
über mehrere Jahrzehnte hinzog, vollzog sich in Guben innerhalb 
weniger Jahre: arbeiteten im Jahre 1990 noch 10.400 Beschäftigte 
im industriellen Sektor, so waren es im Jahre 2000 noch 1000 Be-
schäftigte. 
Die wichtigsten Bereiche, die von diesem Strukturwandel betroffen 
waren, sind der Braunkohlebergbau, die Textilindustrie, die Landwirt-
schaft, aber auch die chemische Industrie, so dass die Arbeitslosen-
quote bis zum Jahre 2002 auf etwa 20% gestiegen ist.  
 
Das ehemalige Werksgelände des Kombinates  mit einer Größe von 
30ha bebauter und 20ha unbebauter Fläche wurde als Industriege-
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biet ausgewiesen und sollte einer Vermarktung zugeführt werden. 
Als entscheidender Nachteil erwies sich die nicht vorhandene Nähe 
zur Autobahn (1LKW-Stunde), die nicht vorhandene Marktfähigkeit 
der produzierten Güter und die schlechte Infrastruktur innerhalb des 
Industriegebietes (schon zu DDR-Zeiten waren jahrelang keine In-
vestitionen mehr in die Erneuerung der Infrastruktur geflossen, dies 
sollte nach der Wende so bleiben). 
 
In der Politik und in der Verwaltung der Stadt Guben wurde die 
Marktfähigkeit des Industriegebietes und seine Bedeutung als Ar-
beitsplatzstandort nie in Zweifel gezogen. Während seit immerhin 
zwei Jahren der notwendige Rückbau nicht mehr benötigter Platten-
bauten diskutiert und auch umgesetzt wird, wurde die Möglichkeit un-
ter den neuen Marktbedingungen kein Industriestandort mehr zu 
sein, nicht einmal im Ansatz diskutiert.  
 
Mit Mitteln der europäischen Union (INTERREG 3) wird ab dem Jahr 
2002 die Infrastruktur des Industriegebietes mit einem Kostenvolu-
men von 20.000.000 € erneuert. Dies geschieht, um die Attraktivität 
für Neuansiedlungen zu erhöhen, aber auch, um die am Standort 
verbliebenen Unternehmen von Kostenaufwendungen zu entlasten. 
 
 
 
3.1.1   Beispiel: Sanierung der Gubener Hüte GmbH 
 
 
 
Die Gubener Hüte GmbH beschäftigte zu DDR Zeiten 600 Mitarbeiter 
und blickte auf eine 176 Jahre lange Firmengeschichte zurück (Gu-
bener Hüte – weltbekannt für Ihre Güte). 
Von der Treuhand AG wurde das Unternehmen 1991 an einen bayri-
schen Privatinvestor veräußert, der jedoch nicht wie angekündigt in 
das Unternehmen investierte, sondern vielmehr gebrauchsfähige 
Maschinen für eine andere Produktion nach Osteuropa verlagerte. 
Trotzdem ging dieses Unternehmen 1993 in Insolvenz und fiel mit 
den verbleibenden 60 Beschäftigten an die Treuhand AG zurück.    
 
Im Jahre 1997 wurde die Übernahme des Unternehmens durch wei-
tere private Gesellschafter vollzogen; mit Hilfe eines Sanierungskon-
zeptes sollte die Produktion den aktuellen marktwirtschaftlichen und 
betrieblichen Bedingungen angepasst werden. Ende 1998 wurde von 
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den Gesellschaftern Antrag auf Gesamtvollstreckung gestellt. Auch 
Spenden der Gubener Bevölkerung, die sich stark mit dem Unter-
nehmen, das die Stadt einst prägte, identifizierte, konnte das Unter-
nehmen nicht retten. 
 
Anfang 1999 gründete sich eine weitere GmbH und nahm die Pro-
duktion mit nunmehr 17 Beschäftigten wieder auf, im Februar 2000 
wurde die Produktion stillgelegt und mit dem Verkauf der Produkti-
onsmaschinen begonnen. 
Übrig geblieben ist ein Hutmuseum, das über ABM-Mittel finanziert, 
über die mehrere Generationen gehende Geschichte der Hutproduk-
tion in der Neißestadt informiert.41 
 
 
 
3.2    Fazit 
 
 
 
Die wirtschaftlichen Verwerfungen in den peripheren Industrieregio-
nen der neuen Bundesländer waren mit der deutschen Einheit – zu-
mindest aus heutiger Sicht – vorprogrammiert. Zu unterschiedlich 
waren die Strukturen westdeutscher Marktwirtschaft und ostdeut-
scher Planwirtschaft: 
 
• die Strukturen, die einen regionalen/lokalen Wachstumspro-
zess verursachen, 
• welche dieser Strukturen in einer Region/Stadt unzulänglich 
vertreten sind, also Entwicklungshemmnisse darstellen, 
• durch welche Maßnahmen diese Entwicklungshemmnisse ü-
berwunden werden können. 
 
Der wirtschaftliche Aufschwung des in der Kriegsfolge entstandenen 
Grenzraumes der DDR bewirkte ein rasantes Bevölkerungswachs-
tum, verbunden mit einer industriellen Monostrukturierung und den 
daraus resultierenden Abhängigkeiten. 
 
Die in den Nachkriegsjahren einsetzende Industrialisierung der 
Grenzregion basierte nicht auf der bis vor dem zweiten Weltkrieg 
vorhandenen Industriestruktur, sie war rein politisch stimuliert und 
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drängte die Reste dieser Industriestruktur sogar zurück. Wie Satelli-
ten entstanden so industrielle Großunternehmen, die endogenen Po-
tentiale der Region wurden weitestgehend nicht berücksichtigt. 
 
Durch die Einflussnahme der UDSSR auf die Standortwahl wurde die 
DDR aus politischen und militärischen Gründen an ihre russischen 
und polnischen Zulieferer und zugleich an ein kostenaufwendiges 
Verkehrssystem, den Eisenbahntransport, gebunden. Rohstoffbezü-
ge über den Seeweg, der auch Lieferungen aus westlichen Staaten 
kostengünstig ermöglicht hätte, wurde auf Dauer verteuert42. Die In-
dustrialisierungsentscheidungen der DDR basierten im Wesentlichen 
auf außerökonomischen, besonders militärstrategischen Gründen.  
Sie waren unabhängig von Standorttheorien, gewachsenen Struktu-
ren, endogenen Potentialen, Rohstoffpotentialen oder Verkehrsinfra-
strukturen. 
 
Mit der deutschen Einheit ergaben sich zwei grundsätzliche Möglich-
keiten für die künftige Raumentwicklung peripherer Räume: 
 
• das Zulassen einer Marginalisierung der Räume 
 
• oder der Versuch einer Fortführung der Industrialisierung unter 
anderen Rahmenbedingungen. 
 
Die Industrieinvestitionen in die neuen Bundesländer in den Jahren 
nach der Wende haben zu einem hohen Masse die zu DDR-Zeiten 
gewachsenen Industriestandorte gestützt. Unabhängig von der in-
dustriellen Entwicklung im internationalen Maßstab hat diese Tatsa-
che Folgen: die Gefahr der dauerhaften künstlichen Subventionie-
rung von Standorten, die aus sich heraus im heutigen 
Wirtschaftssystem längst nicht mehr lebensfähig wären.   
                                                          
 
Ohne diese Investitionen wäre die industrielle Basis in vielen peri-
pheren Regionen der neuen Länder nicht mehr vorhanden, dreizehn 
Jahre nach der Wende setzt sich allerdings langsam die Erkenntnis 
durch, dass diese Unternehmen nicht die Funktion von sog. „An-
kerunternehmen“ bilden können. 
 
Für das Entstehen einer dynamischen lokalen oder regionalen Wirt-
schaft ist die Entwicklung heimischer Produkte, ein Netz von Zulie-
42  Jajesniak-Quast, Stoklosa, Geteilte Städte an Oder und Neiße, Berlin, 2000, S.303 
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fern und Dienstleistern genauso erforderlich, wie die Etablierung von 
„Global-Players“, von Unternehmen, die erfolgreich zu Weltmarkt-
preisen auch ohne dauerhafte Subventionen produzieren können. 
 
Im Gegensatz zu planwirtschaftlichen Entwicklungen sind in vielen 
ehemaligen peripheren Industrieregionen, wie z.B. Guben, vergleich-
bare strukturbestimmende Wirtschaftsentwicklungen nicht zu erwar-
ten. Zurückbleiben werden typische Klein- und Mittelzentren im peri-
pheren Raum, die entsprechende kleinteilige und stadt- bzw. regi-
onsbezogene Entwicklungen in den Vordergrund stellen müssen. 
 
Für die betroffenen Städte und Regionen gehen diese wirtschaftli-
chen Umstrukturierungsprozesse einher mit erheblichen Einwohner-
verlusten und der Gefahr des Verlustes zentralörtlicher Funktionen.  
Dabei bilden Schrumpfungsprozesse und die Anpassung der Wirt-
schaftsstruktur an marktwirtschaftliche Bedingungen auch Chancen 
für qualitatives Wachstum, an dessen Ende eine Re- Industrialisie-
rung auf tragfähigem Niveau stehen kann. 
Dies erfordert kleinteilige Strategien für Wirtschaftsförderung und 
Stadtentwicklung, eine langfristige Orientierung, stringente Prioritä-
tensetzung, Konzentration auf investitionsauslösende Schlüsselpro-
jekte, aber auch die Akzeptanz von Zwischenlösungen und Proviso-
rien. 
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4.   Auswirkungen bisheriger Strategien zur Standortentwick-
lung peripherer Regionen in den neuen Bundesländern 
 
 
 
Mit dem im Grundgesetz vorgesehenen Fall des Beitritts der ehema-
ligen DDR zur Bundesrepublik, entstand ein einheitliches Wirt-
schaftsgebiet, mit allen Rechten und Konsequenzen für die nun 
„neuen Bundesländer“. Eine Aufrechterhaltung „der Grenze, die Bei-
behaltung von zwei verschiedenen Währungen, von Zöllen und an-
deren Handelschranken waren ausgeschlossen. Der Transformati-
onsprozess sollte so schnell wie nur eben möglich vor sich gehen, 
und ein wirtschaftliches Aufholen Ostdeutschlands an den wirtschaft-
lichen Standard Westdeutschlands sollte so schnell wie möglich er-
reicht werden.“43 
 
 
Tabelle 2: Arbeitskräftepotential 1989 
Arbeitskräftepotential  DDR   BRD 
 
Bevölkerung   16,4 MIO.  62,3 Mio. 
 
Erwerbspersonen  8,9 Mio.  29,7 Mio. 
 
Erwerbsquote   54%   48% 
 
Frauenerwerbsquote  50%   37% 
 
Arbeitslosenquote  0%   7,1% 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1990 für die Bundesrepublik 
Deutschland, Wiesbaden, 1990 
 
 
Im Vergleich zur früheren Bundesrepublik zeichnete sich die ostdeut-
sche Wirtschaftsstruktur durch eine überbesetzte Landwirtschaft und 
eine dominierende Großindustrie aus. Bedingt durch eine geringe 
Bedeutung des tertiären Sektors war zu erwarten, „dass sich die 
                                                          
43 Neumann, M. , Transformationsprobleme in der ostdeutschen Wirtschaft: unvermeidliche 
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Wirtschaftsstruktur der neuen Bundesländer derjenigen in West-
deutschland über einen Beschäftigungsabbau in den überbesetzten 
Sektoren und das Herausbilden neuer Arbeitsplatze in den unterent-
wickelten Bereichen angleichen würde.44 
 
 
Tabelle 3: Produktivität und Einkommen 1989 
Produktivität und Einkommen DDR (Mark)  BRD (DM) 
 
Produziertes 
Nationaleinkommen   260,4 Mrd.  ------- 
 
Pro Erwerbstätigem 
Im prod. Bereich    38.759,-  ------- 
 
Bruttowertschöpfung 
ohne Dienstleistungsunternehmen ------   1.449 Mrd. 
 
pro Erwerbstätigem   -------   67.8400 
 
Bruttoinlandsprodukt   353,4 Mrd.  2.237 Mrd. 
 
Durchschnittliche Bruttolöhne 
pro Monat (Gesamtwirtschaft)  1.322,-  3.966,- 
 
in der Industrie    1.324,-  3.657,- 
 
im Baugewerbe    1.310,-  2.958,- 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1990 für die Bundesrepublik 
Deutschland, Wiesbaden, 1990 
 
Die hohen Erwartungen der Menschen in den neuen Bundesländern 
an den Erfolg der Wiedervereinigung führten zu hohen Lohnforde-
rungen (und tatsächlich gezahlten Löhnen), die mit dem tatsächli-
chen Produktionsfortschritt bis heute nicht mithalten können.  
 
G. Sinn45 führt dazu aus: „Hohe Löhne vernichten einen Großteil der 
Industrie und lassen nur jene Betriebe übrig, die produktiv genug 
                                                          
44 Nolte, D. und Ziegler, A., Neue Wege einer regional- und sektoralorientierten Strukturpoli-
tik in den neuen Ländern, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1994, S. 255 
45 Sinn, G., Kaltstart: volkswirtschaftliche Aspekte der deutschen Vereinigung, von Gerlinde 
und Hans-Werner Sinn, Tübingen, 1991 
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sind, sie zu tragen. Insofern treiben sie die Produktivität tatsächlich in 
die Höhe. Sie tun dies jedoch, indem sie Arbeitsplätze vernichten, 
und nicht, indem sie neue Arbeitsplätze schaffen. Die Konsequenzen 
der Hochlohnstrategie sind Sozialtransfers und Subventionen. Um 
zumindest die politisch brisanten Massenentlassungen zu verhin-
dern, die die hohen Löhne erzwingen würden, müssen umfangreiche 
Sozialtransfers fließen.“46 
 
Abbildung 4: 
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Quelle: Kulke, D., Windolf, P, Brinkmann, U: Warum blüht der Osten nicht, Hg. Hans Bökler Stiftung, 
Düsseldorf, 1999 
 
 
Die Abbildung zeigt deutlich, dass die unterdurchschnittliche Produk-
tivität in den neuen Bundesländern Ursache für hohe Lohnstückkos-
ten in Ostdeutschland produzierter Produkte ist. 
 
Das immer stärker Auseinanderklaffen zwischen Lohn- und Produkti-
vitätsentwicklung führte zu drastisch steigenden Lohnstückkosten. 
Direkte Folge war der einsetzende De- Industrialisierungsprozeß, der 
                                                          
46 ebenda, 1991, S. 127 
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wiederum einen flächendeckenden Beschäftigungsabbau – vor allem 
in den industrialisierten peripheren Regionen der neuen Bundeslän-
der – auslöste. 
Der Option der „Hochlohnstrategie“ stand die Alternative gegenüber, 
die Arbeitskosten der Unternehmen durch Lohnsubventionen niedrig 
zu halten, so dass die ostdeutschen Betriebe bei den durch Subven-
tionen abgesenkten Kosten wettbewerbsfähig gehalten werden wür-
den.47 Die Folge wäre eine Wirtschaftsstruktur, die durch eine höhere 
Arbeitsintensität charakterisiert ist. In der Folge hätte kein derart 
massiver Arbeitsplatzabbau in den neuen Bundesländern stattgefun-
den. 
 
Die Frage nach einer möglichen Lohnsubventionierung lässt aller-
dings außer acht, dass die Technologie vieler Industrieunternehmen 
in der DDR völlig veraltet war, vielfach nicht marktfähige Produkte 
produziert wurden und die meisten Industrieunternehmen den deut-
schen und europäischen Umweltstandards nicht gerecht wurden. 
Nach Meinung des Verfassers wäre durch die beschriebene Lohn-
subventionierung eine Enklave falscher Wirtschaftsstruktur geschaf-
fen worden, die einmalig in Europa isoliert an arbeitsintensiven 
Techniken festgehalten hätte, während die kapitalintensive Struktur 
sich immer weiter fortentwickelt. 
 
Die Entwicklung einer selbsttragenden industriellen Basis ist in den 
neuen Bundesländer aber bislang durch die „Hochlohnstrategie bei 
gleichzeitig geringer Produktivität“ nicht erreicht worden. Der De- In-
dustrialisierung der neuen Bundesländer erfolgte kein adäquates 
wirtschaftliches Wachstum. 
Die deutsche Wiedervereinigung hat das regionale Beziehungsge-
flecht innerhalb der neuen Bundesländer vor völlig neue Rahmenbe-
dingungen gestellt: die zu DDR-Zeiten geschaffenen räumlichen 
Strukturen, dem Abbau der Stadt-Land Gegensätze, der Ansiedlung 
von Großindustrien im ländlichen Raum und der Industrialisierung 
der Landwirtschaft haben im westdeutschen Wirtschaftssystem nur 
geringe Überlebenschancen. Wie Analysen belegen, „haben sich in 
den fünf neuen Ländern teilweise wieder die räumlichen Strukturen 
entwickelt, wie sie vor der Existenz der DDR vorhanden gewesen 
waren, wie sie selbst diese vorgefunden hatte.“48 
 
                                                          
47 vergl. ebenda, 1991, S.100ff- 
48 Strubelt, W., Über Disparitäten, in Informationen zur Raumentwicklung, Heft ½, 1997, S.1 
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Die peripheren Regionen der neuen Länder sind bereits sehr dünn 
besiedelt und gehören zu den Abwanderungsgebieten, die auch bei 
den natürlichen Bevölkerungsbewegungen hohe Sterbeüberschüsse 
verzeichnen. „Vom Bevölkerungsbesatz her geraten diese Regionen 
daher in eine kritische Lage bezüglich ihrer Tragfähigkeit.“49 
 
 
                                                          
49 ebenda, 1997,S.39 
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4.1   Die Einbindung der peripheren Räume Ostdeutschlands in 
den Globalisierungsprozess der Industrie  
 
 
 
Der Strukturwandel in den neuen Bundesländern nach 1990 leitete – 
nach westlichem Muster – die Verlagerung der Beschäftigung vom 
primären und sekundären hin zum tertiären Sektor ein. Parallel zu 
diesem sektoralem Strukturwandel vollzieht sich der wirtschaftliche 
Aufbau in Ostdeutschland derzeit vor allem in den Branchen mit pri-
mär regionaler Bedeutung (wie z.B. Handel, Handwerk, Bauwirt-
schaft). Große Anpassungsprobleme der ostdeutschen Wirtschaft 
sind vor allem in den Bereichen zu registrieren, die der interregiona-
len und internationalen Konkurrenz ausgesetzt sind. Hier ist insbe-
sondere der Industriesektor zu nennen.“50 
 
Die industrielle Entwicklung Deutschlands war nach dem Zweiten 
Weltkrieg zunächst vom Wiederaufbau, verbunden mit einer nachho-
lenden Entwicklung von Konsum und Produktion, geprägt. „In dieser 
Phase entwickelten sich industrielle Ballungsgebiete mit großen ver-
tikal integrierten Unternehmen und ihren Zulieferern. Industrielle 
Massenproduktion war mit der Herstellung standardisierten Güter zu 
geringen Kosten verbunden und ermöglichte somit den Massenkon-
sum. Da die Einkommensentwicklung parallel zur Produktivitätsent-
wicklung verlief, entstand ein stabiler Entwicklungszusammenhang 
mit hohem Wirtschaftswachstum.51 
Eine der Ursachen der ersten Strukturkrise in den 60er Jahren war 
die wachsende Marktbeteiligung von Unternehmen aus Niedrigkos-
tenländern. Mit zunehmendem internationalen Wettbewerb erhöhte 
sich der Kostendruck. Die Unternehmen in den europäischen Indust-
rieländern reagierten auf die veränderte Konkurrenzsituation, indem 
sie Teile der Produktion in ausländische Niedrigkostenregionen ver-
lagerten, um Kosten zu senken.52 
Es zeichnete sich eine weltweite Arbeitsteilung ab, bekannt unter 
dem Stichwort „Globalisierung“. Da wo sie politisch gewollt ist, z.B. 
innerhalb Europas wird sie gefördert: wichtige Etappen auf diesem 
                                                          
50 Nolte, D. und Ziegler, A., Neue Wege einer regional- und sektoralorientierten Strukturpoli-
tik in den neuen Ländern, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1994, S. 256 
51 Bathelt, H., Regionales Wachstum in vernetzen Strukturen, in: Die Erde, Stuttgart, 1998, 
S. 248 
52 ebenda, S.248 
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Weg waren der Abbau von Zöllen sowie die Liberalisierung des De-
visen- und Kapitalverkehrs.53 Deutliches Beispiel für die politische 
Förderung der europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit ist die 
Einführung einer einheitlichen gemeinsamen Währung, die „Wäh-
rungsunion“. 
 
Die Globalisierung der Weltwirtschaft hat heute eine erhebliche Dy-
namik und Größenordnung erreicht. Sie ist gekennzeichnet durch: 
 
• den weltweiten Bezug von Vorleistungen, 
• das Engagement über Direktinvestitionen, 
• die Herausbildung transnationaler Unternehmen, 
• das Eingehen strategischer Allianzen, 
• den zunehmenden Standortwettbewerb um das mobile Kapi-
tal, 
• den internationalen Austausch von Wissen und Technologie, 
• die Internationalisierung der Finanzmärkte54. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
53 Zarth, M., Huege, P.,: Auswirkungen der Globalisierung auf die Regionen der Bundesre-
publik Deutschland, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.1999, Bonn,, 1999, S. 1 
 
54 Zarth, M., Huege, P.,: Auswirkungen der Globalisierung auf die Regionen der Bundesre-
publik Deutschland, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.1999, Bonn,, 1999, S. 1 
 44 
 
Abbildung 5: 
Deutsche Direktinvestitionen im Ausland nach 
Herkunftregionen 1996
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Ausländische Direktinvestitionen in Deutschland 
nach Zielregionen 1996
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Quelle: Zarth, M., Huege, P.,: Auswirkungen der Globalisierung auf die Regionen 
der Bundesrepublik Deutschland, 1999 
 
Globalisierung ist ein langfristiger Entwicklungsprozess des gegen-
wärtigen Wirtschaftssystems, der nicht alle Sektoren der Wirtschaft in 
gleicher Weise und zu gleicher Zeit erfasst.55 Die räumlichen Implika-
tionen der Globalisierung in Deutschland lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen:56 die Schnittstellen der Globalisierung sind die gro-
                                                          
55 vergl.: Schamp, E. W., Globalisierung von Produktionsnetzen und Standortsystemen, in: 
Geographische Zeitschrift, 1996/97, Frankfurt, S.209 
56 Lammers, K., Räumliche Wirkungen der Globalisierung in Deutschland, in: Informationen 
zur Raumentwicklung, Heft 1.1999, Bonn,, 1999, S. 16 
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ßen Städte. Ländliche, wenig industrialisierte Gebiete sind von den 
Globalisierungsprozessen unmittelbar weniger betroffen, wenngleich 
aufgrund der vielfältigen Verflechtungsbeziehungen zwischen diesen 
und den Metropolen sowie großen Städten die Effekte der Globalisie-
rung auch dort spürbar sind. Im Vergleich zu den alten Bundeslän-
dern ist Ostdeutschland nur im geringen Maße am 
Globalisierungsprozess beteiligt. 
Der De- Industrialisierungsprozess unmittelbar nach der Wende und 
der bislang nicht realisierte Aufbau einer technologieintensiven In-
dustrie haben dazu geführt, dass die strukturschwachen und periphe-
ren Regionen Ostdeutschland in einer globalisierten Weltwirtschaft 
bislang keinen Fuß fassen konnten: ihre „Standortattraktivität für aus-
ländische Investoren ist schwach, der Besatz mit unternehmensna-
hen Dienstleistungen unterdurchschnittlich und das Gefährdungspo-
tential durch arbeitsintensive Fertigungen stärker ausgeprägt“.57 
 
Ging man nach der Wende von einer möglichen Brückenfunktion der 
neuen Bundesländer für die osteuropäischen Märkte aus, so hat sich 
diese Hoffnung nicht erfüllt: „ Lediglich Berlin, das durch die Haupt-
stadtentscheidung an überregionaler Bedeutung gewonnen hat und 
Sachsen Anhalt konnten ihre Position beim Bezug ausländischer Di-
rektinvestitionen verbessern. Innerhalb der neuen Länder ist analog 
zu Westdeutschland eine Konzentration ausländischer Investoren auf 
die großen Wirtschaftszentren wie z.B. Dresden oder Leipzig festzu-
stellen, während ländlich periphere Regionen oder Räume mit gro-
ßen Umstrukturierungsproblemen nicht zu den bevorzugten Standor-
ten zählen.58 
 
Die ostdeutschen Regionen sind nur in geringem Umfang als Pro-
duktionsstandorte in der Weltwirtschaft integriert. Die Struktur Ost-
deutschlands ist „durch einen Mangel an Unternehmen geprägt, die 
aufgrund ihrer Größe und internationaler Wettbewerbsfähigkeit aktiv 
am Prozess der Globalisierung teilhaben können.59 
                                                          
57 Zarth, M., Huege, P.,: Auswirkungen der Globalisierung auf die Regionen der Bundesre-
publik Deutschland, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.1999, Bonn,, 1999, S. 6 
 
58Zarth, M., Huege, P.,: Auswirkungen der Globalisierung auf die Regionen der Bundesre-
publik Deutschland, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.1999, Bonn,, 1999, S. 3 
 
59 vergl. Schmidt, K.-D., Was verschafft der ostdeutschen Wirtschaft eine breite Export-
basis?, in: Köhler, C., Pohl, R., Aspekte der Transformation in Ostdeutschland, Leipzig 
1997, Veröffentlichung des Institus für Empirische Wirtschaftsforschung, Band 34, S.189 
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Viele Initiativen ostdeutscher Wirtschaftsförderung haben in den ver-
gangenen Jahren versucht, regionale Unternehmen mit den größe-
ren Industriebetrieben einer Region zu vernetzen. Diese Prozesse 
erwiesen sich jedoch als schwierig, da „kaum ein Großinvestor sich 
in den neuen Bundesländern engagierte, um das dort vorhandene 
Potential für seine Zulieferungen zu nutzen. Vielmehr brachten Groß-
investoren ihre Netzwerke mit und hatten kaum Bedarf für die lokale 
Wirtschaft“.60 
 
Die meisten der größeren Unternehmen in den neuen Bundeslän-
dern sind in Unternehmensverbünde integriert, deren Entschei-
dungszentralen außerhalb Ostdeutschlands liegen. 
 
Tabelle 4: Typ des Eigentümers ostdeutscher Unternehmen in Pro-
zent 
 
Betriebs-
grössen 
Personen   
Ost 
Unternehmen 
Ost 
Personen 
West 
Unternehmen 
West 
Ost / 
West 
Ausland Staat Alle 
         
100-199 27,4 5,9 17,7 38,1 2,1 8,0 0,9 54,5 
200-399 14,1 5,4 17,1 51,5 1,8 8,1 2,1 26,8 
400 < 4,7 2,1 9,0 65,0 0,4 15,5 3,0 18,8 
Gesamt 46,2 13,4 43,8 154,6 4,3 31,6 6,0 100,0 
 
Quelle: Kulke, D., Windolf, P, Brinkmann, U: Warum blüht der Osten nicht, Hg. Hans Bökler Stiftung, 
Düsseldorf, 1999, S.58 
 
Entsprechend sind „die ostdeutschen Niederlassungen – und erst 
recht die ostdeutschen Zulieferer dieser Niederlassungen – von den 
Entscheidungen der Unternehmenszentralen abhängig“.61 Die Folgen 
sind rationale Entscheidungen über die zukünftige Entwicklung der 
Unternehmen, ohne dass das „Herzblut“ des in seiner Heimat ver-
wurzelten Entscheiders einfließen kann. 
 
Die Globalisierung birgt Chancen und Risiken, sie bedeutet jedoch 
nicht „zwangsläufig den Verlust von Arbeitsplätzen, sondern kann 
diese auch sichern und je nach den Rahmenbedingungen sogar 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen.“62 Die Schaffung neuer 
Beschäftigungsmöglichkeit im industriellen Bereich ist für die ost-
                                                          
60 Brussig, M., Nutzung regionaler Potentiale in Ostdeutschland via Kooperation, in: Hirsch-
Kreinsen, H., Schulte A., Standortbindungen, Berlin, 2000, S. 135 
61 Brussig, M., Nutzung regionaler Potentiale in Ostdeutschland via Kooperation, in: Hirsch-
Kreinsen, H., Schulte A., Standortbindungen, Berlin, 2000, S. 136 
62 Zarth, M., Huege, P.,: Auswirkungen der Globalisierung auf die Regionen der Bundesre-
publik Deutschland, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.1999, Bonn,, 1999, S. 3 
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deutschen Bundesländer jedoch unumgänglich zur Senkung von Ar-
beitslosenquoten >20%. 
Damit die neuen Bundesländer in einem globalen Standortwettbe-
werb mithalten können, „muss es bei den öffentlichen West-Ost-
Finanztransfers zu einer Umschichtung der Mittel von der konsumti-
ven zur investiven Verwendung kommen. Investitionen werden in 
Zukunft vor allem zum Aufbau einer leistungsfähigen industriellen 
Basis benötigt. Ostdeutschland muss es gelingen, eine humankapi-
tal- und technologieintensive Industrie aufzubauen“.63 
 
Die Notwendigkeit des Aufbaus einer wettbewerbsfähigen Industrie, 
die exportfähige Güter produziert ist erkannt. Bedingt durch die an-
haltend hohe Arbeitslosigkeit, der von bisherigen Förderansätzen 
bislang nicht bewältigte Strukturwandel und die nicht deutlich sicht-
baren wirtschaftlichen Entwicklungspotentiale in den peripheren 
Räumen der neuen Bundesländern, besteht die Tendenz der Kon-
zentration der Entwicklung/Förderung auf bereits bestehende Wirt-
schaftszentren. 
 
Ein Beispiel sind die Länder Berlin und Brandenburg: Das raumord-
nerische Leitbild der dezentralen Konzentration wurde vom Land 
Brandenburg vor allem deshalb aufgestellt, um einer zu großen Kon-
zentration auf den Großraum Berlin entgegenzuwirken und die peri-
pheren Räume des Landes, die nicht von der Metropolregion profitie-
ren können in den Entwicklungsprozess einzubinden. Das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung64 empfiehlt die strukturpolitischen 
Mittel künftig auf die schon relativ starken Gebiete und Zentren der 
Region Berlin-Brandenburg zu konzentrieren, um die hier gegebenen 
Wachstumschancen noch stärker als bisher zu nutzen. 
 
Eine solche Empfehlung mag angesichts bisheriger Erfolge in der 
Strukturpolitik in den neuen Bundesländern verständlich sein, sie 
läuft den grundlegenden Zielen des wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalts in Europa zuwider und verstärkt die ohnehin vorhan-
denen räumlichen Disparitäten – zum Nachteil der strukturschwa-
chen Räume - weiter. 
                                                          
63 Kulke, D., Windolf, P, Brinkmann, U: Warum blüht der Osten nicht, Hg. Hans Bökler Stif-
tung, Düsseldorf, 1999, S.276 
64 vergl.: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Überlegungen zu den künftigen 
Leitlinien für die Wirtschaftspolitik Brandenburgs. DIW Wochenbericht, Berlin, 1997, Heft 6, 
S.108 
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4.2 Demographische Entwicklungen in den peripheren Regionen 
Ostdeutschlands 
 
 
 
Das Wanderungsverhalten der Bevölkerung in den neuen Bundes-
ländern hat sich innerhalb des letzten Jahrzehntes spürbar verän-
dert: zwischen dem früheren Bundesgebiet sowie den neuen Län-
dern und Berlin-Ost war es in den frühen 90er Jahren durch eine ge-
genläufige Entwicklung geprägt, wobei die Zuzüge in die neuen Län-
der und Berlin-Ost laufend stiegen und die Fortzüge aus dem Osten 
stark zurückgingen. Bedingt durch diese Wanderungsbewegungen 
hatte sich die Wanderungsbilanz zwischen Ost und West in den letz-
ten Jahren nahezu ausgeglichen. Im Jahre 1998 deutete sich aber 
eine Umkehr des bisherigen Trends an, der auch 1999 anhielt; in 
diesem Jahr zogen 196.000 Personen aus den neuen Ländern und 
Berlin-Ost in den Westen und 152.000 wählten den umgekehrten 
Weg. Daraus ergab sich für die neuen Länder und Berlin-Ost ein ge-
stiegener Abwanderungsüberschuss von knapp 44.000. 
1998 betrug die Zahl der Nettoabwanderungen aus dem Osten 
31.000 und 1997 10.000 Menschen.“65 
 
Abbildung 6: 
Wanderung zwischen dem früheren Bundesgebiet, 
den neuen Ländern und Berlin Ost
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 12/2000 
 
                                                          
65 vergl.: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsentwicklung 1999, Wirtschaft und Statistik, 
12/2000, 2000, Seite 926 
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Diese Entwicklung lässt sich aus vielen „aufholenden Entwicklungen“ 
der neuen Bundesländer erklären, die die Lebensqualität der ost-
deutschen Menschen in bezug auf: 
 
 
• „die städtebauliche Entwicklung, 
• die infrastrukturelle Ausstattung, 
• die quantitative und qualitative Wohnungsversorgung, 
• die Umweltsituation“66 
 
 
erheblich verbessert haben. Auch die veränderte Situation in den 
westdeutschen Regionen, deren Arbeits- und Wohnungsmärkte 
durch die Wanderungsgewinne der letzten Jahre außerordentlich 
stark belastet wurden, für den Rückgang der Ost-West-Wanderung 
eine Rolle. 
 
Die strukturschwachen Regionen in den peripheren Lagen der neuen 
Bundesländer, die durch eine unterdurchschnittliche Wirtschaftkraft 
mit einhergehender Arbeitslosigkeit gekennzeichnet sind, weisen 
meist eine ungünstige Wanderungsbilanz auf, die zu großen Netto-
abwanderungen führt. 
Die Lage und Erreichbarkeit einer Region sind in Ost- und West-
deutschland eine wesentliche Einflussgröße der Wanderungen. 
„Während im Osten die Wanderungen aber eher auf einen Konzent-
rationsprozess der Bevölkerung hinausliefen, setzten sie im Westen 
den Dekonzentrationsprozess der Bevölkerung fort. In den neuen 
Ländern realisieren jene Regionen eine vergleichsweise günstigere 
Wanderungsbilanz, die eine höhere Einwohnerdichte, einen höheren 
Ausländeranteil und eine bessere Zentrenanbindung aufweisen, also 
eher verdichtete Regionen“67. 
 
 
 
 
 
                                                          
66 Maretzke, St., Regionale Wanderungsprozesse in Deutschland sechs Jahre nach der Ver-
einigung, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft11/12. 1998, S. 759 
67 Maretzke, St., Regionale Wanderungsprozesse in Deutschland sechs Jahre nach der Ver-
einigung, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft11/12. 1998, S. 759 
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Tabelle 5: 
 
 
 
 
Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass beispielweise im Land Branden-
burg alle im peripheren Raum gelegenen Städte Einwohner verloren 
haben. Statistisch reduziert wurde dies teilweise durch Eingemein-
dungen.  
Demgegenüber verzeichnen Städte im Berliner Umland erhebliche 
Bevölkerungsgewinne. Dies könnte aus Zuzügen aus der Stadt Ber-
lin und aus der Brandenburger Peripherie resultieren.  
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Die Konzentration der wirtschaftlichen Wachstumsprozesse auf die 
wenigen leistungsfähigen Zentren in den neuen Bundesländern 
könnte zu großräumigen Konzentrationen der Bevölkerung führen. 
Die Folge wäre eine stetige Verfestigung räumlicher Disparitäten. 
Als Ursache für Bevölkerungsveränderungen gilt der natürliche Be-
völkerungssaldo (Geburten minus Sterbefälle) und der Migrations-
saldo (Zuzüge minus Fortzüge). Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass 
der natürliche Bevölkerungssaldo für alle Städte negativ ist, d.h. in al-
len Städten war die Anzahl der Sterbefälle größer als die der Gebur-
ten. 
 
 
 
 
 
Tabelle 6: 
 
Bevölkerungsveränderungen der Städte im Land Brandenburg  
von 15.000 - 50.000 Einwohner in % der Bevölkerung von 1991 - 2000 
   
   
Städte in peripheren Lagen natürliche Bevölke-
rungsbewegungen 
Migration 
Schwedt -1,47 -18,63 
Wittenberge -7,09 -12,49 
Guben -4,1 -15,22 
Senftenberg -4,69 -11,59 
Eisenhüttenstadt -2,9 -12,5 
Eberswalde -4,36 -10,45 
Luckenwalde -6,56 -7,2 
Finsterwalde -6,03 -7,82 
Lauchhammer -6,53 -7,1 
Forst -6,95 -1,49 
Spremberg -4,86 0,78 
Neuruppin -4,51 0,65 
Lübben -3,03 0,85 
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Städte im Berliner  
Umland 
natürliche Bevölke-
rungsbewegungen 
Migration 
Strausberg -3,3 -5,61 
Ludwigsfelde -1,22 -2,02 
Königs Wusterhausen -4,41 0,19 
Fürstenwalde -4,75 2,83 
Oranienburg -3,73 7,91 
Henningsdorf -6,48 12,09 
Teltow -3,38 13,75 
Bernau -4 30,34 
Hohen Neuendorf -3,21 35,53 
Falkensee -3,21 48,72 
   
Quelle: LDS Brandenburg,  Landesbetrieb für Datenverarbeitung 
 und Statistik des Landes Brandenburg, 2003  
 
 
Die Städte in peripheren Lagen sind jedoch zusätzlich mit erhebli-
chen Bevölkerungsverlusten konfrontiert, während die Städte im Ber-
liner Umland überwiegend einen positiven Migrationssaldo zu 
verzeichnen hatten. „Abwanderungen fanden vor allem da statt, wo 
die ökonomische Entwicklung eine geringe Dynamik entfaltete, wo 
Einbrüche am Arbeitsmarkt besonders stark waren und wo die 
Erwartungen auf eine baldige wirtschaftliche Konsolidierung eher 
bescheiden sind.“68 
 
Es wird aber auch deutlich, dass in einer Vielzahl von Städten in den 
peripheren Lagen, die Geburtendefizite die Hauptursache für den 
Bevölkerungsverlust waren. 
Die enttäuschende Wirtschaftsentwicklung der letzten Jahre führte 
allerdings dazu, dass die Abwanderungsrate größer ist, als die nega-
tive Bevölkerungsentwicklung. 
Neben der Entwicklung der Wanderungsbewegungen und der demo-
graphischen Entwicklung ist vor allem die Veränderung der Alter-
struktur der Bevölkerung von Interesse. 
 
 
 
                                                          
68 Strubelt, W., Über Disparitäten, in Informationen zur Raumentwicklung, Heft ½, 1997, 
S.39 
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Tabelle 7: 
 
 Bevölkerung Deutschlands 
nach Altersgruppen in Tsd. 
  
Jahr/Alter < 20 21 - 60 61 - 80 > 81 Gesamtanzahl 
1991 17.294 46.597 13.304 3.080 80.275 
1993 17.508 47.237 13.331 3.263 81.339 
1995 17.628 46.980 13.915 3.294 81.817 
1997 17.661 46.469 14.899 3.029 82.058 
1999 17.530 45.752 15.946 2.935 82.163 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsentwicklung, Wirtschaft und Statistik, 12/2000 
 
Es zeigt sich, „dass sich der Altersaufbau der Bevölkerung in 
Deutschland weiter in Richtung ältere Generation verschiebt. Auffal-
lend ist die in den vergangenen Jahren deutlich gestiegene Zahl der 
60- bis unter 80jährigen Senioren. Ende 1999 lebten 15,9 Mio. Se-
nioren dieser Altersgruppe in Deutschland, ihr Anteil an der Bevöl-
kerung betrug 19,4%; im Jahr 1990 waren es 13,3 Mio. oder 
16,6%“69.  
 
Die Bevölkerungszahl der jungen und mittleren Generation ist seit 
Mitte der 90er Jahre trotz der Zuwanderungsüberschüsse rückläu-
fig. Ende 1999 waren 21,3% der Bevölkerung jünger als 20 Jahre 
und 55,7% gehörten der Altersgruppe der 20-60jährigen an. Im 
Vergleich dazu lag der Anteil der unter 20jährige Ende 1990 bei 
21,7% und die mittlere Generation stellte 57,9% der Bevölkerung.  
 
Aus diesen Zahlen lassen sich Konsequenzen ableiten: 
 
• vordergründige Entlastungen des Arbeitsmarktes (Langzeit-
arbeitslose) führen zu einer erheblichen Reduzierung  der quali-
fizierten Arbeitskräfte, 
• die natürlichen und migrationbedingten Bevölkerungsverluste 
werden das Kaufkraftpotenzial noch einmal gravierend verän-
dern, 
• die Bevölkerungsverluste werden ebenfalls Auswirkungen auf 
die Finanzkraft der Kommunen haben, 
• die demographischen Veränderungen haben erhebliche Konse-
quenzen für die kommunalen Infrastrukturen (Schulen, etc.). 
 
                                                          
69 vergl.: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsentwicklung 1999, Wirtschaft und Statistik, 
12/2000, 2000, Seite 926 
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Strukturschwache, periphere Räume in den neuen Bundesländern 
sind von einer zentralen Gefahr geprägt,: dem Abwandern der jun-
gen, flexiblen, und gutausgebildeten Menschen, aber auch derjeni-
gen, die zu DDR-Zeiten die Qualifikationsstruktur des Raumes ge-
prägt haben. Da der De- Industrialisierung der in der DDR geschaf-
fenen Industriekerne im ländlichen Raum keine angemessene Re- 
Industrialisierung unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten er-
folgte, ging vielfach eine oft über Jahrzehnte gewachsene industriell 
geprägte Kompetenzprofilierung einer Region verloren. 
Diese Tatsache ist besonders kritisch zu bewerten, weil die periphe-
ren Regionen in den neuen Ländern bereits zu DDR-Zeiten dünn 
besiedelt waren und die Abwanderungsgebiete auch bei natürlichen 
Bevölkerungsbewegungen hohe Sterbeüberschüsse zu verzeich-
nen haben. 
Die Überalterung der Bevölkerung kann erhebliche Konsequenzen 
auf die Wettbewerbsfähigkeit einer Region haben, da nicht nur Ar-
beitnehmer sondern auch Arbeitgeber „altern“. „Zu beachten ist 
nämlich, dass neue Unternehmen, die neue Arbeitsplätze schaffen, 
von jungen Leuten gegründet werden. Das durchschnittliche Alter 
der Unternehmensgründer liegt in Deutschland bei 34 bis 35 Jah-
ren, es fällt also mit dem Alter der maximalen wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zusammen. Da die am dichtesten besetzten Alter-
klassen älter als 35 Jahre sind, ist als Ergebnis einer weiteren Alte-
rung der deutschen Bevölkerung nicht eine Verminderung der Ar-
beitslosigkeit, sondern ganz im Gegenteil eine Verschärfung des 
ohnehin bestehenden Mangels an Unternehmen und Arbeitsplätzen 
festzuhalten“.70 
Die Schlagworte Wissensgesellschaft, Wissensstadt zeigen ihre 
negative Seite: da wo wissensbasierte Entwicklungsimpulse fehlen, 
entstehen dementsprechend weniger prosperierende Unternehmen 
und weniger Arbeitsplätze. Information und Wissen sammeln sich 
vorwiegend in den Verdichtungsräumen, so dass der dadurch ent-
stehende Wissensvorsprung zu einer Vergrößerung räumlicher Dis-
paritäten beitragen kann. So entsteht ein ”Abwanderungsdruck” für 
die gut Qualifizierten im strukturschwachen Raum. 
Die strukturschwachen Räume Ostdeutschlands stehen jedoch 
noch vor einem weiteren Problem: entsteht dann doch die entspre-
chende Nachfrage nach qualifizierten Menschen, um die Ansied-
                                                          
70 Sinn, H.W., Das demographische Defizit– die Fakten, die Folgen, die Ursachen und die 
Politimplikationen, in ifo Schnelldienst 5/2003 – 56 Jahrgang  
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lung von neuen Industrien zu ermöglichen, verfügen diese Räume 
nicht über die ”weichen Standortpotentiale”, die ihre Attraktivität für 
Arbeitnehmer aus prosperierenden Regionen ausmachen könnten.  
 
 
 
 
4.2.1   Die demographische Entwicklung der Stadt Guben 
 
 
 
Die Stadt Guben ist mit gravierenden demographischen Strukturver-
änderungen konfrontiert: im Jahr der Wende wohnten in Guben 
34.192 Menschen. Bis zum Jahre 2003 ist die Zahl der Bevölkerung 
auf 24300 Menschen gesunken. Die unterdurchschnittliche Wirt-
schaftskraft der Stadt Guben hat dazu geführt, dass sich die Einwoh-
nerzahlen wieder auf das Niveau von 1964 ( dem Beginn der Ansied-
lungspolitik der DDR) eingependelt haben.  
 
Abbildung 7: 
Bevölkerungsentwicklung in Guben/Brandenburg von 1964 - 2002
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Quelle: LDS Brandenburg,  Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statistik des Landes Branden-
burg, 2003 
 
Die negative Bevölkerungsentwicklung seit 1990 ist zu mehr als 80% 
migrationsbedingt, d.h. die Fortzüge haben zu diesem erheblichen 
Bevölkerungsverlust geführt. Nachstehende Tabelle zeigt die Bevöl-
kerungsbilanz der Stadt Guben für den Zeitraum 1990 – 1999. Der 
Gesamtbevölkerungsverlust in der Stadt von ca. 18,6% teilt sich auf 
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in den natürlichen Bevölkerungssaldo von ca. 4%, während der 
Migrationssaldo 14,6% beträgt. 
 
Tabelle 8: 
 
Bevölkerungsbilanz der Stadt Guben vom 30.12.1990 - 31.12.1999 
 (auf volle Hundert gerundet)   
    
Bevölkerung am 31.12.90 32.200  
    
Geburten 1991 - 1999 1.500  
    
Sterbefälle 1991 - 1999 2.800  
    
Natürlicher Bevölkerungssaldo -1.300  
  d.h. 4% der Bevölkerung 
von 1990 
    
Zuzüge 1991 - 1999 5.500  
    
Fortzüge 1991 - 1999 10.200  
    
Migrationssaldo -4.700  
   d.h. 14,6% der Bevölke-
rung von 1990 
    
Bevölkerung am 31.12.1999 26.200  
  d.h. 81,4% der Bevölke-
rung von 1990 
    
Quelle: Stadtumbaukonzept Guben, Guben, 2001  
 
In der Stadt Guben hat die negative Bevölkerungsentwicklung erheb-
liche Auswirkungen auf Nachfrage- und Kaufkrafteffekte der privaten 
Wirtschaft, aber auch auf die öffentlichen Haushalte durch direkte 
und indirekte Verluste an Steuereinnahmen und geringere Zuwei-
sungen vom Land. In der Schnelligkeit der negativen Bevölkerungs-
entwicklung ist die Tatsache begründet, dass kaum Ausgabener-
sparnisse des städtischen Haushalte durch die Reduzierung der Be-
völkerung zu erzielen sind, sondern die „Pro – Kopf“ –Ausgaben 
steigen. 
 
Auch in der Stadt Guben geht mit der Schrumpfung der Bevölkerung 
eine deutliche Überalterung in der Stadt einher. Lag das Durch-
schnittsalter der Gubener Bevölkerung 1990 noch bei ca. 36,7 Jah-
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ren, so beträgt es nun 41,7 Jahre und wird bis 2015 auf ca. 48,5 Jah-
re ansteigen. Gegenwärtig ist bereits 1/7 der Stadtbevölkerung älter 
als 65 Jahre und der Anteil der über 65-jährigen  wird bis 2015 auf 
über 25% und bis zum Jahre 2030 sogar auf nahezu 37% anstei-
gen.71 
 
Abbildung 8: 
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Quelle: LDS, Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Brandenburg, 2001 
 
Die Folgen der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung sind für 
die Stadt Guben beträchtlich72: 
 
 
 „Die Zahl der Kinder im Kindergartenalter (bis 7 Jahre)  wird bis 
2015 in etwa auf dem gegenwärtigen niedrigen Niveau liegen. 
1000 – 1500 Personen), 
 die absolute Zahl der Personen im Schulalter (7-16 Jahre) wird 
sich um mehr als 50% reduzieren (Rückgang von z.Z. 2800 auf 
1400), 
                                                          
71 Stadt Guben, Stadtumbaukonzept für die Stadt Guben, Zwischenbericht, Guben, 2001, 
S.30 
72 Stadt Guben, Stadtumbaukonzept für die Stadt Guben, Zwischenbericht, Guben, 2001, 
S.30 
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 die absolute Anzahl der Personen im Berufsausbildungsalter 
bzw. Personen in höheren Bildungseinrichtungen (16-21 Jahre) 
wird sich von ca. 1800 auf 700 reduzieren, 
 im Jahre 2015 werden mehr als 25% der Einwohner älter als 65 
Jahre sein.“ 
 
Das Erwerbspersonenpotenzial – definiert als die Bevölkerung zwi-
schen 15 und 65 Jahren – wird stark sinken. Es wird von derzeit ca. 
18.000 auf ca. 13.600 bis zum Jahr 2015 zurückgehen 
 
Abbildung 9: 
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Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Brandenburg, 2000 
 
Die bisherige und die prognostizierte demographische Entwicklung 
der Stadt Guben, die tiefgreifenden Veränderungen der Altersstruk-
tur erfordert erhebliche Anpassungen in vielen städtischen Berei-
chen. Dies gilt im Bereich der Bildungsinfrastruktur, der „altenrele-
vanten“ Infrastruktur genauso wie bei dem Umgang mit der Leer-
standsproblematik und dem daraus folgenden Abriß nicht mehr be-
nötigten Wohnraumes. 
Wichtig ist, das sich die Energien der Akteure tatsächlich auf die 
Bewältigung des Strukturwandels konzentrieren und nicht auf die 
Vermeidung und zeitliche Verschiebung des Wandels. 
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4.3   Die Industrialisierung der peripheren Regionen  
Ostdeutschlands 
 
 
 
Die Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte in der in-
dustriellen Fertigung werden auch in den neuen Bundesländern 
immer weiter abnehmen. Die Notwendigkeit zur Etablierung techno-
logieorientierter Firmen und die Förderung ihrer Einbindung in glo-
bale Wirtschaftssysteme ist für ein stabiles Wirtschaftswachstum 
notwendig. Die Frage, wie tragfähig die aus DDR - Zeiten stam-
menden Industriestrukturen sind und welche Rolle sie bei der wirt-
schaftsstrukturellen Entwicklung peripherer Räume spielen können, 
wird kontrovers diskutiert. 
 
Die Ausgleichsmechanismen zum Abbau räumlich fassbarer Ein-
kommensdisparitäten zu DDR-Zeiten, bestanden vor allem in der 
Industrialisierung der Landwirtschaft und dem Ansiedeln von gro-
ßen Industriekomplexen in den peripheren Räumen. Dies bewirkte 
eine große Attraktivität dieser Regionen, „gerade für die jüngere 
Bevölkerung, die dort, gefördert durch das staatliche System der 
DDR, Arbeit und vor allem Wohnungen fand.73 
 
Nach dem Zusammenbruch des staatlichen Systems der DDR ver-
suchten die industriellen Wirtschaftsstandorte in den peripheren 
Räumen eine internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erreichen. Der 
Abbau der Industriearbeitsplätze ist jedoch bis heute nicht gestoppt. 
Absolut gesehen, gingen in den ersten Jahren nach der „Wende“ 
die meisten Industriearbeitsplätze verloren. „Von den 2.075.858 im 
Jahre 1991 in der ostdeutschen Industrie (Bergbau und verarbei-
tendes Gewerbe) beschäftigten Personen sind im Jahre 1994 gera-
de noch knapp 32% übrig geblieben; das entspricht etwa einer Zahl 
von 674.643 Industriearbeitsplätzen.“74 Dies entspricht einem Re-
kordtief von 47 Beschäftigten je 1000 Einwohner im Jahre 1993. 
 
Der De- Industrialisierungsprozess in den neuen Bundesländern 
löste flächendeckenden Beschäftigungsabbau - vor allem in den pe-
                                                          
73 Strubelt, W., Über Disparitäten, in Informationen zur Raumentwicklung, Heft ½, 1997, S.1 
 
74 Nolte, D. und Ziegler, A., Neue Wege einer regional- und sektoralorientierten Strukturpoli-
tik in den neuen Ländern, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1994, S. 256 
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ripheren Regionen – aus. Die Rolle, die industrielle Großbetriebe 
bei der Entwicklung einer industriellen Basis in den peripheren 
Räumen spielen können, wird unterschiedlich eingeschätzt. 
 
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung sprach sich schon 1994 gegen die dauerhafte 
Subventionierung dieser Industriebetriebe aus: 
 
1. „Aus finanzpolitischer Sicht sei eine dauerhafte Förderung 
von Industriekernen in den neuen Bundesländern kaum trag-
bar. Angesichts der ernsten Lage der öffentlichen Haushalte 
sei vielmehr ein Abbau staatlicher Subventionen erforderlich. 
2. Aus wettbewerbspolitischer Sicht wäre eine dauerhafte Sub-
ventionierung eine neue Dimension des Sündenfalls. Im Un-
terschied zu einer generellen Regionalförderung bedeute ei-
ne branchenspezifische Förderung eine gezielte Wettbe-
werbsverzerrung. 
3. Aus strukturpolitischer Sicht seien Förderungen und Subven-
tionen für Industriebetriebe sinnlos, da eine wirtschaftliche 
Belebung nur über neue, moderne Strukturen im Trend zur 
Dienstleistungsgesellschaft möglich sei. Zudem könnten 
wettbewerbsfähige Strukturen nicht industriepolitisch geplant 
werden.“75 
 
Die Befürworter einer dauerhaften Subventionierung der ehemali-
gen Industriestandorte sehen in ihnen die Basis für eine industrielle 
Entwicklung, da davon „erhebliche direkte und indirekte Effekte auf 
den tertiären Sektor – und hier insbesondere auf die produktions-
orientierten Dienstleistungen – sowie auf den Handel ausgehen.“76  
 
Wachstumspole einer modernen Industrielandschaft sahen, sahen 
die Gegner die Gefahr der Subventionierung nicht überlebensfähiger 
Strukturen, die gleichzeitig einen industriellen Während die Befür-
worter die altindustrialisierten Standorte als potentielle Neuanfang 
verhinderten. 
 
                                                          
75 Nolte, D. und Ziegler, A., Neue Wege einer regional- und sektoralorientierten Strukturpoli-
tik in den neuen Ländern, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1994, S. 256 
 
76 Nolte, D. und Ziegler, A., Neue Wege einer regional- und sektoralorientierten Strukturpoli-
tik in den neuen Ländern, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1994, S. 256 
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Mit dem Zusammenbruch der DDR waren die zum großem Teil sub-
ventionierten Produktionsbetriebe nicht mehr lebensfähig; anstelle 
einer Produktion mit viel zu hohem Beschäftigungsgrad, weitgehend 
gesicherten Abnahmemengen und staatlich festgelegten Preisen, 
mussten die Unternehmen nun Produkte mit wettbewerbsfähigen 
Qualitäten und Preisen anbieten. 
Die Kombinate wurden in eigenständige Betriebsteile aufgespalten 
und von der Treuhand AG verwaltet. Sie durchliefen eine Kette von 
Käufen und Verkäufen westdeutscher Industriekonsortien, um letzt-
endlich in einzelnen Produktionszweigen, auf ein Bruchteil der Be-
schäftigten geschrumpft, zu versuchen, am gleichen Standort nun 
zu Weltmarktpreisen zu produzieren. 
 
Die in der DDR arbeitsplatzintensiv betriebene Industriestrukturen 
waren unter Weltmarktbedingungen nur arbeitsplatzextensiv zu er-
halten. Im Schnitt wurden 5 DDR Arbeitsplätze in der chemischen 
Industrie durch einen Arbeitsplatz zu Weltmarktbedingungen er-
setzt.77 
 
Zeitgleich mit der „Wende“ brachen die Märkte in der zerfallenden 
UDSSR und den übrigen RGW- Staaten zusammen. Eine Neuorien-
tierung hin zu den westlichen Märkten war erforderlich. Die Lage - 
nun im europäischen Grenzraum – wurde zu einem erheblichen 
Standortnachteil. Die Industriekombinate lagen oft im ländlichen 
Raum, ohne Autobahnanschluss: hatte die DDR – aufgrund ihrer 
Absatzmärkte in der UDSSR – ihre Produkte fast ausschließlich ü-
ber das Schienennetz befördert, bevorzugt die westliche orientierte 
Wirtschaft den schnellen (just in time) LKW-Verkehr. 
 
Investitionen in die Infrastruktur der Industriekombinate erfolgten in 
den letzten zehn Jahren der DDR aufgrund der angespannten Fi-
nanzlage nur in einem sehr geringen Maße. Nach der Wende be-
stand für alle Industriegebiete ein erheblicher Erneuerungs- und In-
vestitionsbedarf, dem die neuen Eigentümer in der Regel nur mit 
kleinteiligen Erhaltungsinvestitionen gerecht wurden. Der Wettbe-
werbsvorteil einer vorhandenen Infrastruktur war für z.B. die chemi-
sche Industrie, aufgrund notwendiger Investitionen nur begrenzt ein-
setzbar. 
 
                                                          
77 Trevira AG, Angaben des Werksleiters Dr. Schaller, Guben, 2000 
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Vielfach waren von den ehemals großen Industriekombinaten – trotz 
vorhandener Infrastruktur- keine strukturbestimmende Wirtschafts-
entwicklung zu erwarten. Die Wirtschaftsentwicklung der betroffenen 
Kommunen hätte dann wesentlich kleinräumiger und regionsbezo-
gener erfolgen müssen. Aus politischen Gründen wurden in den 
vergangenen dreizehn Jahren in den neuen Bundesländern indus-
trielle Produktionskapazitäten in den peripheren Räumen erhalten, 
für die sich in einem absehbaren Zeitraum kaum Chancen auf 
Marktfähigkeit abzeichneten.  
 
Dies hat dazu geführt, dass der Wiederbelebung der industriellen 
Wirtschaftsstandorte Priorität beigemessen wurde, während die 
Entwicklung einer ausgewogenen räumlichen Wirtschaftsstruktur 
vernachlässigt wurde. 
Die peripheren ländlichen Räume in den neuen Bundesländern ste-
hen auch dreizehn Jahre nach der Wende vor dem Problem, tat-
sächlich vorhandene Strukturen und Ausgangsbedingungen als  
Status - quo wahrzunehmen und entsprechende Handlungserfor-
dernisse abzuleiten. 
 
Die Schwierigkeit besteht in einem Einsichtprozess der Akteure vor 
Ort, ob ihr jeweiliger Standort unter marktwirtschaftlichen Gesichts-
punkten eine industrielle Struktur zur Basis ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung machen kann, ob ihre Standortpotentiale diesem Ziel 
entsprechen: 
Die Standortanforderungen der Industrie unterscheiden sich nach 
Investitionsmotiv, betrieblichen Merkmalen und betriebsbezogenen 
Raumpräferenzen, dennoch ist eine klare Dominanz der „klassi-
schen Standortfaktoren Fläche, Marktnähe, Autobahnanbindung, 
Arbeitsmarkt, Investitionsförderung/ Standortkosten zu beobach-
ten78. Die Erfüllung dieser Standortvoraussetzungen sind die 
Grundbedingungen für die peripheren Regionen Ostdeutschlands, 
die sich beim Standortwettbewerb um europäische oder ausländi-
sche Investoren beteiligen wollen. 
 
Dass die Industrie Basis wirtschaftlicher Aktivitäten prosperierender 
Regionen ist, ist unbestritten. Trotz der relativ geringen Bedeutung 
des Industriesektors unter Beschäftigungsaspekten, „gilt auch für 
reife Industrie- und Dienstleistungsgesellschaften, dass weite Teile 
des Dienstleistungsbereiches vom industriellen Sektor abhängig 
                                                          
78 Pieper, M., Das interregionale Standortverhalten der Industrie in Deutschland, Göttingen 
1994, S.229  
 63 
sind. Ein dynamischer, an gesamtwirtschaftlicher Bedeutung wach-
sender Dienstleistungssektor setzt somit eine hochproduktive indus-
trielle Basis einer Volkswirtschaft voraus.“79 
Tatsache ist aber, dass „sich innerhalb der fünf neuen Länder teil-
weise wieder räumliche Strukturen entwickelt haben, wie sie vor der 
Existenz der DDR vorhanden gewesen waren.“80 Die implantierte 
industrielle Struktur hat sich in den peripheren Räumen der neuen 
Länder vielfach als nicht überlebensfähig erwiesen. 
 
Der Erhalt und die Sicherung der Arbeitsplätze in den jeweiligen 
Kommunen der neuen Bundesländer waren ein vordringliches Ziel 
der Kommunalpolitik: 
Die betreffenden Städte und Regionen wurden in den vergangenen 
zehn Jahren in ihrem Anspruchsdenken gestärkt, Industriestandort 
oder Industrieregion zu sein; sie erhielten eine große Anzahl von 
Fördermitteln, um diese Strukturen zu sichern und auszubauen. 
 
Bund und Länder haben in den vergangenen Jahren oft vorbehaltlos 
Strukturen gefördert, die noch nicht einmal zu DDR Zeiten eine wirt-
schaftliche Tragfähigkeit erreicht hatten. Zeit zum Umdenken wäre 
gewesen: die überwiegende Anzahl von Industriegebieten im ländli-
chen Raum verfügte zur Wende über marode, erneuerungsbedürfti-
ge Infrastrukturen, die mit einem erheblichen Kostenaufwand in-
stand gesetzt werden mussten. Auch weiterhin wird von der Bun-
desregierung das Ziel der Angleichung der Lebensverhältnisse in 
Ost und West zum überwiegenden Teil in der ”Stärkung der indus-
triellen Basis”81 gesehen. 
                                                          
79 Nolte, D. und Ziegler, A., Neue Wege einer regional- und sektoralorientierten Strukturpoli-
tik in den neuen Ländern, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1994, S. 261 
 
80 Strubelt, W., Über Disparitäten, in Informationen zur Raumentwicklung, Heft ½, 1997, S.1 
 
81 Geschäftsbericht der Bundesregierung 2000, S.18 
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Abbildung 10: 
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Diese strukturkonservierende Förderung verhindert zugleich das 
Wachsen von neuen, tragfähigen Strukturen. 
 
Tatsache ist, dass diese Form der Förderung den lange geleugne-
ten Schrumpfungsprozess an Arbeitsplätzen, aber auch der flä-
chenhaften Ausdehnung der Städte nicht aufhalten kann.  
Das Erfordernis eines umfassenden Strukturwandels in den neuen 
Bundesländern wurde lange nicht umgesetzt: 
 
• auf einen seit 1990 sichtbaren Strukturwandel wurde nicht rea-
giert, 
• die Abwanderung der Bevölkerung wurde für die Zuwanderungs-
regionen problematisiert, nicht aber für die Abwanderungsregio-
nen, 
• aus der absehbaren natürlichen demographischen Entwicklung 
wurden keine Konsequenzen gezogen, 
• eine Neubestimmung der Struktur ostdeutscher Städte und damit 
verbunden, die Änderung von stadtentwicklungspolitischen und 
wirtschaftspolitischen Leitbildern wurde nur zögerlich vorgenom-
men.  
 
Während ab dem Jahre 1999/2000 unter der Überschrift „Stadtum-
bauprogramm Ost“ investive Mittel im Städtebau nur noch bei dem 
Vorliegen langfristiger Strategien in den ostdeutschen Kommunen 
eingesetzt werden, bleibt die Förderung der Wirtschaftentwicklung in 
Ostdeutschland oft eine Summe von Einzelentscheidungen.  
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4.4   Die Folgen der EU-Erweiterung für die Grenzregionen 
 
 
 
Der Beitritt Polens zur EU wird im Grenzraum zu einer durchlässi-
geren Grenze führen. Die derzeitige Außengrenze der EU wird zu 
einer Binnengrenze. Es stellt sich die Frage, ob der unmittelbare 
Grenzraum von den zu erwartenden wirtschaftlichen Verflechtungen 
mit den mittel- und osteuropäischen Staaten profitieren kann, oder 
ob  die Entwicklungsdynamiken sich auf die wenigen erfolgreich 
sich entwickelnden Stadtregionen in „der zweiten Reihe“ (Berlin, 
Szezin, Poznan usw.) konzentrieren wird. 
 
Das EUREK (europäische Raumentwicklungskonzept)von 1999 
stellt als informelles Dokument sowohl einen Orientierungsrahmen 
für die verschiedenen Bereiche der Fachpolitik der EU und der Mit-
gliedsstaaten, als auch einen Leitfaden für die regionalen und loka-
len Gebietskörperschaften dar. Ziel ist, eine ausgewogene und 
nachhaltige Entwicklung in dem Grenzraum zu unterstützen. In sei-
nen inhaltlichen Aussagen beschränkt es sich auf die Mitgliedsstaa-
ten und erstreckt sich somit nicht auf Polen. Durch die Anwendung 
des EUREK sollen erhebliche räumliche Entwicklungsunterschiede 
innerhalb der EU ausgeglichen und die teilweise gegenläufigen 
räumlichen Wirkungen der Gemeinschaftspolitiken (Strukturfonds, 
TEN, Umweltpolitik, GAP, etc) harmonisiert werden:82 
 
• im Hinblick auf die polyzentrische Raumentwicklung und eine 
neue Beziehung zwischen Stadt und Land ist für den Raum ent-
lang der deutsch-polnischen Grenze hervorzuheben, dass Zent-
ren unter Berücksichtigung der grenzüberschreitenden Bezie-
hungen entwickelt werden sollen. Dies gilt für die Grenzstädte 
(Görlitz / Zgorzelec, Guben / Gubin, Frankfurt (Oder) / Slubice) 
und für Zentren, deren Einzugsbereich in der Zukunft und teil-
weise auch heute schon Gebiete des Nachbarlandes umfasst 
z.B. Stettin. Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die 
grenzüberschreitende Erreichbarkeit der Städte. Beim engeren 
deutsch-polnischen Grenzraum handelt es sich größtenteils um 
ländlichen Raum. Dieser sollte als eigenständiger, vielfältig nutz-
                                                          
82 Institut für ökologische Raumentwicklung e.V. Dresden/Instytut Gospodarki Przestrzennej 
i Kommunalney Warszawa, Aktualisierung der Raumordnerischen Leitbilder für den Raum 
entlang der deutsch-polnischen Grenze im Auftrag des BfVBW, Dresden, 2001, S. 6ff 
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barer und leistungsfähiger Raum bewahrt bzw. entwickelt wer-
den,  
 
• im Hinblick auf den gleichwertigen Zugang zu Infrastruktur und 
Wissen gilt es im deutsch-polnischen Grenzraum, die teilweise 
defizitäre verkehrliche Anbindung zu verbessern. Insbesondere 
die Verbesserung der Grenzübergangsmöglichkeiten und der re-
gionalen Verkehrsnetze ist anzustreben. Aufgrund der defizitären 
Ausstattung mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen ist 
der Zugang zu Telekommunikationseinrichtungen zu verbessern, 
wobei der Zugang zu einem Mindestangebot an Informations- 
und Kommunikationstechnologien ermöglicht werden sollte. 
Sprachbarrieren im Grenzraum sollten mit der Förderung von 
Sprachkursen und Austauschprogrammen verringert werden. 
 
• im Hinblick auf den umsichtigen Umgang mit der Natur und dem 
Kulturerbe sollen im Raum entlang der deutsch-polnischen 
Grenze die Voraussetzungen dafür geschaffen bzw. weiterentwi-
ckelt werden, dass Natur und kulturelles Erbe als Entwicklungs-
potenzial erhalten bleiben. Es gilt, Schutzmaßnahmen gemein-
sam zu entwickeln und mit der regionalen Entwicklungspolitik 
abzustimmen. Die ökologisch sensiblen und für den Naturschutz 
wertvollen Bereiche sollen auch grenzüberschreitend unter 
Schutz gestellt und vernetzt werden. Im Zuge dieser Entwicklung 
kann es zu Einschränkungen der Nutzungsmöglichkeiten durch 
die Bevölkerung kommen. Diese sollten soweit wie möglich aus-
geglichen werden. Dafür sind grenzüberschreitende Konzepte zu 
entwickeln und umzusetzen. Themen wie die Förderung erneu-
erbarer Energien sollten gemeinsam aufgegriffen werden. Das 
Wasser ist für den Grenzraum als schützenswerte Ressource re-
levant. Weiterhin ist das Thema Hochwasserschutz für den 
deutsch-polnischen Grenzraum, ausgelöst durch das Oder-
Hochwasser 1997, von Bedeutung. Außerdem sind Kulturland-
schaften im Grenzraum zu erhalten und weiterzuentwickeln. 
Hierzu müssen im deutsch-polnischen Grenzraum grenzüber-
greifende Konzepte entwickelt werden, wie dies z.B. bereits in 
der Zusammenarbeit „Kulturlandschaft Lebuser Land“ entsteht. 
Gerade hier kann in der deutsch-polnischen Zusammenarbeit 
angesetzt werden und es können Chancen durch die Kooperati-
on im Bereich der Raumordnung und Regionalentwicklung auf-
gezeigt werden. 
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Die Leitlinien für eine nachhaltige räumliche Entwicklung auf dem 
europäischen Kontinent aus dem Jahr 2000 stellen für die Mit-
gliedsstaaten des Europarates einschließlich ihrer Regionen und 
Gemeinden einen flexiblen und zukunftsorientierten Rahmen für die 
Zusammenarbeit dar. 
 
Die Grundsätze einer nachhaltigen Raumentwicklungspolitik für Eu-
ropa erfordern im Raum entlang der deutsch-polnischen Grenze 
Anstrengungen im Hinblick auf:83 
 
• die Überwindung des Lohn- und Wohlstandsgefälles, um eine 
ausgewogene sozioökonomische Entwicklung zu erreichen, 
• den Entwurf eines grenzüberschreitenden polyzentrischen Ent-
wicklungsmodells, an dem sich raumwirksame politische Ent-
scheidungen und Investitionen orientieren können, 
• die grenzüberschreitende Entwicklung der Partnerschaft zwi-
schen Stadt und Land sowie die Erleichterung des Zugangs 
ländlicher Regionen zu städtischen Funktionen, damit die an der 
Grenze gelegenen Zentren (Szczcin, Frankfurt/Oder) zentralört-
liche Funktionen für ländliche Bereiche im Nachbarland über-
nehmen können, 
• die Öffnung weiterer städtischer Grenzübergangsstellen, um die 
Bedingungen für regionalökonomische Wachstumseffekte und 
intensivere Austauschbeziehungen zu schaffen, 
• Ausbau des grenzüberschreitenden ÖPNV, um ausgewogenere 
Erreichbarkeitsbedingungen zu schaffen, 
• die Gewährleistung des Zugangs zu Information und Wissen im 
Grenzraum zur Überwindung der Sprachbarriere, 
• die grenzüberschreitende Verringerung von Umweltschäden, 
• den Erfahrungsaustausch im Bereich der Förderung erneuerba-
rer Energien, damit deutsche Erfahrungen in den bereits vor-
handenen Bildungszentren im Umweltbereich der polnischen 
Seite zur Verfügung stehen und gemeinsam weiterentwickelt 
werden können,  
• die Verbesserung des Schutzes und der angemessenen Nut-
zung der natürlichen Ressourcen und des Naturerbes, um den 
starken naturräumlichen und kulturellen Verflechtungen im 
Grenzraum Rechnung zu tragen, 
                                                          
83 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Grundlagen einer Europäi-
schen Raumordnungspolitik, Berlin, 2001, S.14f 
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• die Förderung des qualitativen und nachhaltigen Tourismus, um 
den großen Nachholbedarf an Strategien und Konzepten aus-
zugleichen sowie 
• die Forcierung des grenzüberschreitenden Hochwasserschutzes 
zur Verringerung der Auswirkungen von Naturkatastrophen. 
 
 
Die Leitlinien für eine nachhaltige räumliche Entwicklung des 
Grenzraumes und die raumordnerischen Leitbilder enthalten – breit 
angelegt – die Grundsätze, Ziele und Leitlinien, die nach Auffas-
sung der europäischen Union erforderlich sind, um eine ausgewo-
gene Entwicklung des Raumes zu gewährleisten. 
 
Die Frage, ob die Grenzregionen von der Öffnung der EU-
Außengrenzen tatsächlich profitieren können, hängt von folgenden 
Faktoren ab: 
 
 
• Überwindung der Sprachbarrieren, 
 
• Vernetzung der Wirtschaftstrukturen, 
 
• Arbeitslosenpotential in beiden Ländern, 
 
• Qualität des Lohngefälles, 
 
• Förderung von grenzüberschreitenden Unternehmensverbünden, 
 
• Stärkung der technologischen Basis der Grenzregion, 
 
• Effizienz der Unternehmen, 
 
• Mobilisierung gewerblicher Investitionen in der Grenzregion. 
 
Die Erweitung der EU wird in den Grenzregionen einen erheblichen 
Anpassungsdruck im Bereich der lohnintensiven Dienstleistungen 
bewirken. Die niedrigen Löhne in Polen können bei regionalen Ge-
werbe- und Dienstleistungsbereichen zu einer kleinräumigen Verla-
gerung der Märkte und Produktionsstandorte führen. 
Die Grenzlage wird in den Städten oft nicht offen thematisiert, der 
örtlichen Wirtschaft sind die Markt- und Kooperationspotenziale mit 
 69 
den polnischen Nachbarn nicht bewusst. Das Gefühl der Bedrohung 
durch den polnischen Wirtschaftsmarkt ist in der Grenzregion allge-
genwärtig. 
 
Die hohe Anzahl flexibler und gut qualifizierter Menschen aus Po-
len, die zur Wanderung an die europäischen Arbeits- und Bildungs-
stätten bereit sind, wird vielfach als Bedrohung gesehen.84 Ob diese 
Erwartung der tatsächlichen zukünftigen Entwicklung entspricht, ist 
fraglich: aufgrund der extrem schlechten wirtschaftlichen Lage in 
den deutschen Grenzregionen (z.B. Arbeitslosigkeit von 20%, Wirt-
schaftswachstum weit unter dem Bundesdurchschnitt) ist eine Mig-
ration in die westdeutschen Bundesländer und nach Berlin wahr-
scheinlich.  
 
                                                          
84 Institut für ökologische Raumentwicklung e.V. Dresden/Instytut Gospodarki Przestrzennej 
i Kommunalney Warszawa, Aktualisierung der Raumordnerischen Leitbilder für den Raum 
entlang der deutsch-polnischen Grenze im Auftrag des BfVBW, Dresden, 2001, S. 9ff 
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4.5   Die Schaffung eines Innovationsklimas in den peripheren 
Regionen Ostdeutschlands 
 
 
 
Der Begriff der „Innovation“ wird in der Wirtschaftswissenschaft als 
die Etablierung neuer, am Markt erfolgreicher Unternehmensaktivi-
täten verstanden.  
 
Diese allgemeine Definition wird im Allgemeinen wie folgt präzi-
siert:85 
 
• nach dem zugrundeliegenden Aggregationsniveau der Betrach-
tung lassen sich subjektive (Betriebsebene) und objektive Inno-
vationen (Volkswirtschaft, Weltwirtschaft) unterscheiden, 
• nach den gesamtwirtschaftlichen Wirkungen wird zwischen Rou-
tine-Innovationen (objektive Neuerung mit begrenzter Wirkung) 
und Basis-Innovationen (objektive Neuerungen mit erheblichen, 
sektorenübergreifenden Wirkungen) differenziert, 
• nach den Handlungsparametern der Unternehmen, die von In-
novation betroffen sind, unterscheidet man u.a. zwischen Pro-
dukt-, Verfahrens-, Organisations- und Marktinnovationen, 
• die bisherigen Begriffe waren objektbezogen (Innovation als Er-
gebnis eines Erneuerungsprozesses). Daneben findet sich in 
der Literatur häufig eine prozessbezogene Sichtweise. In der 
volkswirtschaftlichen Literatur dominiert die Einteilung in Phasen 
der Innovation (technische Neuentwicklung), der Innovation im 
engeren Sinn (erstmalige Markteinführung) und der Diffusion 
(Übernahme der Innovation durch dritte Unternehmen). 
 
Allgemein wird davon ausgegangen, dass sich wirtschaftliche Inno-
vationen vor allem in Agglomerationsräumen ergeben. „Verantwort-
lich sind Arbeitsmärkte mit vielen Hochqualifizierten und Verbundvor-
teile mit vielfältigen Akteuren und Institutionen, die für den Innovati-
onsprozess vorteilhaft sind.“86 
 
                                                          
85 Ewers, H.J., Innovationen, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Hand-
wörterbuch der Raumordnung, Hannover, 1995, S. 499  
86 Bade, F.-J-, Funktionale Aspekte der regionalen Wirtschaftsstruktur, in: Raumforschung 
und Raumordnung Nr. 37, 1979, S. 255 
 71 
Die Innovationsforschung beschäftigt sich vor allen Dingen mit fol-
genden Fragen:87 
 
• auf der Unternehmensebene die Bestimmungsgründe der Inno-
vationsaktivitäten der einzelnen Unternehmen, 
• auf der Marktebene die Auswirkungen von Innovationen auf die 
Marktprozesse bzw. die Analyse des „Prozesses der schöpferi-
schen Zerstörung“, 
• auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene die Interdependenzen 
zwischen Innovation und makroökonomischen Aggregaten, wie 
z.B. Wachstum, Konjunktur und Verteilung. 
 
Das Innovationsklima/Innovationsfähigkeit von Regionen und Kom-
munen zeigt auf, warum einige Regionen besser als andere in der 
Lage sind, sich den jeweiligen veränderten Rahmenbedingungen 
schnell und effektiv anzupassen. 
Von Bedeutung ist: 
 
• welche Standortvorteile tatsächliche innovationsrelevant sind und 
für eine Region/Kommune ein entsprechendes Potential darstel-
len, 
• ob innovationsfähige Unternehmen in der Region vorhanden 
sind, oder nicht. 
 
„Die Bedeutung der regional unterschiedlichen Ausstattung mit inno-
vationsrelevanten Standortfaktoren wird insbesondere im Rahmen 
des Konzeptes der innovationsorientierten Regionalpolitik betont. 
Die grundlegenden Hypothesen dieses Konzeptes besagen, dass: 
 
• die Fähigkeit zur Innovation entscheidend von regionalen Stand-
ortfaktoren beeinflusst wird und 
• die unterschiedliche räumliche Verteilung innovationsrelevanter 
Standortfaktoren zu einem Zentrum-Peripherie-Gefälle bei den 
Innovationsleistungen führt. 
 
Als Ursachen für regionale Innovationsunterschiede und insbeson-
dere die geringere Innovationsleistung peripherer Regionen werden 
genannt: 
 
                                                          
87 Ramser, H.J., Schumpetersche Konzepte in der Analyse des technischen Wandels, in 
Bombach,g.,Ott, A.E., Technologischer Wandel, Tübingen 1986, S.145-169 
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1. das geringere Informationsangebot, das z.B. aus der geringeren  
Ausstattung mit Forschungsinstituten, unternehmensbezogenen 
Diensten oder Unternehmen der gleichen Branche resultiert, die 
geringe Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte. 
 
2. ein ungünstiger organisatorischer Status in peripheren Regio-
nen“88 
 
Die Wanderungsbewegungen und die Altersstruktur beeinflussen die 
in der Region/Kommune vorhanden Innovationspotentiale: 
 
• Schulabgänger antizipieren vielfach ihre geringen Weiterbeschäf-
tigungschancen nach der Ausbildung gerade in strukturschwachen 
Regionen. Dies begünstigt die Entscheidung von Schulabgängern, 
bereits zur Ausbildung in eine andere Region abzuwandern und hat 
damit gravierende Folgen für die spätere Fachkräfteversorgung der 
Region. 
•  Unternehmensausgründungen aus Universitäten, die technolo-
gieorientiert sind, siedeln ihr Unternehmen meist im Umfeld dieser 
Universitäten an und nicht in ihren Herkunftsregionen. 
• die Wanderungsbewegungen entlasten zwar den Arbeitsmarkt in 
strukturschwachen Regionen, die Wanderungsbereitschaft unter 
den gut ausgebildeten, jungen Arbeitskräften ist jedoch höher als bei 
den unqualifizierten Arbeitskräften, die Region/Kommune verliert so 
ihr spezifisches Wissen.  
 
Die strukturschwachen Räume Ostdeutschlands weisen eine Reihe 
von Indikatoren auf, die nicht für ihre Innovationsfähigkeit sprechen. 
Die im Rahmen der planwirtschaftlichen Entwicklung etablierten In-
dustriebetriebe verfügen in der Regel nicht über das Innovationspo-
tenzial, das erforderlich wäre, um die weitere Entwicklung der Regi-
on auf ihrer Basis voranzutreiben. Das Arbeitskräftepotenzial ist 
(mittlerweile) undifferenziert; das vorhandene Know-how bezieht 
sich zum größten Teil auf das Anforderungsprofil der genannten, nur 
begrenzt innovationsfähigen Industriebetriebe. 
Die innovationsrelevanten Faktoren der Kommunen/Regionen las-
sen in der Regel nicht die industrielle Entwicklung zu, die zu DDR-
Zeiten strukturbestimmend war. Die Innovationsfähigkeit eines 
                                                          
88 Ewers, H.-J., Wettmann, R., et al., Innovationsorientierte Regionalpolitik, Schriftenreihe 
06, „Raumordnung“ des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
Bonn, 1980,S. 6f 
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Raumes und seine grundsätzliche strukturelle Ausrichtung sind in 
der Regel neu zu bestimmen. 
 
Die Bereitschaft zur Förderung einer innovativen Wirtschaftsstruktur 
ist in den ostdeutschen Regional- Kommunalverwaltungen oft nur 
zögerlich vorhanden: 
einerseits herrscht in vielen Kommunen noch ein Festhalten an ü-
berkommenden Wirtschaftstrukturen vor, andererseits möchte man 
die eigenen kommunalpolitischen Bemühungen und die Ergebnisse 
der vergangenen Jahre durch eine Neubestimmung der strukturellen 
Ausrichtung nicht „schlecht reden“. Dies führt dazu, dass potentielle 
Innovationsverlierer (große „altindustrialisierte“ Industriebetriebe im 
strukturschwachen Raum) weiterhin die wirtschaftsstrukturelle Ent-
wicklung eines Raumes bestimmen und strukturelle Veränderungen 
verzögern.  
 
Das Fehlen einer innovativen, wirtschaftlichen Dynamik wurde durch 
die genannten „harten“ Faktoren aufgezeigt, vielfach wird bei der 
Bewertung allerdings auch die soziale Struktur des Wettbewerbs 
bemängelt, die in den peripheren Räumen der neuen Bundesländer 
nicht vorhanden ist: 
„Darunter sind regionsspezifische Interaktionsformen und deren Rol-
le in den Beziehungsnetzwerken der regionalen Wirtschaft, auch mit 
intermediären sowie öffentlichen Akteuren, zu verstehen. Es handelt 
sich um formelle Regulierungen (etwa zertifizierte Kompetenz, 
Standartsetzungen, Austauschregeln) und informelle regionale Ar-
rangements (System von Normen und Konventionen wie Zuverläs-
sigkeit, unbürokratisches Verhalten, Vertrauensbildungen und Re-
gelsysteme sozioökonomischen Milieus), die ein vorteilhaftes Zu-
sammenführen von Ressourcen beeinflussen. Deren Effekt besteht 
im positiven Fall darin, zu einer raschen Verbreitung von techni-
schen Neuerungen und anderen für den Unternehmenserfolg wichti-
gen Informationen beizutragen – z.B. durch erleichterte gemeinsa-
me Problemwahrnehmung, durch Zusammenführung von Ressour-
cen in Innovationsnetzen, durch gemeinsame Nutzung von Res-
sourcen (Forschungseinrichtungen, Arbeitskräfte, Infrastrukturen).“89 
 
                                                          
89 Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS), IRS Aktuell, Heft 26/2000, Die 
Hauptstadtregion am beginn eines neuen Jahrhunderts, 2000, S. 2 
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In dem großen Stellenwert, den qualifizierte Arbeitnehmer90 für die 
Innovationsfähigkeit von Regionen haben, liegt ein möglicher Hand-
lungsschwerpunkt peripherer Räume: die Stärkung, Sicherung und 
Erhaltung eines qualifizierten Arbeitsmarktes. Dann besteht die 
Chance, von innovativen Unternehmen als Standort wahrgenommen 
zu werden. 
Letztlich jedoch „ist es die Kreativität der Unternehmer, die durch ei-
gene Intuition und Anstrengung unter Ausnutzung regionaler Res-
sourcen, Innovatives leisten.“91 
 
 
                                                          
90 vergl. hierzu auch: Grotz, R., Wie einfach oder komplex sind Strukturen innovativer Wirt-
schaftsräume?, in: Schwinges, R., Innovationsräume:woher das Neue kommt – in Vergan-
genheit und Gegenwart, Zürich, 2001, S. 112 
91 vergl. hierzu auch: ebenda, 2001, S.116 
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4.6   Die Bildung von Netzwerken als Standortvorteil 
 
 
 
Neue Produktionstechniken in der Industrie setzen ein großes De-
zentralisierungspotential frei: 
• komplexe, wissensintensive Austauschprozesse, die nicht 
standardisierbar sind, passen nicht in straffe Betriebsorgani-
sationen, 
• Technologieentwicklung findet immer seltener innerhalb eines 
Unternehmens statt, weil spezifisches Wissen fehlt, 
• Organisationsberatung lässt sich preiswerter von „Außen“ 
einkaufen, 
• Dezentralisierung führt dazu, dass potentielle Risiken auf 
mehrere Schultern verteilt werden, 
• die Auslagerung bestimmter Fertigungen bedeutet z.B. durch 
unterschiedliche Lohntarife erhebliche Kostenvorteile. 
Dies führt zu immer stärker vernetzten Produktionsstrukturen, die, 
wenn sie nicht globalisiert, sondern am Standort konzentriert wer-
den, gerade mittelständisch geprägte Region relativ krisenfest und 
wachstumsstark machen können. 
Die Theorien für innovative und regionale Netzwerke betonen die 
Bedeutung der räumlichen Nähe der Akteure für kooperative Innova-
tionen.92 Dass diese Netzwerke nicht in allen Städten entstehen, 
kann damit begründet werden, dass sie 
• „die Existenz enger personeller Verflechtungen und bestimm-
ter kooperationsfördernder Eigenschaften der Beteiligten vor-
aussetzen, 
• die Vorteilhaftigkeit der Kooperation auf Änderung der wirt-
schaftlichen Bedingungen oder der Technologien beruht, wo-
bei diese Änderungen wiederum die einzelnen Branchen und 
damit die Regionen in unterschiedlichem Umfang betreffen.“93 
 
Die „Theorie der industriellen Distrikte bietet über die Funktionswei-
se lokaler/regionaler Netzwerke zwischen Unternehmen, insbeson-
                                                          
92 Camagini, R., Innovation networks, London, New York, 1991 
93 vgl.: Ewers, H.J, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Handwörterbuch 
der Raumordnung, Hannover, 1995, S. 505  
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dere unter Einschluss von Klein- und Mittelbetrieben und unter Be-
rücksichtigung moderner Tendenzen flexibler Fertigung einen weite-
ren Erklärungsversuch für räumlich polarisiertes Wachstum an. 
Wiederum werden persönliche Kontakte zur Begründung der Vor-
teilhaftigkeit räumlicher Nähe herangezogen: Unternehmen agieren 
untereinander nicht nur über Märkte, sondern auch kooperativ auf 
den verschiedenen Ebenen ihrer innerbetrieblichen Organisation, so 
dass Organisationsgrenzen vielfach durchlässig werden...... . Wett-
bewerb und Kooperation gehen dabei eine Symbiose ein: Vertrau-
ensbeziehungen entstehen durch Kooperationserfahrung, sie führen 
dazu, dass die Beziehungen zwischen den Vertragspartnern stabili-
siert werden, wenn diese flexibel auf neue Herausforderungen rea-
gieren und die Kosten des Vertragspartnerwechsels hoch sind.“94 
 
Auch hier „bleiben die Begründungen für räumlich polarisiertes 
Wachstum auf der illustrativen Ebene; notwendige und hinreichende 
Bedingungen werden nicht angeboten. In einer zunehmend durch 
Internationalisierung der Markt- und Organisationsbeziehungen cha-
rakterisierten Welt und ihren informations- und kommunikations-
technischen Innovationen ist die räumliche Dimension wirtschaftli-
cher und sozialer Netzwerke vielfach gestuft, so dass weiter gilt 
(Darwent, Growth Poles and Growth Centers, 1969): Wirtschafts-
wachstum findet räumlich polarisiert statt, aber die notwendigen und 
hinreichenden Bedingungen für diesen Prozess an bestimmten 
Standorten konnte bisher weder in ökonomischen noch in sozialen-
wissenschaftlich erweiterten Modellen hinreichend präzisiert wer-
den.“ 95 
 
Im Rahmen der praktischen Wirtschaftsförderungen ist das Ziel des 
Netzwerkgedankens, die Herstellung einer einheitlichen Plattform 
kommunaler, regionaler und überregionaler Einrichtungen. Im Kon-
sens soll ein gemeinsamer Handlungsrahmen zwischen allen Betei-
ligten vereinbart werden, um die jeweilige Region für Investoren und 
ansässige Unternehmen attraktiv zu gestalten.  
 
Synergiepotentiale und – effekte können durch das Zusammenwir-
ken von Organisationen und Unternehmen in Form eines Netzwer-
kes entstehen. Prämissen der Zusammenarbeit sind dabei: 
                                                          
94 vgl.: Buttler, F., Hirschenauer, F., Akademie für Raumforschung und Landesplanung, 
Handwörterbuch der Raumordnung, Hannover, 1995, S. 1062  
 
95 vgl.: ebenda, 1995, S. 1062 
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• Kooperation und Koordination der einzelnen Aktivitäten, 
• Erfahrungs- und Ideenaustausch zwischen den Partnern, 
• Vermeidung von Doppelarbeit und uneffektiven Konkurrenzsi-
tuationen. 
 
Mitglieder dieser Netzwerke sind in der Regel: 
 
• die Landkreise und kreisfreien Städte, 
• die Wirtschaftsförderungsgesellschaften der Kommunen, Re-
gionen und des Landes, 
• die Industrie- und Handelskammern sowie die Handwerks-
kammern, 
• die Regional- und Landesplanung, 
• und große Industriebetriebe und weitere private Akteure. 
 
In den allermeisten Fällen agieren die Netzwerke informell, die pos-
tulierte Kompetenz und Selbstständigkeit einzelner Akteure schließt 
in aller Regel die Bereitschaft zu juristisch formalen und materiellen 
Bindungen weitestgehend aus.  
 
Ziele dieser Netzwerke sind: 
 
• die Entwicklung einer wirtschaftsnahen Infrastruktur, 
• zielgerichtetes, koordiniertes Standortmarketing, 
• Messebeteiligungen, 
• Bestandserhaltung und Entwicklung ansässiger Unterneh-
men, 
• Einflussnahme auf die Ausgestaltung von Förderprogram-
men, 
• Informationsplattform für Unternehmen. 
 
Der Netzwerkgedanke scheitert in den peripheren Räumen der neu-
en Bundesländer häufig an dem Fehlen der räumlichen Nähe der 
Akteure. Netzwerke in strukturschwachen Regionen sind abhängig 
von einer bestimmten Dichte. Diese Dichte ist oft nicht vorhanden 
und führt letztendlich dazu, dass die Interessen der einzelnen 
Standorte in den Vordergrund treten und das Netzwerk von den 
handelnden Akteuren nicht wahrgenommen wird. 
Auf kommunaler oder regionaler Ebene initiierte Netzwerke basieren 
oft auf den überkommenden Entwicklungszielen einzelner Standorte 
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und scheitern an nicht erfüllbaren Erwartungen der einzelnen Kom-
munen sowie der fehlenden Bereitschaft der Wirtschaft zur tätigen 
Mitarbeit. 
Innovative Großunternehmen besitzen eigene Netzwerkstrukturen 
und handeln – in der Regel – losgelöst von lokalen und regionalen 
Bemühungen – nach nationalen oder internationalen Konzernent-
scheidungen. Sie haben in der Regel kein Interesse an regionalen 
oder lokalen Netzwerken. 
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4.7   Die Bedeutung der Stadtentwicklungsplanung in periphe-
ren Industrieregionen der neuen Bundesländer 
 
 
 
Das Auseinanderfallen von Wohnungsbau und Stadtentwicklung war 
nach dem Zusammenbruch der DDR vor allem in den Industriestäd-
ten in peripherer Lage sichtbar. Plattenbausiedlungen, die in keinem 
Größenverhältnis zur übrigen bebauten Fläche der Städte stehen, 
entstanden durch die planwirtschaftliche Industrialisierung ländlicher 
strukturschwacher Räume. Nach der Wende wurde der Trend durch 
die Entstehung neuer Siedlungen „auf der grünen Wiese“ und Sub-
urbanisierungstrends in das Umland der Städte verstärkt.  
Die damit verbundenen negativen Folgen – Landschaftszersiedlung, 
schwer zu sichernde Infrastruktur, Entstehung benachteiligter Stadt-
quartiere durch Leerstand oder mangelnde soziale Durchmischung - 
haben in den neuen Bundesländern in den vergangenen Jahren zu 
einer Vielzahl von Stadtentwicklungskonzeptionen geführt, um damit 
einen Rahmen für eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu 
setzen. 
 
Stadtentwicklung wurde in den 60er Jahren definiert als: „die Integ-
ration der räumlichen Planung in eine umfassende gesellschaftspoli-
tische Steuerung, die auch auf soziale, kulturelle und wirtschaftliche 
Aspekte gerichtet ist, und ihre unmittelbare Verknüpfung durch das 
Mittel der Investitionsplanung hat. An die Stelle einer räumlichen, 
häufig auch dreidimensional artikulierten Zielvorstellung für einen zu 
erreichenden Ordnungszustand tritt das Konzept eines kontinuierlich 
zu lenkenden Veränderungsprozesses. Nicht Planverwirklichung, 
sondern Entwicklungssteuerung steht im Vordergrund.“96  
 
 
 
 
 
 
 
 
Als Stufen der Entwicklungsplanung postuliert Lenort: 
                                                          
96 vgl.: Albers, G., in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Handwörterbuch 
der Raumordnung, Hannover, 1995, S. 882 
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• „die Konzeption des Leitbildes, 
• die Feststellung der Entwicklungsmöglichkeiten, 
• die Formulierung des Programms, 
• die Durchführung.“97 
 
Die Leitbilddiskussion, der sich in den 80er und 90er Jahren viele 
Städte in den alten Bundesländern unterworfen haben und die dar-
aus resultierende Strukturkonzepte, Masterpläne etc. hatte immer 
das Ziel, die grundsätzlichen, konsensfähigen Zielvorstellungen und 
Ansätze einer Stadt zu einem gemeinsamen “Leitbild“ zu vereinen. 
Doch oft ging das Ergebnis an den tatsächlich erreichbaren Zielen 
einer Stadt vorbei: zu viel Idealismus, zu viele Wünsche, zu viel 
Konsens und wenig hilfreich in der täglichen Planungspraxis. Knap-
per werdende Geldmittel machten die ständige Überarbeitung und 
Fortschreibung schwierig, die Stadtentwicklungskonzeptionen wur-
den zu deskriptiven Fragmenten. 
All das hat zu einem neuen Planungsstil geführt, der sich deutlich 
von dem der Entwicklungsplanung unterscheidet, ohne dessen Be-
mühungen ganz aufzugeben. Ganser zählt eine Reihe von Wesens-
zügen auf, welche die heutige Situation des Planens von der typi-
schen Entwicklungsplanung der siebziger Jahre unterscheiden: „die 
Ziele werden lediglich auf dem Niveau gesellschaftlicher Grundwerte 
vorgegeben und nicht weiter differenziert; die Zieltreue wird vielmehr 
am einzelnen Planungsfall nachgewiesen. An die Stelle abstrakter 
Programme treten Projekte für Einzelaufgaben und überschaubare 
Zeiträume; das bedeutet zugleich Schwerpunktbildung anstelle flä-
chendeckender Realisierung.“98  
 
Stadtentwicklung wird heute als planerische, wirtschaftliche und so-
ziale Grundlage verstanden, um die perspektivische Entwicklung ei-
ner Stadt vorausschauend in Angriff nehmen zu können. Über 
grundsätzliche städtebauliche Leitbilder für die zukünftige Stadtent-
wicklung hinaus, müssen Stadtentwicklungskonzepte strategisch 
und maßnahmeorientiert die unterschiedlichen diversifizierten Ziel-
                                                          
97 vgl.: Lenort, N., Strukturforschung und Gemeindeentwicklung, Köln, 1960, in: Akademie 
für Raumforschung und Landesplanung, Handwörterbuch der Raumordnung, Hannover, 
1995, S. 882 
 
98 Ganser, K:; Instrumente von gestern für die Städte von morgen, Baden-Baden, 1991 in: 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Handwörterbuch der Raumordnung, Al-
bers, G.,  Hannover, 1995, S. 882 
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bestimmungen und Prioritätensetzungen zwischen verschiedenen 
städtischen Akteuren bündeln, um so die gefundene Strategie letzt-
endlich auch umsetzungsfähig zu gestalten. 
 
Die Leitbilddiskussion, die in den ostdeutschen Städten nach der 
Wende einsetzte, orientierte sich allzu oft an den Parametern der 
Entwicklung zu planwirtschaftlichen Zeiten der DDR. Die Entwick-
lungsperspektiven der Städte wurden lediglich fortgeschrieben, statt 
neu bestimmt. 
Die absehbaren Änderungen der natürlichen Bevölkerungsentwick-
lung, die Wanderungsbewegungen und die wirtschaftliche Entwick-
lung wurden falsch eingeschätzt und führten entsprechend nicht zu 
tragfähigen Entwicklungskonzeptionen. 
Die Basisarbeit einer Stadtentwicklungskonzeption fand in der Regel 
nicht statt: um ein angemessenes Bild von den Entwicklungschan-
cen einer Stadt zu erhalten, müssen Lage, Ausstattung, Größe, 
Zentralität mit den Rahmenbedingungen und Perspektiven in 
Deutschland und der EU abgeglichen werden. Dieses geschah viel-
fach nicht. 
 
Die negative Bevölkerungsentwicklung wurde in den letzten Jahren 
zu der größten Herausforderung der neuen Bundesländer. Es kumu-
lieren zwei Entwicklungen: 
 
• die rückläufige natürliche Entwicklung der Bevölkerung in 
Folge des hohen Anteils an älterer Bevölkerung, niedriger 
Geburtenquote und anhaltendem Sterbeüberschuss, 
• eine Welle der Abwanderung Jüngerer in die alten Bundes-
länder aufgrund der geringen Nachfragesituation in den ost-
deutschen Bundesländern. 
 
Die Auswirkungen der Bevölkerungsentwicklung führen zu einem 
durchgreifenden Schrumpfungsprozess mit erheblichen städtebauli-
chen, infrastrukturellen, stadtwirtschaftlichen und stadtpolitischen 
Auswirkungen. 
Die Gefahr des Verlustes der Funktionsfähigkeit der Städte führte zu 
einem neuen Begriff: an die Stelle von Stadtentwicklungskonzeptio-
nen treten Stadtumbaukonzepte, die als integrierte Konzepte fol-
genden Grundaufbau enthalten:99 
 
                                                          
99 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Stadtumbau in den neuen 
Ländern, Berlin, 2001, S.2 ff 
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• Grunddaten und Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung 
• Perspektiven der wirtschaftlichen, demographischen und so-
zialen Entwicklung, 
• Wohnungsbestand und Teilmärkte, 
• Schätzung zur wohnungsbezogenen Nachfrageentwicklung, 
• Raumbezug der Konzepte, 
• Festlegung städtebaulicher Gebietstypen sowie Prioritäten-
setzung für deren künftige Entwicklung, 
• Einbeziehung und Anpassung bisheriger Planungen, 
• Einbeziehungen der lokalen Akteure und der Bevölkerung, 
• Zeithorizont der Konzepte. 
 
Abbildung 11: 
 
 
Maßgebliche Einflussfaktoren auf den Stadtumbauprozess 
 
  
• Wanderungsbewegungen • Strukturwandel in Wirtschaft 
und Stadtentwicklung 
  
• Demographische Entwicklung • Änderung von stadtentwick-
lungspolitischen Leitbildern 
 
Eigene Darstellung 
 
Das von der Bundesregierung im Jahre 2001 aufgelegte Programm 
zum „Stadtumbau Ost hat ein Volumen von insgesamt 2,5 Mio. € 
jährlich. Bund und Länder beteiligen sich mit jeweils rund 1 Mio. €, 
die restlichen Mittel werden von den Gemeinden aufgebracht.100 
 
Der derzeitige Arbeitsstand bei der Erstellung der Stadtumbaukon-
zepte ist in den einzelnen Kommunen sehr unterschiedlich. Dies 
hängt hauptsächlich damit zusammen, zu welchem Zeitpunkt sei-
tens der zuständigen Landesregierungen die Verpflichtung der 
Kommunen zur Erarbeitung der Konzepte erfolgte: 
 
• „Im Freistaat Sachsen, der diesbezüglich eine Vorreiterrolle inne 
hatte, haben die meisten Städte mittlerweile ihre im Jahr 2000 
erarbeiteten ersten Grobkonzepte vorgelegt und im Benehmen 
                                                          
100 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Stadtumbau in den neuen 
Ländern, Berlin, 2001, S.2 ff 
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mit dem Sächsischen Staatsministerium des Inneren und den 
zuständigen Regierungspräsidien mit der Feinabstimmung be-
gonnen. 
• Für das Land Sachsen-Anhalt lässt sich abschätzen, dass in et-
wa der Hälfte der Städte derzeit bereits Grobkonzepte in einer 
dokumentierten Fassung existieren und auch in den übrigen 
Kommunen mit der Erarbeitung begonnen wurde. 
• In Thüringen ist seitens der Landesregierung als Vorlagetermin 
der Stadtentwicklungskonzepte das Jahr 2002 festgelegt wor-
den. .... Derzeit haben 41 thüringische Städte (das ist der weit-
aus überwiegende Anteil der infrage kommenden Kommunen) 
mit der Erarbeitung der Konzepte begonnen. 
• In Brandenburg wurde der Stadtumbauprozess erst im Jahre 
2001 von der Landesregierung durch die Verabschiedung ent-
sprechender Förderrichtlinien angestoßen. Mit der Erarbeitung 
der Konzepte wurde dementsprechend Ende 2001 in nahezu al-
len Städten begonnen. In Brandenburg wird sich die Erstellung 
der Konzepte zusätzlich dadurch zeitlich strecken, dass seitens 
des zuständigen Landesministeriums die dort praktizierte Res-
sorttrennung, in Städtebau einerseits und Wohnungsbau ande-
rerseits, auch in die Richtlinien der Konzepterstellung übernom-
men wurde: es sind von den Kommunen zunächst separate städ-
tebauliche und wohnungswirtschaftliche Konzepte zu erarbeiten, 
die dann in einer weiteren Arbeitstufe angestimmt und koordiniert 
werden sollen. 
• In Mecklenburg-Vorpommern wurde erst in jüngster Zeit in eini-
gen Städten mit der Erarbeitung integrierter Stadtentwicklungs-
konzepte begonnen“. 
 
Das völlige Fehlen eines Kontroll- und Frühwarnsystems hat dazu 
geführt, dass der tiefgreifende Strukturwandel in den neuen Bundes-
ländern in seinen Auswirkungen auf die Stadtentwicklung erst spät 
erkannt bzw. akzeptiert wurde. Viele Kommunen haben an über-
kommenden, modellhaften Entwicklungsstrategien festgehalten und 
diese auch noch fortgeschrieben. Das Steuerinstrument „Förderpoli-
tik“ hat jahrelang kommunalpolitischen Bestrebungen Rechnungen 
getragen, nicht aber dem realistisch Machbaren.   
Die Etablierung und konsequente Umsetzung der beschriebenen 
„Stadtumbaukonzepte“ ist deshalb dringend erforderlich.  
 
Der erforderliche Rückbau nicht mehr benötigter Wohnungsbestän-
de muss eine städtebauliche und wohnungswirtschaftliche Weiter-
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entwicklung und Verbesserung der betroffenen Städte, bzw. Stadt-
teile beinhalten. Vor allem in den peripheren strukturschwachen 
Räumen ist zu berücksichtigen, dass unsanierter Plattbau oft die 
Funktion des Sozialen Wohnungsbaus übernimmt und deshalb für 
die Versorgung einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen lang-
fristig von Bedeutung ist. 
Wesentlich für einen erfolgreichen Stadtumbau wird die enge Zu-
sammenarbeit mit der Bevölkerung sein, um den umzusetzenden 
Maßnahmen die größtmögliche Akzeptanz zu geben. 
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4.8   Die Neudefinition „nachhaltiger Entwicklung“ in den peri-
pheren Räumen der neuen Bundesländer. 
 
 
 
Der Begriff nachhaltige Entwicklung wurde erstmals durch den  
Brundtlandbericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung 
im Jahr 1987 in die umweltpolitische Diskussion eingeführt. In der 
deutschen Sprache wurde der Begriff zunächst als ”dauerhafte Ent-
wicklung” übersetzt. „Der Kommissionsbericht veranlasste die Ein-
berufung der UNO-Konferenz für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 
im Juni 1992 in Rio de Janeiro. Sie beschloss unter anderem einen 
Aktionsplan für nachhaltige Entwicklung (Agenda 21) mit 40 Einzel-
punkten und empfahl der UNO die Einsetzung einer eigenen Kom-
mission für nachhaltige Entwicklung“101. 
 
In der Folge wurde die Zieldefinition der nachhaltigen Entwicklung 
immer weiter konkretisiert: 
 
• die UN-Konferenz HABITAT 2 in Istanbul (1996) mit der HABI-
TAT 2 Agenda und der Istanbul-Erklärung, 
• die Aalborg-Charta (1994). 
 
Schwierig für eine exakte Übersetzung gestalten sich auch die Ver-
suche einer inhaltlichen Begriffsbestimmung. Der Brundtlandbe-
richt102 definiert ”Dauerhafte Entwicklung” als eine Entwicklung, die 
die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass 
künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können. Mit dieser vielzitierten Formel wird nicht nur versucht, die 
Interessen zwischen den Generationen miteinander in Einklang zu 
bringen, sondern auch die unterschiedlichen Interessen der Indust-
rieländer im Schutz der Umwelt und die Entwicklungsländer an wirt-
schaftlicher und sozialer Entwicklung. 
Der „Exekutiv Ausschuss des Deutschen Nationalkomitees Habitat 
2“ definiert die Nachhaltigkeit von Stadt- und Raumentwicklung wie 
folgt: „Eine Gemeinde entwickelt sich nachhaltig, wenn sie allen Be-
wohnern eine Grunddaseinsvorsorge in umweltbezogener, sozialer 
                                                          
101 Haber,W., Raumordnung, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Hand-
wörterbuch der Raumordnung, Hannover, 1995, S. 658 
102 Heil, K., Stadtentwicklungsplanung und Nachhaltigkeit – neuer Wein in alten Schläuchen, 
in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.2000, 2000, S. 24 
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und wirtschaftlicher Hinsicht gewährt, ohne die Lebensfähigkeit der 
natürlichen, gebauten und gesellschaftlichen Systeme zu bedrohen, 
auf denen die Sicherstellung dieser Grunddaseinsfürsorge be-
ruht“103. 
 
Nachhaltigkeit als Planungs- und Entscheidungsprinzip in der Stadt- 
und Raumentwicklung hat vier zentrale Voraussetzungen:104 
 
1. „die differenzierte Kenntnis der Wirkungszusammenhänge, 
innerhalb derer Handlungskonzepte und Situationen im Sinne 
des neuen Paradigmas beeinflusst oder verändert werden 
sollen, 
2. die Instrumentalisierung und Operrationalisierung des allge-
meinen Prinzips durch Entwicklung von Handlungskonzepten, 
die es erlauben, Entwicklungen zu initiieren, gegebenenfalls 
auch Wirkungen zu messen und zu kontrollieren, 
3. ganzheitlich, d.h. systemhaft-integriertes Vorgehen, das die 
Handlungsfelder in ihren Wirkungszusammenhängen sieht 
und Entscheidungen in Reflexion ihres Kontextes trifft und 
schließlich 
4. die Festlegung von Handlungsprämissen, also von Werten, 
die gelten, und Zielen, die erreicht oder angestrebt werden 
sollen“. 
 
Die Arbeitsgruppe der ARL definiert eine Reihe spezifischer Qualitä-
ten und Potentiale nachhaltiger Entwicklung in den neuen Bundes-
ländern: „Die Situation in den neuen Ländern ist nur zu verstehen, 
wenn man die historische Entwicklung sowie v.a. die Siedlungs- und 
Wohnungspolitik der ehemaligen DDR in die Betrachtung einbezieht. 
Die Wohnungs- und Siedlungspolitik fand in der DDR unter gänzlich 
anderen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und Prämissen 
statt. Dies prägte die dortige Entwicklung des Städtebaues sowie 
des Wohnungssektors und führte im Ergebnis zu einem anderen Er-
scheinungsbild der ostdeutschen Städte und der Raum- und Sied-
lungsstrukturen insgesamt, das noch lange Bestand haben wird. 
Auch wenn die Wohnungs- und Siedlungspolitik in Ostdeutschland 
vor immensen Problemen und Herausforderungen steht, ist festzu-
stellen, dass es eine Reihe von Vorzügen gegenüber der in den al-
                                                          
103 Exekutiv-Ausschuß des Deutschen Nationalkomitees Habitat 2, Nationaler Aktionsplan 
zur nachhaltigen Siedlungsentwicklung, Bonn, 1996, S.2 
104 Heil, K., Stadtentwicklungsplanung und Nachhaltigkeit – neuer Wein in alten Schläuchen, 
in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.2000, 2000, S. 22 
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ten Ländern überwiegend vorzufindenden Situation gibt. Qualitäten 
wie die noch relativ gut ausgeprägte Wohnnutzung der Innenstädte, 
der z.T. große Fundus an historischer Bausubstanz, das noch deut-
lich geringere Maß an Suburbanisierung, Zersiedlung und Land-
schaftsverbrauch, müssen als große Chancen für die Zukunft begrif-
fen werden“.105 
 
Die Industriestädte in den neuen Bundesländern sind meist Doppel-
städte: neben einem kompakten historischem Stadtzentrum wurden 
Großwohnsiedlungen mit eigener Infrastruktur geschaffen. Bedingt 
durch den Bevölkerungsrückgang in den neuen Bundesländern ent-
steht oft ein Überlebenskampf zwischen historischer Altstadt und 
vorhandenen Großwohnsiedlungen.  
 
In der Bundesrepublik Deutschland sind die Faktoren, die Stadt- und 
Regionalentwicklung bestimmen, wie folgt definiert: „die aufgrund 
weltweiter Zusammenhänge determinierten ökonomischen Prozesse 
und die mit diesen Prozessen verbundenen Muster der Raumnut-
zung, der Raumver- und –entwertung, der Kommunikation, des Gü-
ter- und Menschentransports etc. sind die wesentlichen Faktoren, 
die die Strukturen der Verdichtungsräume – als prosperierende oder 
zurückbleibende Räume – bestimmen.106 
 
Nachhaltigkeit in der Raum- und Stadtentwicklung ist kein „auf sich 
gestelltes“ Planungs- und Entscheidungshandeln nach den eingangs 
genannten Grundsätzen. Nachhaltigkeit kann lediglich die Art und 
Weise beeinflussen, in der politische und wirtschaftliche Ziele umge-
setzt werden. Die politische und wirtschaftliche Neuorientierung der 
neuen Bundesländer bedeutet gleichzeitig auch, dass die Definition 
dessen, was als nachhaltige Entwicklung bezeichnet wird, neu defi-
niert werden muss. 
 
Die Chance der neuen Bundesländer liegt auch in dem Erhalt ge-
wisser Werte, Leitbilder und Konzeptionen, die nicht im Wieder-
spruch zu den - marktwirtschaftlich erforderlichen ökonomischen 
Raumnutzungen stehen - und die in der „alten Bundesrepublik“ oft 
nicht vorhanden sind, oder mühsam wieder regeneriert werden. Bei-
spiele hierfür sind bewohnte Innenstädte, eine geringere Suburbani-
                                                          
105 Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Raumordnungspolitische Aspekte für 
die Wohn- und Siedlungspolitik in Ostdeutschland, in: ARL-Nachrichten 2/96, S.57  
106 Heil, K., Stadtentwicklungsplanung und Nachhaltigkeit – neuer Wein in alten Schläuchen, 
in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 1.2000, 2000, S. 24 
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sierung, Kleingartenanlagen, Alleen, etc, aber auch tragfähige Sozi-
aleinrichtungen (z.B. Kindertagesstätten). 
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4.9   Die Beeinflussung räumlicher Bevölkerungsbewegungen 
durch Förderprogramme 
 
 
 
Ob räumliche Bevölkerungsbewegungen durch staatliche Wohnei-
gentumsförderungsprogramme gesteuert werden können, wurde im 
Rahmen der Konsolidierungserfordernisse der öffentlichen Haushal-
te im Herbst 2002 kontrovers diskutiert. Die Reformvorstellungen 
reichten von der Umgewichtung der Förderung zugunsten des Be-
standes und zulasten des Neubaues bis hin zu einer regionalen Dif-
ferenzierung zur Vermeidung unerwünschter Zu- und Abwanderun-
gen. 
 
Abbildung 12: 
Eigentumsquote nach Bundesländern, 
Veränderung von 1998-1993 in Prozent
-2 0 2 4 6 8
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Westdeutschland
Ostdeutschland
 
 
Quelle: Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, 2002 
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Mit dem Eigenheimzulagengesetz von 1996 wurde die Umstellung 
von der progressionsabhängigen steuerlichen Eigentumsförderung 
auf die Zahlung einer einheitlichen Eigenheimzulage vollzogen. Ziel 
war es, denjenigen die Wohneigentumsbildung zu erleichtern, die 
diesen Wunsch ohne diese staatliche Hilfe in Höhe von 34.504€ 
(Neubau, Ehepaar mit zwei Kindern) bzw. 22.496 (Altbau), jeweils 
verteilt auf acht Jahre, nicht realisieren konnten. Die Bauwirtschaft 
sollte durch die stärkere Förderung des Neubaues gefördert werden. 
 
Der Deutsche Städtetag sieht in der Regionalisierung der Wohn-
raumförderung eine Chance vor allem für die Wanderungsverluste 
der Städte an das Umland. Die Stadt-Umland-Wanderung „hat zu-
dem erhebliche finanzielle Konsequenzen für die Kernstädte. Be-
rechnungen der Städte haben ergeben, dass den städtischen Haus-
halten durch jeden Bürger etwa 800-1500 Euro verloren gehen. Da-
nach haben allein die Wanderungsverluste des Jahres 2000 bei-
spielsweise in der Stadt Hamburg zu dauerhaften Einnahmerück-
gängen von rund 7,5 Mio. € und in der Stadt Stuttgart von rund 2,5 
Mio. € geführt. Die vorhandenen Infrastrukturen in der Ver- und Ent-
sorgung, im Verkehrs-, Kultur-, Bildungs- und Gesundheitsbereich 
müssen weiterhin vorgehalten und finanziert werden, in den meisten 
Fällen übrigens auch zum Nutzen der Einwohner aus den umliegen-
den Gemeinden.“107 
 
Der Deutsche Städte- und Gemeindebund bestätigt den Trend zur 
Suburbanisierung, hält aber die Steuerungsmöglichkeiten des Staa-
tes angesichts der unterschiedlichen Motive der einzelnen Wande-
rungsbewegungen für sehr begrenzt: „Vielmehr ergaben die Motiv-
untersuchungen, dass mehrheitlich Haushalte mit einem Nettohaus-
haltseinkommen zwischen 1500 € und 2500 € (sog. Schwellenhaus-
halte) wegzogen, dass der Anteil der die Großstadt verlassenden 
Ein- und Zweipersonen-Haushalte weit über 50% lag und am neuen 
Wohnstandort mit über 50% mehrheitlich Mietverträge abgeschlos-
sen wurden. Daneben dominieren persönliche sowie berufliche Mo-
tive wie Heirat, Trennung, Fortzug aus dem Elternhaus und der 
Wechsel des Arbeitsplatzes die Abwanderungen. Wenn aber die 
Wanderungsgründe hauptsächlich persönlicher oder arbeitsplatzbe-
                                                          
107 Kiepe F., Deutscher Städtetag, Köln, in Mitgliederbrief 10/2002 des Deutschen Verban-
des für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung, Berlin, 2002 
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dingter Art sind, können die Städte den Fortzug ihrer Wohnbevölke-
rung nur beschränkt beeinflussen.“108 
Aus den genannten Gründen lehnt der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund eine Regionalisierung der Eigenheimzulage ab und for-
dert von den Städten eine individuelle Motivsuche nach den Grün-
den für die Abwanderung ihrer Bürger und daraus resultierende 
Handlungskonzepte.  
 
Auch der Deutsche Landkreistag sieht in der Regionalisierung der 
Eigenheimzulage keine Lösung der Stadt-Umland-Wanderungen: 
„schließlich darf nicht übersehen werden, dass der von vielen Groß-
städten beklagte Bevölkerungsschwund, vor allem in Ostdeutsch-
land, auch andere Ursachen hat als eine identische Eigenheimzula-
ge für Stadt- und Landbewohner. Bei einer Arbeitslosenquote von 
18% und mehr ist es durchaus nachvollziehbar, wenn Menschen 
notgedrungen in prosperierendere Wirtschaftsregionen abwan-
dern“.109 Der Landkreistag sieht nur in einer Steigerung der Attrakti-
vität der Städte und in einer – für den Nachfrager – bezahlbarem 
Bauland – und Wohnungsbestandspolitik eine Chance, die Wettbe-
werbsfähigkeit der Städte gegenüber dem Umland zu verbessern. 
                                                          
108 Portz N. , Deutscher städte- und Gemeindebund, Bonn, in Mitgliederbrief 10/2002 des 
Deutschen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung, Berlin, 2002 
 
109 Bleicher R., Deutscher Landkreistag, Berlin, in Mitgliederbrief 10/2002 des Deutschen 
Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung, Berlin, 2002 
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Abbildung 13: 
 
Bewohnte Wohnungen in Gebäuden   
nach Miet - und Eigentumswohnungen 1998  
     
Bundesland Insgesamt Mietwoh-
nungen in 
Tsd. 
Eigentümer-
Wohnungen in 
Tsd. 
Eigentums-
quote in % 
Baden-
Württemberg 
4152 2148 2004 48,3 
Bayern 4926 2538 2343 47,6 
Berlin 1665 1482 183 11 
Brandenburg 1028 663 365 35,5 
Bremen 322 201 121 37,5 
Hamburg 796 635 161 20,3 
Hessen 2488 1411 1077 43,3 
Mecklenburg-
Vorpommern 
720 488 232 32,2 
Niedersachsen 3163 1618 1546 48,9 
NRW 7329 4585 2744 37,4 
Rheinland-Pfalz 1622 730 892 55 
Saarland 449 188 261 58,1 
Sachsen 1863 1329 534 28,7 
Sachsen Anhalt 1093 694 400 36,5 
Schleswig-
Holstein 
1193 635 558 46,8 
Thüringen 1019 620 399 39,2 
     
Ostdeutschland     
Früheres Bun-
desgebiet 
27497 15652 11845 43,1 
Neue Bundes-
länder und Ber-
lin Ost 
6331 4357 1975 31,2 
  
Quelle: Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, 2002 
 
Im Ergebnis der Diskussionen wurde die Eigenheimzulage nicht re-
gionalisiert, die Senkung der Einkommensgrenzen der Anspruchs-
berechtigten und die in Zukunft gleichberechtigte Förderhöhe von 
Alt- und Neubau sollen die erforderlichen Einsparpotentiale sichern. 
 
Dennoch stellt sich die Frage, ob die geringe Eigentumsquote in den 
neuen Bundesländern nicht Abwanderungstendenzen der Bevölke-
rung erleichtert, oder sogar beschleunigt: die Eigentumsquote liegt 
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im Schnitt noch immer um 12% unter der im früheren Bundesge-
biet.110  
 
Die Mobilitätsbereitschaft einer großen Zahl von ostdeutschen Men-
schen wird beeinflusst durch: 
 
• eine relativ geringe Heimatverbundenheit, weil viele Menschen in 
den 60er Jahren in neu gegründete Kombinate umgesetzt wur-
den und bis zur Wende erst seit 25 Jahren in ihrer neuen Heimat 
wohnten,  
• eine geringe Eigentumsbildung, 
• eine Monostrukturierung der Kombinate und ihre Lage im struk-
turschwachen Raum, die „nach der Wende“ dazu führte, dass 
hochqualifizierte Menschen und ihre gut ausgebildeten Kinder 
nach der Auflösung der Kombinate in ihrem Lebensraum keinen 
Beruf mehr fanden und „mobil“ werden mussten.  
 
Regionale Wanderungen innerhalb Deutschlands sind zumeist 
beruflich bedingt und von einer Vielzahl von sozioökonomischen 
Faktoren abhängig. Da aber die Mobilität der Deutschen z.B. im 
Verhältnis zu den Amerikanern (US-Amerikaner ziehen im 
Durchschnitt alle 7 Jahre um, Deutsche nur alle 20) gering 
ausgeprägt ist, bleibt die Frage nach  den Möglichkeiten der 
Förderung der Eigentumsbildung in den neuen Bundesländern. 
                                                          
 
 
 
110 Loeffelholz,  H.D, von:, Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen, 
in Mitgliederbrief 10/2002 des Deutschen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung, Berlin, 2002 
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5.   Entwicklungsansätze zur Förderung einer ausgewogenen 
Wirtschaftsstruktur 
 
 
 
Den aufgezeigten strukturellen Schwächen der peripheren Regionen 
in den neuen Bundesländer sollen im Folgenden Entwicklungsan-
sätze gegenüber gestellt werden, die dazu beitragen können, die 
Tragfähigkeit dieser Räume als selbstständige Wirtschaftsräume zu 
erhöhen. 
 
Die Wettbewerbsfähigkeit einer Kommune/Region hängt unmittelbar 
von ihrer einheimischen Wirtschaft ab. Es gilt, im interkommunalen 
und interregionalen Wettbewerb für betriebliche Investitionen die ei-
gene Standortattraktivität zu erhöhen. 
 
Abbildung 14: Beispiele für Ziele kommunaler /regionaler Wirt-
schaftsförderung 
 
• Verbesserung der Wirtschaftsstruktur, 
• Reduzierung der Krisenanfälligkeit durch Branchenmix, 
• Verhinderung von Standortverlagerungen der Betriebe,          
oder deren vertikale Aufspaltung, 
• Erhöhung der Investitionsbereitschaft der Unternehmen, 
• Ausschöpfung wirtschaftlicher Entwicklungspotentiale, 
• Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Arbeitsplätze, 
• Sicherung der Steuerkraft in der Gemeinde, 
• Optimale Ausnutzung der Infrastruktur, 
• Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit einer Kommune/Region, 
 
Eigene Darstellung 
 
Erhebliche Standortdefizite lassen die peripheren Räume in den 
neuen Bundesländern im Ranking der Städte und Regionen weit zu-
rückfallen. Diese Standortdefizite liegen vor allem in den klassischen 
Bereichen Verkehrinfrastruktur, Erhaltung und Erneuerung der Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktzentren und in den Bereichen Bildung, 
Aus- und Weiterbildung. Es wurde bereits ausgeführt (Kap.1), dass 
diese klassischen Standortfaktoren immer noch die bedeutendste 
Rolle bei der Standortfindung der Industrie spielen. 
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Abbildung 15:  Beispiele für Standortkriterien 
 
• Qualifikation der Arbeitskräfte/ Ausbildungsplatzdichte 
• Arbeitslosenquote 
• Ausbildungseinrichtungen 
• Wissenstransfereinrichtungen 
• Zeitentfernung zu Agglomerationen Stra-
ße/Schiene/Luftverkehr, LKW-Fahrzeiten 
• Erreichbare Bevölkerung 
• Dienstleistungsbesatz 
• Baulandpreise, Preise für Infrastruktur (Wasser, Strom, etc.) 
• Anteil FuE- intensiver Branchen 
• Fördermittel 
• Patente je 100.000 Beschäftigte/Bundesland 
 
Eigene Darstellung 
 
Die Wirkung öffentlicher Mittel, die Anstrengungen der Akteure (in 
Kommune, Land und Bund) bleiben unbefriedigend; das Ziel einer 
innovativen, dynamischen wirtschaftlichen Entwicklung in den peri-
pheren Räumen wurde bislang in den neuen Bundesländern nicht 
erreicht. Der immer noch nicht abschließend vollzogene Struktur-
wandel wird verschärft durch die demographische Entwicklung, die 
zu einer weiteren Entleerung der Räume führt. 
 
In den peripheren Räumen der neuen Bundesländer ist eine wachs-
tumsorientierte Standortpolitik oft nicht möglich, sondern eine quali-
tätsorientierte und stabilisierende Strukturpolitik erforderlich. Die 
damit einhergehenden „Schrumpfungsprozesse“ (Einwohner, Ar-
beitsplätze, Überhang an Wohnraum) müssen als Chance für quali-
tatives Wachstum erkannt werden. Veränderte Bedürfnisse nach 
Versorgungs- und Dienstleistungsangeboten, sinkende Haushalts-
größen und eine sich verändernde Alterstruktur vor allem aber eine 
Erneuerung der wirtschaftsstrukturellen Ausrichtung erfordern quali-
fizierte Strategien. 
Die nachfolgend aufgeführten Handlungsempfehlungen sind Bau-
steine für eine innovative wirtschaftliche Entwicklung peripherer 
Räume . 
 
 
 96 
 
5.1   Ausgewogene Raumstrukturen erhalten 
 
 
 
Immer stärker wird den Städten eine Schlüsselrolle in der wirtschaft-
lichen Entwicklung der EU zugeschrieben111. Der Konzentration auf 
die Wettbewerbsfähigkeit der Städte, steht die Förderung einer aus-
geglicheneren Raumentwicklung aufgrund begrenzt zur Verfügung 
stehender Fördermittel entgegen. Fraglich bleiben die tatsächlichen 
Steuerungskapazitäten zur Gestaltung der Wirtschafts- und Be-
schäftigungsentwicklung durch die Ausgestaltung von Strukturfonds 
angesichts der Standortpolitik großer international agierender Unter-
nehmen. 
 
Der Erhalt einer ausgewogenen Raumstruktur ist ein grundlegendes 
Ziel der EU, um so den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt 
aller Länder zu sichern. Der Vertrag112über die Europäische Region 
nennt unter anderen Zielen, die Schaffung eines Raumes ohne Bin-
nengrenzen und die Förderung eines ausgewogenen und dauerhaf-
ten wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts (Titel1, Artikel B) neben 
der Verringerung der Unterschiede im Entwicklungsstand der ver-
schiedenen Regionen (Titel 16, Artikel 130a). 
 
Die Beibehaltung des Entwicklungszieles der EU, d.h. die Umstruk-
turierung und Stärkung von strukturell schwächeren Gebieten Euro-
pas und damit die Beibehaltung und Stärkung einer polyzentralen 
Raumstruktur verbessert die Entwicklungschancen peripherer Regi-
onen außerhalb von Verdichtungsräumen erheblich. 
 
Die peripheren Räume in den neuen Bundesländern sind auf dauer-
hafte (aber zielgerichtete) Strukturhilfen zur Verbesserung ihrer In-
novationsfähigkeit in der wirtschaftlichen Entwicklung, aber auch in 
der Erneuerung der Infrastruktur angewiesen. 
 
Die Attraktivität einer „Wachstumsorientierung“ der Strukturfonds in 
prosperierende Verdichtungsräume zur weiteren Stärkung ihrer 
Konkurrenzfähigkeit im internationalen (aber Widersprüchlicherwei-
                                                          
111 Europäische Kommission, GD Regio, Direktion B, Unit B2, Rudolf Niessler, Maßnahmen 
und Perspektiven der Stadtentwicklung im Rahmen der Neugestaltung der Strukturfonds, 
Vortrag im Rahmen der Gemeinschaftsinitative URBAN 2, 12.09.2002, S. 5f 
112 Europäische Union, Vertrag über die Europäische Union, Maastricht, 1992 
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se auch im europäischen) Wettbewerb ist groß. Langfristig führt dies 
aber zu einer Konzentrierung der Raumstruktur, die den gesetzten 
Zielen der europäischen Gemeinschaft wiederspricht. 
 
Auch die Raumordnungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland 
hat in der Vergangenheit im Prinzip zwei Wege für eine großräumige 
Schwerpunktsetzung verfolgt:113 
 
1. Wachstumsorientiert: eine zielgerichtete Förderung der Regi-
onen, deren regionale Entwicklungspotentiale gut sind und von 
denen erwartet werden kann, dass Entwicklungsimpulse greifen 
und die wirtschaftliche Dynamik sich auf benachbarte Regionen 
überträgt. In der Regel sind dies die Agglomerationsräume. 
2. Ausgleichsorientiert: eine gezielte Förderung von Regionen 
mit erheblichen Schwächen, die deren Wettbewerbsfähigkeit 
beeinträchtigen. Ihre gezielte Förderung sollte ein weiteres Zu-
rückfallen verhindern. 
 
Während die Raumordnung in den vergangenen Jahrzehnten vor-
wiegend Kombinationsstrategien zwischen wachstums- und aus-
gleichspolitischen Zielsetzungen in den räumlichen Entwicklungs-
vorstellungen verfolgte, „wurde im Zuge der wirtschaftlichen Bele-
bung in den neuen Ländern nun ein ausschließlich wachstumspol-
orientiertes Entwicklungskonzept diskutiert.“114 
Strukturelle Gefälle zwischen Agglomerationen und peripheren 
Räumen können nicht im Interesse einer ausgewogenen Raument-
wicklung sein. Strukturhilfen können dazu zu einer Dezentralisation 
der räumlichen Entwicklung beitragen, die auch für die sich immer 
stärker wachsenden Verdichtungsräume von Nutzen sind. Damit ist 
nicht die Förderung von Suburbanisierungstendenzen gemeint, son-
dern die gezielte Förderung von sich gegenseitig ergänzenden Ent-
wicklungspotentialen unterschiedlicher Räume. 
                                                          
113 vergl.: Irmen, E, Marezke, St., Milbert, A,: Regionale Entwicklungspotenziale in den neu-
en Ländern – Erwartung und Wirklichkeit, in Informationen zur Raumentwicklung Heft 
2/3,2001, Bonn, 2001, S.127ff 
114 Irmen, E, Marezke, St., Milbert, A,: Regionale Entwicklungspotenziale in den neuen Län-
dern – Erwartung und Wirklichkeit, in Informationen zur Raumentwicklung Heft 2/3,2001, 
Bonn, 2001, S.127 
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5.2   Erhalt industrieller Kerne in den peripheren Regionen 
 
 
 
Industriebetriebe sind die Basis für wirtschaftliche Aktivitäten in einer 
Stadt oder Region. Produktionsorientierte Dienstleister sichern und 
fördern die Existenz kleinerer Handwerks-, Zuliefer-, und Dienstleis-
tungsbetriebe.  
 
Die Förderung der industrieller Basis im peripheren ländlichen Raum 
hängt von der Marktfähigkeit der industriellen Produktionskapazitä-
ten ab, die diese in einem absehbaren Zeitpunkt erreichen können. 
Dabei sind zwei Vorgehensweisen zu unterscheiden: 
 
1. 
 
In einigen ehemaligen Industriekombinaten in den neuen Bundes-
ländern ist eine strukturbestimmende Wirtschaftsentwicklung wie zu 
Zeiten planwirtschaftlicher Entwicklung nicht zu erwarten. Das Feh-
len jeglicher Standortbedingungen (leistungsfähige Infrastruktur etc.) 
führt dazu, dass eine markwirtschaftliche Wiederbelebung dieser In-
dustrien eine dauerhafte Subventionierung erzwingen würde.  
 
Hier sind kleinteilige, stadt- und regionsbezogene Entwicklungen zu 
erwarten und zu fördern, die die Lage im Raum berücksichtigen.  
 
Förderung kann immer nur Prozesse anschieben und Unterstützung 
leisten, wo genügend endogene Potentiale, Kräfte und Akteure vor 
Ort vorhanden sind, um letztendlich eine selbsttragende Entwicklung 
zu bewirken. Die Industrialisierung der strukturschwachen Räume zu 
„DDR-Zeiten“ und ihre zahlreichen Folgen bilden bis heute große 
Barrieren für die sozialökonomische Entwicklung dieser Räume 
(insbesondere die Entstehung vieler industrieller Monokulturen). 
 
Die finanzielle Unterstützung von Industriestrukturen, die eigentlich 
nicht aus sich heraus an den jeweiligen Standorten überleben kön-
nen, ist langfristig der falsche Ansatz, um in den strukturschwachen 
Räumen eine Stabilisierung der Wirtschaftsstruktur zu erreichen. Sie 
ist lediglich ein mittelfristiger Placebo, der aber die eigentlichen Ak-
teure vor Ort davon abhält, wirklich überlebensfähige Wirtschafts-
strukturen aufzubauen. 
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Veränderungsimpulse, die wichtig für jede strategische Veränderung 
sind, werden durch strukturkonservierende Maßnahmen unterdrückt. 
Sie werden nicht als Handlungsaufforderung wahrgenommen, um in 
regionale Innovationsprozesse umgesetzt zu werden. 
 
Strukturkonservierende Maßnahmen sind unter diesen Bedingungen 
nicht dazu geeignet, die ”Selbststeuerungsfähigkeit von Räumen” zu 
beleben.  
Strukturschwache Räume müssen ihr spezifisches Profil und letzt-
endlich ihr eigenes ökonomisches System entwickeln. Von besonde-
rer Bedeutung dabei sind: 
 
• Wissenschaft und Bildung sind wichtige Ressourcen einer Wis-
sensgesellschaft, inhaltliche Ausrichtungen der erforderlichen Inf-
rastruktur können regional/lokal ausgerichtet werden und vor-
handenes Wissen in der Region unterstützen (z.B. eine Textilre-
gion baut entsprechende Bildungs- und Forschungseinrichtungen 
auf), 
• die Bildung von Netzwerken, die Forschung und Wirtschaft mit-
einander verknüpfen. 
 
2 
 
Bei den industriellen Wirtschaftsstandorten, deren internationale 
Wettbewerbsfähigkeit gesichert ist, müssen die Marktzutrittsbarrie-
ren reduziert werden. D.h., dass über die Verbesserung der Stand-
ortbedingungen (etwa Verkehrsinfrastruktur etc.) eine öffentliche 
Förderung von Markterschließungen, Produkt- und Prozessinnovati-
onen sinnvoll ist. 
Industrielle Betriebe, die ihre Marktfähigkeit ohne Subventionen si-
chern können, tragen langfristig zu einem stabilen Wachstum einer 
Region bei und fördern das Entstehen eines regionalen Potentials 
an Zuliefer-, Handwerks-, und Dienstleistungsbetrieben. 
 
Diese Modernisierung industrieller Betriebe muss regional und län-
derweit abgestimmt werden und durch eine gezielte und koordinierte 
Ansiedlungspolitik unterstützt werden. Die Bereitschaft zur regiona-
len Kooperation steckt vielfach noch in den Kinderschuhen. Dazu 
stellt die Wirtschaftsförderung Brandenburg GmbH fest:  
 
• „dass eine Identifikation einzelner Städte mit dem Gesamtraum 
Brandenburg gering ist, 
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• die Wirtschaftsförderungsaktivitäten der Kommunen untereinan-
der kaum koordiniert sind, 
• bei einer Grenzlage eine gezielte und koordinierte Inanspruch-
nahme des Standortfaktors Grenzlage fehlt.“115 
 
Der Erhalt der marktfähigen industriellen Betriebe im peripheren 
Raum trägt dazu bei, Ostdeutschland als industriellen Wirtschafts-
standort zu erschließen. Produktive Industriebetriebe in peripheren 
Lagen können erhebliche positive Einflüsse auf die Wirtschaftsstruk-
tur nehmen und das Wachsen eines breiten Dienstleistungsangebo-
tes, aber auch die Neuansiedlung weiterer Industrien begünstigen. 
Eine strategische Sanierung dieser Betriebe zur Produkt- und Pro-
zessinnovation, zur Erschließung neuer Märkte und Produktwerbung 
ist „bis zum Wirksamwerden zeitaufwendig und die Sanierung und 
deren Finanzierung zum großen Teil auch eine öffentliche Aufga-
be“.116 
 
 
 
5.3   Verbesserung der Standortbedingungen 
 
 
 
Die Schaffung günstiger Investitionsbedingungen ist Grundvoraus-
setzung für den Aufbau einer ausgewogenen Wirtschaftstruktur. 
Durch die Bereitstellung einer leistungsfähigen Infrastruktur (Straße, 
Schiene, Telekommunikation) kann jedoch nur in begrenztem Um-
fang eine strukturpolitische Steuerung vorgenommen werden. 
 
Standortsicherung beinhaltet auch die strategische Sanierung vor-
handener, strukturbestimmender Betriebe, oder aber die Schaffung 
der Voraussetzungen, um eben diese Betriebe ansiedeln zu können. 
 
Die „Übererschließung“ peripherer Räume, denen wichtige weitere 
Standortpotentiale fehlen, geht jedoch letztendlich zu Lasten von 
anderen zukunftsfähigeren industriellen Standorten.  
                                                          
115 Wirtschaftsförderung Brandenburg GmbH, Maßnahmekatalog zum Aufbau eines Netz-
werkes zur Ansiedlungswerbung und Investorenbetreuung für die Region Ostbrandenburg, 
Potsdam, 1998, S.4 
116 Nolte, D. und Ziegler, A., Neue Wege einer regional- und sektoralorientierten Strukturpoli-
tik in den neuen Ländern, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1994, S. 260 
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Dies schließt nicht aus, dass eine Grundausstattung leistungsfähiger 
Infrastruktur selbstverständlich Basis für eine regional ausgerichtete 
Wirtschaftsstruktur ist. 
 
 
 
5.4   Integrierte Wirtschaftsentwicklung 
 
 
 
Die Basis einer integrierten Wirtschaftsentwicklung ist die realisti-
sche Einschätzung tatsächlich erreichbarer Ziele und die konse-
quente Nutzung der eigenen Möglichkeiten der Räume.  
 
In den neuen Bundesländern zeigt sich, „dass der Wachstumspro-
zess in den Jahren 1991 – 96 vornehmlich von den regionalen und 
endnachfragenahen Bereichen des ortsansässigen Gewerbes, ein-
schließlich der Existenzgründer und der Management- buy–out -
Firmen früherer Treuhandbetriebe getragen wird. Exportbasierte in-
dustriell-gewerbliche Bereiche hinken nach“117. 
 
Wichtig für eine integrierte Wirtschaftsentwicklung in peripheren 
Räumen ist das vorhandene Arbeitskräfte- und Infrastrukturpotential 
und die lokale bzw. überregionale Nachfragesituation. 
 
Eine integrierte Wirtschaftsentwicklung wird auch durch ein klares 
wirtschaftsstrukturelles Profil erreicht, eine „räumliche Clusterung“, 
d.h. über eine selektive Ansiedlungspolitik werden klare Standortpro-
file entwickelt, die auf den endogenen Potentialen des Raumes be-
ruhen. Dies führt zu erheblichen Kooperations- und Koordinations-
vorteilen der vorhandenen, aber auch der neu anzusiedelnden Fir-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
117 Hartke, St., Endogene Potentiale, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, 
Handwörterbuch der Raumordnung, 1995, S. 220 
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5.5   Förderung der Wissensgesellschaft 
 
 
In der Industriegesellschaft ist eine erfolgreiche Wirtschaftsentwick-
lung zunehmend wissensbasiert. Wissen ist auch für strukturschwa-
che Räume ein entscheidender Motor der wirtschaftlichen Entwick-
lung. Das Vorhandensein von Bildungs- und Forschungsinfrastruktu-
ren und qualifizierten Arbeitskräfte sind wichtige Standortpotentiale. 
Ziel muss die Wiederverankerung dieser Infrastrukturen sein, um ei-
ne erneute Kompetenzprofilierung und ”Alleinstellungsmerkmale” zu 
entwickeln, die einen Raum aus wirtschaftlicher Sicht attraktiv ma-
chen. 
Die Etablierung von Bildungs- und Forschungsinfrastrukturen ist 
dann erfolgreich, wenn es gelingt, sie mit der kommunalen Wirt-
schaft zu verknüpfen. Die Förderung dieser Zusammenarbeit ist ei-
ne Aufgabe kommunaler Wirtschaftsförderung. Die Förderung kann 
durch die Bildung von informellen Netzwerken, in die die räumlich 
nah gelegenen Universitäten/Fachhochschulen eingebunden sind, 
erreicht werden. 
Aufgabe der Wirtschaftsförderung ist es auch, periphere Räume 
durch attraktive Angebote (z.B. besondere Forschungsperspektiven, 
aber auch kostenlose Räumlichkeiten) für Universitäten interessant 
zu machen, um so zu verhindern, dass nur das Umland der meist in 
verdichteten Räumen gelegenen Universitäten von Ausgründungen 
etc. profitiert.  
Die Landespolitik kann mit der Etablierung von Forschungs- und Bil-
dungsinfrastrukturen im peripheren Raum wichtige Entwicklungsim-
pulse auslösen. 
Die sinkende Zahl von Erwerbstätigen und eine steigende Zahl von 
Rentnern in einer Stadt erschwert den wirtschaftlichen Strukturwan-
del. Eine „leistungsfähige“ Stadt kann nur entstehen, wenn eine 
ausbildungsplatz- und arbeitsmarktorientierte Zuwanderung erfolgt. 
Dies führt zu dem zwingenden Zusammenspiel von Stadt- und Wirt-
schaftsentwicklung, von harten und weichen Standortfaktoren. „Die 
Braut muss schön sein“, d.h. die Räume müssen als attraktive 
Wohnstandorte mit hoher Lebensqualität wahrgenommen werden 
und ihre Vorteile gegenüber einem Wohnstandort in verdichteten 
Räumen aktiv herausstellen.  
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5.6   Entwicklungschancen im deutsch-polnischen Grenzraum 
 
 
 
Der deutsch-polnische Grenzraum wird gegenwärtig (mit allen nega-
tiven Folgen) durch seinen Charakter als EU-Außengrenze be-
stimmt. 
 
Abbildung 16: Der deutsch-polnische Grenzraum 
 
Quelle: Alexander, Länderatlas, Gotha, 2001 
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Die Stimmung in der Bevölkerung ist von aktuellen und historischen 
Vorurteilen über den jeweiligen Grenznachbarn belastet und steht in 
krassem Wiederspruch zu den recht globalen Vorstellungen und 
Leitbildern der EU. Das Zusammenwachsen der regionalen Bevölke-
rung bedeutet für beide Länder eine harte Belastungsprobe: die 
Wende hat breite Bevölkerungsschichten aus ihren Berufen und ver-
trauten Routinen gerissen, der polnische Weg der Privatisierung - 
unter großem Zeitdruck - führt zu Arbeitslosigkeit, Wohlstandsgefälle 
und großen Wanderungsbewegungen.  
 
Es ist zu vermuten, dass die sprachlichen Grenzen im deutsch-
polnischen Grenzraum für einen langen Zeitraum erhalten bleiben 
und gleichzeitig eine erhebliche Schwelle für die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit bedeuten werden. Diesem muss durch gezielten 
Sprachunterricht (in Schule und Erwachsenenfortbildung) entgegen-
gewirkt werden. 
 
Die Probleme des Grenzraumes sind ähnlich: während die arbeits-
platzintensiven Industrien aus DDR-Zeiten schon den internationa-
len Wettbewerbsbedingungen angepasst sind, steht eine umfassen-
de Umstrukturierung der polnischen Industrie erst noch bevor. Die 
Arbeitslosigkeit (ca. 30% in Polen und 20% in Deutschland als Mit-
telwerte) zeugt davon, dass die durch den Industrierückgang freige-
setzten Arbeitskräfte nicht von anderen Bereichen aufgenommen 
werden konnten.  
 
Nach der Integration Polens in die EU wird die neue deutsch-
polnische EU-Binnengrenze weit mehr als bisher als gemeinsamer 
Wirtschaftsraum in Erscheinung treten. Daraus ergibt sich die Mög-
lichkeit, die jeweilige Randlage zu relativieren und die Wettbewerbs-
fähigkeit in einem größer werdenden Markt zu erhöhen. 
 
Der deutsche Grenzraum muss die Integration Polens als Standort-
vorteil erkennen und sich das neu eröffnende Potential auf polni-
scher Seite offensiv erschließen. Es wäre für die Grenzregionen fa-
tal, wenn sich die dort handelnden Akteure mental oder aus begrün-
deter oder unbegründeter Furcht vor neuen Konkurrenzen, der oh-
nehin politisch bereits entschiedenen und auch wirtschaftlich und 
politisch vorteilhaften Osterweiterung, verschließen. 
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Folgende Potentiale gilt es zu nutzen: 
 
• die allgemeine wirtschaftsgeographische Lage, die Nähe zu Inno-
vations- und Arbeitsmarktzentren, wie Berlin, Dresden, Szczecin 
(Stettin), Poznan (Posen) und Wroclaw (Breslau), 
• das Lohngefälle kann zu einer Arbeitsteilung zwischen kostenin-
tensiven und lohnintensiven Produktionen führen und damit zu 
einem Standortvorteil gegenüber anderen Regionen, 
• im Grenzraum gibt es ausreichende öffentliche und private Ange-
bote bei der Unterstützung auf der Suche nach Markt- und Ko-
operationspartnern. Diesen Wettbewerbsvorteil muss die Wirt-
schaft vor Ort konsequent wahrnehmen. 
 
Der Beitritt Polens zur EU birgt jedoch noch eine andere Überlegung: 
zu erwarten ist ein EU-Beitritt Polens im Zeitraum 2004-2006, vorge-
sehene Übergangsfristen könnten das Wirksamwerden von Effekten 
erheblich verzögern. Die große Gefahr besteht darin, dass der EU-
Beitritt Polens als Hoffnungsträger eingeschätzt wird, der wiederum 
eine realistische Einschätzung des tatsächlich Erreichbaren in den 
Grenzregionen wieder verwässert. 
 
 
 
5.7   Innovationsprozesse fördern 
 
 
 
Normale Wirtschaftsgebiete zu „innovierenden Regionen zu entwi-
ckeln, erweist sich als schwieriges Geschäft, denn Innovationen 
entstehen nur durch das Zusammenspiel sehr vieler Variablen.“118 
Die Förderung innovationsrelevanter Standortfaktoren einer Kom-
mune/Region und die Etablierung innovationsfähiger Unternehmen 
sind die Basis für eine langfristig tragfähige Entwicklung. Ausschlag-
gebend dabei ist, dass diese Förderung an den endogenen 
Potentialen eines Raumes (z.B. regionale Produktionssysteme und 
Produktions-Cluster) ansetzt. 
                                                          
 
118 Grotz, R., Wie einfach oder komplex sind Strukturen innovativer Wirtschaftsräume?, in: 
Schwinges, R., Innovationsräume:woher das Neue kommt – in Vergangenheit und Gegen-
wart, Zürich, 2001, S.116 
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Aussagen zur Wirtschaftsstruktur einer Kommune sind im Zusam-
menhang mit der Region sowie mit der Bundesrepublik und der EU 
zu treffen, um ein angemessenes Bild von den Entwicklungschan-
cen und Entwicklungstendenzen zu erhalten. Zentrale Indikatoren 
sind die Zahl der Arbeitsplätze in den einzelnen Branchen und die 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit einerseits sowie die Bevölkerungs- 
und Haushaltsentwicklung andererseits. 
 
Die Förderung der Innovationsprozesse sollte vor folgendem Hinter-
grund erfolgen: 
 
• Lage, Größe und Fläche, Zentralität und Funktion der Kommune, 
• wirtschaftliche und demographische Entwicklung, 
• Wanderungsbewegungen, 
• soziale Entwicklung und Einkommensentwicklung, 
• Stärken-Schwächen-Analyse, einschließlich Infrastrukturausstat-
tung aus wirtschaftlicher Sicht. 
 
In den strukturschwachen Räumen Ostdeutschland wird das Ergeb-
nis einer solchen Analyse häufig in der Erkenntnis liegen, dass in 
den Regionen ähnliche strukturbestimmende Entwicklungen wie zu 
DDR-Zeiten nicht zu erwarten sind, die Entwicklungschancen eher in 
einer kleinteiligen und kleindimensionierten Entwicklung (z.B. Anzahl 
der Arbeitskräfte) liegt. 
 
Wichtig ist die Anzahl der innovationsrelevanten Standortfaktoren, 
die sich mit den endogenen Potentialen eines Raumes überschnei-
den. Auf diesen Faktoren aufbauend, kann die Entwicklung eines 
Raumes gefördert werden durch: 
 
• die bevorzugte Ansiedlung innovierender Unternehmen, die das 
„Wissensprofil“ stärken, 
• die Profilierung des Arbeitskräftepotentials auf die zu etablierende 
Wirtschaftsstruktur, durch die Ansiedlung von Forschungsabtei-
lungen der anzusiedelnden Firmen und Universitäten und 
• die Ansiedlung von Unternehmen der gleichen Branche. 
 
Ziel ist das Erreichen einer „Selbststärkung“ eines Raumes: die Ver-
selbstständigung einer wirtschaftlichen Entwicklung, die sich auf 
Dauer in einem Raum etabliert. 
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Die Diskussion zur „lernenden Region“ geht davon aus, dass Regio-
nen ihre Wettbewerbsfähigkeit erhöhen können, wenn sie durch 
„endogene Lernprozesse“ Neuerungen schaffen.119 Eine lernende 
Region bietet einen Handlungsrahmen, der es den Akteuren erleich-
tert, sich veränderten Rahmenbedingungen lernend und kreativ, 
auch innovativ, vor allem aber schnell und flexibel anzupassen. Ge-
sucht wird dabei nach Modellen einer kollektiven Selbststeuerung 
auf regionaler Ebene unter Einbezug einer dynamischen Komponen-
te des Lernens. 
 
Der Ansatz der „lernenden Region“ verfügt über keinen expliziten 
lerntheoretischen Hintergrund. Bei der „lernenden Region“ setzt die 
Diskussion bei den Akteuren an, unterstellt aber, dass diese sich in 
der Region zu einem „kollektiven Akteur“ formieren können. Dafür ist 
die Mitwirkung von KMU (Klein- und Mittelunternehmen) wichtig. Für 
Großunternehmen gelten andere Bedingungen, weil diese problem-
spezifisch arbeiten, ihre Innovationsprozesse intern organisieren 
und sich internationale Kooperationspartner suchen, die für sie inte-
ressant sind.120 
 
Da jede Region ihr spezifisches System des kollektiven Lernens 
entwickelt, in das soziokulturelle Bindungen, die Macht- und Organi-
sationsstrukturen der regionalen Wirtschaft sowie die politisch-
administrativen Entscheidungsstrukturen und Institutionen einwirken, 
sind Generalisierungen ohnehin nicht möglich. Sofern überhaupt im 
Ansatz die Prozessgestaltung explizit diskutiert wird, ist die Vorge-
hensweise pragmatisch: 
 
• es bedarf einer Lernsensibilität gegenüber Lernzwängen oder –
anreizen. Die Region muss Veränderungsimpulsen ausgesetzt 
sein (z.B. wirtschaftliche Krise) und diese als Handlungsaufforde-
rung wahrnehmen, um sie in regionale Innovationsprozesse um-
zusetzen. Im Beispiel der Region Wales, die von der EU als Mo-
dell einer lernenden Region angesehen wird, geschieht dies über 
eine Entwicklungsagentur, welche die relevanten Akteure zwingt, 
ihre bisherigen Routinen in Frage zu stellen.121 
                                                          
119 Nonaka,I, Reinmöller,P., The legacy of learning. Toward endogeneous knowledge crea-
tion for Asian economic development, in WZB-Jahrbuch 1998, S. 401 
120 Koopermann,G., Münnich, F., National and international developments in technology 
trends, patterns and implications for policy, Hamburg, 1999 S. 76  
121 Henderson, D., EU regional innovation strategies: Regional experimentalism, European 
Urban and Regional Studies, 1999, S. 59-72 
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• es sind lernförderliche Regionalbedingungen notwendig. Für die 
Region bedeutet das auf der einen Seite organisierte Netzwerke, 
auf der anderen eine unterstützende „Infrastruktur“ in Gestalt von 
Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, Vermittlungsein-
richtungen zwischen Wissensproduzenten und Wissensnutzern. 
Aber dazu gehören auch qualifizierte und umschulungsfähige 
Arbeitskräfte, ein innovationsoffenes politisch administratives 
System, lernoffene institutionelle Rahmenbedingungen. Aber 
auch die Lernkapazitäten gehören dazu, d. h. die institutionellen 
und organisationsstrukturellen Aspekte der Region.122 
 
Als Strategieelemente  der „lernenden Region“ gelten:123 
 
• „dass Wissen und Bildung, die in einer Wissensgesellschaft 
wichtigsten Ressourcen sind, die entwickelt und zielgerichtet 
alloziiert werden müssen; auch wenn die Allokation dabei 
immer mehr über Märkte stattfindet, sind die inhaltlichen Aus-
richtungen regional beeinflussbar, 
• dass es eine Infrastruktur gibt, die einer Wissensgesellschaft 
angemessen ist (fortschrittliche Bildungs- und Forschungsein-
richtungen, ausgeprägtes Beratungswesen, innovations- of-
fenes Finanzsystem), 
• dass „relevantes“ Wissen, „geeignete“ Fähigkeiten und Aus-
bildungsmöglichkeiten geschaffen werden, wobei vor allem 
das „tacit“ knowledge und die damit verbundene gemeinsame 
Sprache von hoher Relevanz sind, 
• dass Netzwerke die Innovationsprozesse wesentlich unter-
stützen, 
• dass solche Netzwerke offen für Impulse von außen sein 
müssen, 
• dass diejenigen Regionen innovativer sind, die über mehr 
Redundanz und Varietät verfügen und 
• dass es so etwas wie ein Innovationsklima in einer Region 
geben muss; die mentale Disposition der Akteure und ihres 
Umfeldes spielen offenbar eine entscheidende Rolle. Innova-
tive Regionen ordnen innovativem Verhalten einen hohen 
Wert zu und akzeptieren auch das Scheitern von Innovatio-
                                                          
122 Stewart,J., Corporatism, pluralism and political learning: A systems approch, in: Journal 
of Public Policy, 1992, S.243 
123 Lawson,C., Lorenz, E., Collective learning, tacit knowledge and regional innovative ca-
pacity, in Regional Studies, 1999, S. 317 
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nen, d.h. lassen zumindest mental die Risikokosten niedriger 
erscheinen“. 
 
Ob die Theorie der „lernenden Region“ eine Tragfähigkeit besitzt, ist 
ungewiss. Fraglich bleibt, ob eine Region in einer immer stärker glo-
balisierten Weltwirtschaft tatsächlich für sich bezogen Innovations-
prozesse in Gang setzen kann. Dies bedeutet, dass die arbeitsteilige 
Ausdifferenzierung von Produktionen nur in der eigenen Region er-
folgen würde und damit entsprechende Wachstumseffekte bewirken 
würde. 
 
Eine Häufung förderlicher Strukturen (z.B. die Vernetzung von Wis-
senschaft und Industrie) verschafft Regionen spezifische Innovati-
onsvorteile. Dabei ist es außerordentlich wichtig, die Entwicklungs-
richtung der möglichen Schwerpunktbildung innovativer Prozesse 
zwar vorzugeben, nicht aber festzulegen.124 
 
 
 
5.8   Bildung von kommunalen und regionalen Netzwerken för-
dern 
 
 
 
Netzwerke sind dann erfolgreich, wenn sie sich der räumlich-
funktionalen Arbeitsteilung der Industrie anpassen. 
Größere Betriebe wählen den Standort einzelner betrieblicher Funk-
tionen entsprechend den spezifischen Anforderungen dieser Funkti-
on aus. Funktionen wie Forschung und Entwicklung, die besonders 
auf face-to-face Kontakte angewiesen sind, oder auf die Nähe zu U-
niversitäten, werden in Zentren angesiedelt, während die Produktion 
in der Peripherie angesiedelt wird. Ein Netzwerk von „Gleichen unter 
Gleichen“, z.B. einer Ansammlung strukturschwacher Standorte un-
tereinander, ist weniger attraktiv als ein Netzwerk, das unterschiedli-
che Potentiale der Netzwerkpartner bündelt und entsprechende Syn-
ergien schafft. Dieses bewusste Schaffen von Abhängigkeiten, das 
Aneinanderketten eines strukturschwachen Raumes an einen pros-
perierenden Raum kann ein sinnvolles und produktives Netzwerk 
entstehen lassen. Dabei kann die inhaltliche Ausrichtung durchaus 
                                                          
124 Fritsch, M., Möglichkeiten zur Verbesserung regionaler Innovationsbedingungen, In: 
Hirsch-Kreinsen, H., u. Schulte, A., Standortbindungen, Unternehmen zwischen Globalisie-
rung und Regionalisierung, Berlin, 2000, S.124 
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thematischer Natur sein und nur wenige innovative Wirtschaftsberei-
che umfassen. 
Netzwerke sind dann erfolgreich, wenn es gelingt, in ihnen: 
 
• alle kommunalen und regionalen Kräfte und Kompetenzen zur 
Erarbeitung einer abgestimmten Akquisitionsstrategie zu bündeln, 
• Kompetenzen für ausgewählte Investorenzielgruppen zu schaf-
fen, 
• Zielbranchen auszuwählen, deren spezielle Standortanforderun-
gen mit den Standortbedingungen übereinstimmen, 
• Standortangebote zu optimieren, 
• den Zugriff auf wichtige – nicht dem Netzwerk angehörenden 
Personen/Institutionen - zu sichern. 
Netzwerke im strukturschwachen ländlichen Raum sollten „wissens-
basiert“ agieren, um so dem geringeren Informationsangebot, das 
z.B. aus einer geringeren Ausstattung mit Forschungseinrichtungen, 
aber auch dem geringeren Angebot an qualifizierten Arbeitskräften, 
Rechnung zu tragen. 
 
 
 
5.9   Stadtentwicklung muss auf den Strukturwandel reagieren 
  
 
 
Eine Neubestimmung der Stadtentwicklungsziele der Städte im struk-
turschwachen Raum führt vor dem Hintergrund einer negativen Be-
völkerungs- und Wirtschaftsentwicklung zu dem Erfordernis, die 
Stadt- und Infrastruktur sowie den Wohnungsbestand an die verän-
derte Nachfrage anzupassen. 
Dies bedeutet in der Regel eine deutliche Verkleinerung aller Struktu-
ren. Ziel muss es sein, die Akteure vor Ort darauf einzustellen, auf 
diesen Trend zu reagieren und sich ihm nicht - mit einer ohnehin 
kaum finanzierbaren Politik – entgegenzustellen. Die Verkleinerung 
von Strukturen muss für die einzelne Stadt keine Negativentwicklung 
sein. Allein die Einwohnerzahl ist kein Kriterium für wirtschaftlichen 
Erfolg, gute Lebensbedingungen und Lebensqualität. 
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Abbildung 17: Stadtumbaukonzept                        eigene Darstellung 
 
Die „Kommission Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den 
neuen Bundesländern“ hat auf die Dramatik der Lage für Kommunen 
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und Wohnungsunternehmen hingewiesen: eine Millionen Wohnun-
gen – 13% des Bestandes – stehen heute bereits leer.... . In den ost-
deutschen Städten und Gemeinden müssen in den nächsten 10 Jah-
ren 300.000 – 400.000 leerstehende Wohnungen abgerissen wer-
den, mit dem Ziel eines Marktgleichgewichts sowie unter Gesichts-
punkten des notwendigen Stadtumbaus.125 
 
Aus diesen Gründen ist es für die Städte wichtig zu analysieren: 
 
• wie sich die gesamtstädtische Leerstandsquote in den nächs-
ten Jahren entwickeln wird, 
• wie sich der Leerstand in den einzelnen Stadtteilen verteilen 
wird, 
• wie sich überschüssige Wohnungen im Einklang zwischen 
Wohnungswirtschaft und Städtebau beseitigen lassen. 
 
Dabei ist von großer Bedeutung, dass überschüssige Wohnungen 
tatsächlich vom Markt genommen (d.h. abgerissen) werden und nicht 
von Wohnungsbaugesellschaft lediglich abgestoßen werden (und 
wieder dem Markt zur Verfügung stehen). 
Die Änderung in der Bevölkerungsstruktur erfordert eine Anpassung 
der Bildungsinfrastrukturen, aber auch für den Bereich der „altersre-
levanten“ Strukturen muss entsprechende Vorsorge getroffen wer-
den. 
 
Wichtig ist die Information der Bürger über die zukünftigen Entwick-
lungsperspektiven ihrer Stadt, die sie langfristig über die Notwendig-
keiten der Anpassungen im Bereich der öffentlichen Güterversorgung 
aufklärt. Dies kann zu weiteren Abwanderungen führen, weil Bürger 
„ihre Stadt“ aufgeben. Eine transparente Informationspolitik ist jedoch 
unerlässlich, weil für alle Maßnahmen eines Stadtumbaues die Un-
terstützung und das Verständnis der Bürger erforderlich ist. 
 
Die vorausschauende Verlagerung oder gar Schließung städtisch 
vorgehaltener Infrastrukturen sind ein schmerzlicher Schritt, doch nur 
eine aktive Herangehensweise an das Phänomen „Schrumpfung“ 
wird die betroffenen Städte vor einem totalen Verlust an Urbanität 
bewahren. Bei den städtischen Infrastruktureinrichtungen ist es sinn-
voll darzulegen, welche Bevölkerungsgruppen diese nutzen und wie 
                                                          
125 vgl.: Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den neuen Bundeslän-
dern, Bericht der Kommission, Berlin, 2000, S.3 
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sich die Nutzung nach den vorliegenden Prognosen der Bevölke-
rungs- und damit der Nutzerzahlen entwickeln wird. 
 
Es ist außerdem erforderlich, über einen  langen Zeitraum (bis 2015) 
eine Bestandsaufnahme der notwendigen Investitionen zu erarbei-
ten. Dies ist deshalb wichtig, da in den nächsten Jahren seitens des 
Landes (indirekt durch den Bund) noch besondere Finanzierungs-
möglichkeiten bei der Durchführung von Infrastrukturinvestitionen 
vorhanden sein werden. Mit der zu erwartenden Umlenkung der EU-
Fördermittel in die neuen Beitrittsländer und der Abschmelzung der 
Mittel aus dem Solidarpakt 2 wird der Mittelfluss zunehmend nach-
lassen. Daher ist zu prüfen, welche Investitionen dringend erforder-
lich sind, damit Fördermittel optimal ausgeschöpft werden. Ziel ist 
hierbei aber nicht möglichst viele Fördermittel in Anspruch zu neh-
men, sondern die für die jeweilige Stadt notwendige und optimale Inf-
rastruktur aufzubauen.  
 
De- Industrialisierung einerseits und Tertiärisierung andererseits ver-
langen eine andere Grundstücksnutzung. Industriebrachen, Konver-
sionsgelände erfordern neue ökonomische Angebots- und Nachfra-
gestrukturen. Die in den Städten der DDR oft noch vorhandene Nut-
zungsmischung in den Städten muss erhalten und ausgebaut wer-
den. Dies ist nicht nur eine Notwendigkeit, sondern bedeutet auch 
Chancen einer Neuorientierung von städtischem Gefüge. 
 
Wie sich die Wirtschaft, die Arbeitsmarktsituation und die kommunale 
Finanzausstattung perspektivisch entwickeln wird, kann von den be-
troffenen Städten durch folgende Fragen beantwortet werden: 
 
• welche Auswirkungen wird der demographische Wandel in der 
Stadt auf die Wirtschaft und die Finanzausstattung haben und 
welche Herausforderungen an die Akteure sind damit verbunden, 
• welche wirtschaftlichen Entwicklungen sind in der Stadt und der 
Region in den nächsten zehn Jahren unter alternativen Szenarien 
plausibel, 
• vor welchen Herausforderungen steht die Stadt im Hinblick auf 
die kommunale Finanzausstattung, wie wirkt sich der demogra-
phische Wandel im Haushalt der Stadt aus. 
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5.10   Nachhaltigkeit in der Stadt- und Wirtschaftsentwicklung 
erreichen 
 
 
 
Eine nachhaltige Wirtschafts- und Stadtentwicklung baut auf der wirt-
schaftsstrukturellen Ausrichtung und deren Anforderungen auf den 
Raum auf. 
Für die neuen Bundesländer bedeutet dies vielfach eine Änderung 
bisheriger Entwicklungsprinzipien. 
Die siedlungsstrukturellen Potentiale der neuen Bundesländer beste-
hen vor allem in einer Revitalisierung der vorhanden historischen 
Stadtkerne, durch den Erhalt und die Förderung der Nutzungsmi-
schung, der Infrastruktur und der Wohnbevölkerung. Teilweise muss 
gegen den Trend agiert werden: 
 
• den Einkaufszentren auf der grünen Wiese und  
• den anhaltenden Bevölkerungsverlusten, 
• der Tatsache, dass oft ein überwiegender Teil der Wohnbevölke-
rung in den Großwohnsiedlungen lebt, 
• der Tatsache, dass die Großwohnsiedlungen oft im Eigentum der 
Wohnungsbaugesellschaften sind, während die Besitzverhältnis-
se in den historischen Stadtkernen wesentlich kleinteiliger struktu-
riert sind und dementsprechend das Interesse der Wohnungs-
baugesellschaften, eine solche Entwicklung zu fördern, entspre-
chend gering ist. 
 
Viele Städte in den neuen Bundesländern werden sich aufgrund des 
Bevölkerungsrückgangs, nicht mehr benötigtem Wohnraum und Inf-
rastruktur, zwischen ihrem historischen Stadtzentrum und der zu 
DDR-Zeiten entstandenen Großwohnsiedlungen als überlebensfähi-
gem Stadtteil entscheiden müssen. Durch die nötigen Anpassungen 
der Infrastruktur (Bildungseinrichtungen, Sportstätten etc.) besitzen 
die Städte Steuerungsinstrumente, mit der sie die städtische 
Entwicklung beeinflussen können. 
 
Die Stadtumbaukonzepte in den neuen Ländern fordern das Festle-
gen neuer Entwicklungsziele vor den realen Rahmenbedingungen. 
Sie sind damit ein wichtiges Instrument zur Steuerung einer nachhal-
tigen Stadtentwicklung geworden. 
Im Rahmen der Wirtschaftsentwicklung erfordert der Verlust struktur-
bestimmender Industrien die Rückbesinnung auf die endogenen Po-
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tentiale der Städte und den Aufbau einer eigenständigen, stabilen 
und maßstäblich dem Raum angepassten Wirtschaftsstruktur. 
 
Abbildung 18: 
 
 
Ziele und Leitbilder einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
 
Sozialstruktur Wirtschaftsstruktur Siedlungsstruktur 
• Chancengleichheit 
• Sicherung von Bil-
dungsinfrastruktur 
• Soziale Integration 
 
• Wirtschaftliche Selbst-
tragefähigkeit 
• Kooperative Netzwerke 
• Vorrausschauende Nut-
zung vorhandener Res-
sourcen 
• Nutzungsmischung  
• Dichte Siedlungs-
struktur 
• Erhaltung von Frei-
räumen 
• Vermeidung von 
Suburbanisierung 
• Vernetzung mit 
dem Umland 
 
Eigene Darstellung 
 
Das Vorhandensein einer strukturbestimmenden Wirtschaft hat eine 
interregionale Zusammenarbeit der Städte untereinander bislang oft 
nicht erforderlich gemacht. Auch 13 Jahre nach der „Wende“ ist die-
se Bereitschaft zur interkommunalen Zusammenarbeit nur gering 
ausgeprägt. Eine auf endogenen Potentialen beruhende Wirtschafts-
struktur ist jedoch auf kleinräumige Wanderungen und intensive 
Pendlerbewegungen angewiesen. Oft können Standort- und Entwick-
lungsvariablen von einzelnen Städten allein nicht realisiert werden. 
Die Entwicklung von Regionen ist in hohem Maße komplementär, ein 
überzogenes Konkurrenzdenken bringt eher Schaden als Nutzen. 
Daher ist auf allen Gebieten städtischen Handelns eine intensive Ko-
operation erforderlich, angefangen bei der Frage des gemeinsamen 
Angebots öffentlicher Einrichtungen, der Abstimmung im Bereich der 
Entwicklung von Gewerbegebieten, bis hin zur koordinierten Er-
schließung touristischer Potenziale. 
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Abbildung 19: Kommunale Handlungsfelder für eine nachhaltige 
Entwicklung 
 
• Vorbildliches nachhaltiges Wirtschaften der Verwaltung 
• Etablierung von Moderationsprozessen zur Entscheidungsfin-
dung 
• Steuerung des räumlichen Wachstums 
• Integrieren der Planungsprozesse von Wirtschaft u. Stadtent-
wicklung 
• Einschränkung des Flächenverbrauches 
• Förderung von Verkehrs- und Logistikkonzepten 
• Förderung neuer Dienstleistungskonzeptionen und Beschäfti-
gungsmodellen 
Eigene Darstellung 
 
 
Die Bereitschaft der Bürger, konzeptionelle Beiträge zur weiteren 
Entwicklung ihrer Stadtentwicklung zu leisten, ist zu DDR-Zeiten 
nicht gefördert worden. In der Mobilisierung des Bürgerwillens, die 
eigenen Lebens- und Umweltbedingungen aktiv zu gestalten, liegt in 
den neuen Bundesländern noch ein großes Potential. Dies erhöht 
gleichzeitig die Bereitschaft der Bürger, Einschnitte oder Verzichte 
besser zu ertragen und bedeutet eine höhere Belastbarkeit einmal 
gefundener Lösungswege. 
 
 
 
5.11   Stärkung der Eigentumsbildung in den neuen Bundeslän-
dern 
 
 
 
Die Stärkung der Eigentumsbildung geht einher mit einer Stärkung 
der Heimatverbundenheit sowie einer regionalen/kommunalen Identi-
tät.  
 
Die Eigentumsbildung kann durch die betreffende Kommune durch 
eine aktive Baulandpolitik und erschwingliche Baulandpreise, aber 
auch durch die konsequente Privatisierung des kommunalen Woh-
nungsbestandes erreicht werden. Attraktive Stadtentwicklungskon-
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zepte helfen den Bürgern, sich mit ihrer Stadt zu identifizieren und 
„manche Durststrecke unattraktiver Stadtbilder“ zu überwinden. 
 
Die Frage, ob räumlichen bzw. natürlichen Bevölkerungs-
bewegungen durch die Regionalisierung der staatlichen Förderung 
der privaten Eigentumsbildung nicht entgegengewirkt werden kann, 
kann nicht abschließend beantwortet werden.  Die Frage, ob eine 
solche staatliche Förderung direkt nach der Wende die absehbaren 
Wanderungsbewegungen in Ostdeutschland nicht hätte erheblich 
verzögert - oder sogar zum Teil – vermeiden können, erübrigt sich.  
 
Klar ist, dass bei einer hohen Arbeitslosenquote die Abwanderung in 
prosperierende Wirtschaftsregionen nicht aufgehalten werden kann.  
Eine Möglichkeit der Konzentration der Fördermittel auf die Bauwilli-
gen in den neuen Ländern, könnte die deutliche Reduzierung der 
Einkommensgrenzen für die Beanspruchung dieser Mittel sein. 
 
Dies würde dazu führen, dass in erster Linie – bedingt durch im 
Durchschnitt niedrigere Einkommensverhältnisse – Eigentümer aus 
den neuen Bundesländern antragsberechtigt sein würden. Dies wäre 
ohne den erheblichen bürokratischen Aufwand, den eine tatsächliche 
Regionalisierung der Eigenheimzulage mit sich bringen würde, mög-
lich. 
 
 
 
5.12   Externe Moderation von Entwicklungsprozessen 
 
 
 
Die Definition der „richtigen“ Entwicklungsziele, d.h. die Formulie-
rung angemessener auf Entwicklungstendenzen und Entwicklungs-
chancen basierender Rahmenbedingungen, sind die Basis für eine 
erfolgreiche Entwicklung.  
 
Die Akteure vor Ort halten oft an überkommenden oder nicht realis-
tischen Entwicklungszielen fest, dies führt in letzter Konsequenz zu 
einer falschen Ausrichtung der beabsichtigten Strategien. 
 
Ziel der „externen Moderation von Entwicklungsprozessen“ ist nicht 
die Erstellung weiterer Gutachten und Konzeptionen, von denen die 
 118 
Städte und Kommunen der neuen Bundesländer geradezu über-
schwemmt sind, vielmehr müssen: 
 
 die unterschiedlichen Akteure gemeinsam handlungsfähig 
werden und Kooperationspotentiale aufdecken, 
 den Prozess der Strukturentwicklung von der Formulierung 
eines allgemeinen Leitbildes bis zur konkreten Umsetzung in 
Projekte moderiert werden. 
 
Die Entwicklungschancen der strukturschwachen Räume in den 
neuen Bundesländern sind für die „betroffenen Akteure“ vor Ort oft 
nicht erfreulich: eine strukturbestimmende Wirtschaftsentwicklung ist 
für viele Räume nicht realistisch, die zukünftige Wirtschaftsentwick-
lung muss positiv gestaltet nach neuen Märkten suchen, ohne je-
doch Bevölkerungs- und Arbeitsplatzverluste aufhalten zu können. 
 
Der Bevölkerung ist „diese Wahrheit“ oft nur schwer vermittelbar und 
sie wird entsprechend ungern vermittelt, weil die vermittelnden Ak-
teure schließlich „wiedergewählt“ werden wollen. 
Die Aufgaben eines externen Moderators bestehen in der Erstellung 
eines Konsenses aller Beteiligten über die Entwicklungschancen, 
letztendlich müssen sich alle Beteiligten zur Einhaltung getroffener 
Absprachen verpflichten. In einem zweiten Schritt wird die Umset-
zung der Planung/Projekte organisiert. Leit- und Pilotprojekte sollen 
die gefundenen Qualitäten beispielhaft verdeutlichen. 
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Abbildung 20                                                                                    Eigene Darstellung 
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Planung ist eine weit verzweigte Angelegenheit, eine Vielzahl kom-
munaler Stellen haben bei der Aufstellung strukturbestimmender 
Planungen mitzureden. Oft genug verkümmern dann wichtige Initia-
tiven im Abstimmungsverfahren zwischen diesen Stellen. Oder es 
bestehen aus fachlicher Sicht unterschiedliche Auffassungen, die 
von keinem Beteiligten mehr zusammengebracht werden können. 
Moderation kann den Beteiligten helfen, neue Sichtweisen ausfindig 
zu machen und die alten Stolpersteine kreativ zu umgehen. Ein Ex-
terner gerät auch nicht so leicht in Verdacht, die Sache in eigenem 
Interesse auf bestimmte Lösungen hin zu steuern. 
 
Gerade hochdifferenzierte Verwaltungen und Institutionen haben 
manchmal wenig Kenntnisse über die Konzepte und Handlungsbe-
dingungen der anderen Bereiche. Die Moderation muss mit der 
Gruppe eine Kultur des genauen Zuhörens fördern und darauf ach-
ten, dass davon auch alle profitieren können. 
 
Oft entstehen Auseinandersetzungen zwischen den Beteiligten bei 
dem Versuch, die Analyse in völlige Übereinstimmung zu bringen, 
Grundsatzkonflikte bringen die gemeinsame Arbeit in Gefahr. Ein 
Dissens in der Analyse muss nicht zum Scheitern der Zusammenar-
beit führen, Aufgabe des Moderators ist es, dass sich die Beteiligten 
dennoch auf gemeinsames Handeln in bestimmten Feldern einigen 
können.  
 
Die Moderation von Entwicklungsprozessen braucht eine klare 
Struktur und muss mit den Teilnehmern vor Ort verbindlich verabre-
det werden. Diese Verabredung beinhaltet Aussagen zur Zielset-
zung, zur Vorgehensweise, zu den Rollen der Verantwortlichkeiten 
der einzelnen Beteiligten, zu den Spielregeln der Arbeit und zur Be-
handlung der Ergebnisse. 
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6.   Strategieoptionen strukturschwacher Regionen in den neuen 
Bundesländern 
 
 
 
Grundlage, für die in den vorangegangenen Kapiteln aufgezeigten 
Entwicklungspotenziale und -engpässe, war im Wesentlichen die 
Standortattraktivität für eine ausgewogene Wirtschaftsstruktur. 
 
Im Folgenden werden vier Strategieoptionen aufgezeigt, die eine trag-
fähige Entwicklung und die Funktionsfähigkeit peripherer Regionen si-
chern. Die Wahl dieser Strategieoptionen ist abhängig von den Syner-
gieeffekten der jeweiligen Strategie für unterschiedliche Standorte. Ei-
ne gezielte Schwerpunktsetzung auf eine der Strategieoptionen ist 
Vorrausetzung für ihren Erfolg in einem strukturschwachen peripheren 
Raum. 
 
Die Auswahl ist abhängig von: 
 
• der räumlichen Dichte von Arbeitsplätzen und Bevölke-
rung, 
• der Wirtschaftsstruktur, 
• der Innovationskraft der Region, 
• der Qualifikationsstruktur der Bevölkerung, 
• der Infrastrukturausstattung und 
• der Lage im Raum 
 
der jeweiligen Region. 
 
Aus der Beurteilung dieser Indikatoren lassen sich spezielle Entwick-
lungspotenziale zusammenfassen und Entwicklungsperspektiven for-
mulieren. 
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6.1   Weiterentwicklung der Produktionsprofile vorhandener In-
dustrien 
 
 
 
Die Re- Industrialisierung der am Standort vorhandenen Industriebe-
reiche ist dann sinnvoll, wenn die erzeugten Produkte Chancen auf 
eine längerfristige Marktfähigkeit haben und wettbewerbsfähig produ-
ziert werden können. 
 
Erforderlich ist auch ein ausreichend qualifiziertes 
Arbeitskräftepotential, eine leistungsfähige Infrastruktur und die 
Schaffung günstiger Investitionsbedingungen (z.B. Fördermittel), die 
Anreize für wirtschaftliche Aktivitäten bieten. 
 
Vor allem im Bereich der Chemischen Industrie (aber auch der Bau-
stoffindustrie) ist eine Aufspaltung und Erweiterung des Produktver-
bundes am Standort durch neue Industrien möglich: die Weiterverar-
beitung und/oder Veredelung chemischer Produkte bietet spezifische 
Wettbewerbs- und Innovationsvorteile: 
 
• die vorhandene, auf chemische Produkte ausgerichtete 
Infrastruktur, 
• die bessere und deshalb preiswertere Auslastung dieser 
Infrastruktur (Wärme, Dampf etc.), 
• die Weiterverarbeitung vorhandener Rohstoffe, 
• die Nutzung von vorhandenen Liefer- und Kundenbezie-
hungen, 
• die bessere Ausnutzung vorhandener Flächenpotentiale, 
• qualifizierte und spezialisierte Arbeitskräfte. 
 
 
Bedingung für die Weiterentwicklung vorhandener Produktionsprofile 
ist, dass die Produkte tatsächlich vollständig am Standort erzeugt 
werden und nicht Teil einer vertikalen Produktionsorganisation (Zulie-
fererfunktion) sind. 
 
Durch die beschriebene Re- Industrialisierung des Standortes ent-
steht eine industrielle Basis in der Region, die Grundlage für das 
Entstehen kleiner Zuliefer-, Handwerks-, und Dienstleistungsbetriebe 
sein kann.  
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Das Entstehen einer wettbewerbsfähigen regionalen Industriestruktur 
verlangt eine engagierte Bestandspflege und –entwicklung. 
 
 
 
6.2   Ansiedlung neuer Industriebereiche 
 
 
 
Ist die vorhandene industrielle Basis nicht wettbewerbsfähig, können 
Hochschulen, Technologie- und Gründerzentren den Ansatzpunkt für 
die Ansiedlung neuer, innovationsorientierter Firmen geben. 
 
Neue moderne Industrien (Biotechnologie, Medizintechnologie, Mik-
rotechnologie) benötigen meist andere Infrastruktur-voraussetzungen 
als die traditionelle Industrie: nicht mehr die Verkehrsinfrastruktur ist 
ein wichtiges Kriterium (Gütertransport, Nähe zu Märkten), sondern 
wissensbasierte Institutionen (FuE = Forschung und Entwicklung) 
sowie ein Arbeitsmarkt mit hochqualifizierten Menschen. 
 
Diese modernen Industrien sind auf eine große räumliche Nähe zu-
einander und zu den Forschungseinrichtungen angewiesen. Persön-
liche Kontakte ermöglichen Ausgründungen aus Forschungseinrich-
tungen und Interaktionen zwischen Firmen im Bereich von FuE.  
Standorte mit dieser Industriestruktur sind wesentlich schnelllebiger 
als altindustrialisierte Standorte; das hochqualifizierte Personal hat 
eine hohe Mobilität, die erzeugten Produkte werden dynamisch wei-
terentwickelt und sich ständig verändernden Nachfragen angepasst. 
Grundvoraussetzung für die Etablierung dieser Industriestrukturen ist 
es, dass die vorhandenen Forschungseinrichtungen genügend Um-
gestaltungskraft als Träger dieser industriellen Entwicklung aufbrin-
gen können und dass ein qualifizierter Arbeitsmarkt in der Lage ist, 
das vorhandene Wissen in wissensintensive Produktionseinheiten 
umzusetzen. 
 
Als Ergebnis steht eine klare Profilierung des Standortes (z.B. Me-
dienregion Köln, Bankenstadt Frankfurt, Technologiezentrum Adlers-
hof/Berlin).  
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6.3   Weiterentwicklung regionaler Industrietraditionen 
 
 
 
Bei einem Mangel an leistungsfähigen Industrieunternehmen und ei-
ner peripheren räumliche Lage ohne Infrastrukturanbindung an In-
dustriemetropolen können mit der Belebung eines tradierten hand-
werksbezogenen Mittelstandes wettbewerbsfähige Branchen - mit 
einem über die Region hinausgehenden Absatz - entstehen. 
 
Vorraussetzung dafür ist die Entwicklungsfähigkeit der erzeugten 
Produkte zu industrieller Produktion. Erforderlich dazu ist Kapital und 
das Entstehen von Vermarktungsstrategien, die über die Region hi-
nausgehen. 
 
Beispiel hierfür ist die Hut- und Filzproduktion in der Lausitz, die bis 
zum zweiten Weltkrieg in der Region strukturbestimmend war (s. 
Kap.2). Technologiezentren in der Lausitz versuchen heute wieder 
an diese alten Industrietraditionen anzuknüpfen, indem sie die Ent-
wicklung einer Industrie, die nachwachsende Rohstoffe verwendet 
(Hanf, Flachs, Raps) und zu Stoffen verarbeitet, fördern. 
 
Das Entstehen einer produktbezogenen Standortidentität, die regio-
nale Selbststeuerung der Entwicklung knüpft in den industrialisierten 
peripheren Räumen der neuen Bundesländer meist an die Produkti-
onstraditionen, die nach dem zweiten Weltkrieg noch vorhanden wa-
ren an. 
 
Entsprechend schwierig wird sich diese Form der Industrialisierung 
gestalten, zumal durch die DDR das Wachsen eines tragfähigen Mit-
telstandes verhindert wurde und dieser sich in den peripheren Räu-
men auch dreizehn Jahre nach der Wende nicht in ausreichendem 
Umfang gebildet hat. 
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6.4   Anbindung peripherer Regionen an wirtschaftlich erfolgrei-
che Industrieregionen 
 
 
 
Ziel der „wachstumspolorientierten“ räumlichen Schwerpunktset-
zung126 ist es, dass auch benachbarte Regionen von der Standort-
gunst und den Entwicklungspotentialen einer Entwicklungsregion 
profitieren. 
Die Entwicklungsimpulse von Regionen mit hohen Agglomerations-
vorteilen sollen in periphere Regionen ausstrahlen.  
Die Potenziale beider Räume, der Agglomerationsraum mit vielen 
Infrastrukturvorteilen, mit vorhandener Innovationskraft, aber be-
grenzten Wachstumspotentialen und der periphere Raum mit Kos-
tenvorteilen (Lohn, Fläche, Energie) ergänzen zusammen ihre Vortei-
le (die Region ist mehr „als die Summe ihrer Teile“). 
 
Die Strategie der Globalisierung, weltweit den jeweils günstigsten 
Standort für einen Teil der Produktion zu suchen, um dadurch Kosten 
zu sparen, wird mit diesem Ansatz räumlich fixiert. Erforderlich dazu 
ist die Bereitschaft des Agglomerationsraumes, diese Strategie tat-
sächlich zu unterstützen und die gezielte Ansprache und Werbung 
für dieses Konzept im Rahmen der Standortentwicklung peripherer 
Räume. 
 
Im Erfolgsfall entstehen so Zweigbetriebe im peripheren Raum, die 
sich die dort vorzufindenden Kostenvorteile zu Nutze machen. 
Nachteil dieser Form der Standortentwicklung ist vor allem, dass in 
der Region kein eigenes Standortprofil entsteht und eine große Ab-
hängigkeit von dem „Wanderungsverhalten“ der betreffenden Indust-
rie (z.B. bei Umsatzeinbrüchen) besteht. Die Gefahr der Fremdbe-
stimmung der wirtschaftlichen Entwicklung der Region ist außeror-
dentlich hoch. 
 
 
 
 
 
                                                          
126 vergl.: Irmen, E, Marezke, St., Milbert, A,: Regionale Entwicklungspotenziale in den neu-
en Ländern – Erwartung und Wirklichkeit, in Informationen zur Raumentwicklung Heft 
2/3,2001, Bonn, 2001, S.127ff 
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6.5   Fazit 
 
 
 
Die Gestaltungsmöglichkeiten einer wettbewerbsfähigen Wirtschafts-
entwicklung in den peripheren Regionen der neuen Bundesländer 
sind abhängig von den jeweiligen Entwicklungspotenzialen, der Lage 
im Raum und den Potenzialfaktoren.  
In jedem Fall ist ein Strukturwandel und eine Schwerpunktsetzung 
auf eine Form der wirtschaftlichen Entwicklung erforderlich. 
Ziel ist eine regionale wirtschaftliche Stabilität der jeweiligen Region, 
die langfristiges Wachstum sichert. Regionale wirtschaftliche Stabili-
tät wird nur durch wettbewerbsfähige Unternehmen dauerhaft gesi-
chert.  
Eine wirtschaftlich eigenständige und ausreichend tragfähige regio-
nale Entwicklung ist vor allem über die Re- Industrialisierung der vor-
handenen oder der Ansiedlung neuer Industriebereiche zu erreichen. 
Insofern sind diesen Wegen wirtschaftlicher Entwicklung peripherer 
Räume der Vorzug zu geben. 
 
Mit der Etablierung tragfähiger industrieller Wertschöpfungsketten, 
die die regionalen Potentiale voll ausschöpfen, wird die Basis für 
dauerhaftes Wachstum gelegt. 
Trotz eines sich immer stärker globalisierenden Wettbewerbs gibt es 
auch für die Industrie Vorteile durch eine dauerhafte und starke Ver-
ankerung in einer Region. 
Die Verteuerung der Transportwege (durch Logistikprobleme, stärke-
re Besteuerung des Benzinpreises) macht es langfristig vorteilhaft, 
Zulieferer räumlich zu konzentrieren (Beispiel: Automobilindustrie).  
Vorhandene Versorgungsinfrastrukturen (z.B. bei der chemischen 
Industrie) und vorhandene Grundstoffindustrien ermöglichen das 
Entstehen von weiteren Industrieproduktionen mit erheblichen Kos-
tenvorteilen gegenüber anderen Regionen. 
Komplexe Qualifikationsanforderungen in der Industrieproduktion er-
fordern einen qualifizierten Arbeitsmarkt und bilden für die Regionen, 
die diesen vorhalten können, einen erheblichen Standortvorteil. 
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Quelle : Alexander Länderatlas, Gotha, 2001 
 
Abbildung 21: Industriestandorte in den neuen Bundesländern 
 
 
Während gerade in den peripheren Räumen die industriellen Absatz-
beziehungen einer globalen Ausrichtung bedürfen, ist die eigentliche 
Produktion oft stark regional verankert und von eben diesen regiona-
len Potentialen abhängig. Die optimale Ausrichtung regionaler Poten-
tiale auf die jeweilig agierenden Industriebetriebe ist erforderlich. Die 
genaue Kenntnis und Ausnutzung dieser regionalen Potentiale ist ge-
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rade bei kleineren und mittlern Unternehmen oft nicht vorhanden, sie 
„benötigen dringend Entscheidungshilfen, die nicht nur die Informati-
onsflut bewältigen, sondern neben den globalen Chancen auch die 
regionalen Potentiale berücksichtigen und nicht systematisch ver-
nachlässigen.“127 
Für die Ansiedlung neuer Industriebereiche in einer Region ist eine 
professionelle und auf die jeweilige Industrie zugeschnittene fach-
kompetente Information - unter Einbeziehung von Kammern, Ver-
bänden und Beratungsbüros - der zuständigen Wirtschaftsförde-
rungseinrichtung erforderlich.  
 
 
 
                                                          
127 Dreher, C., Kinkel, St., Regionale Basis und Globalisierungsentscheidungen, in: Hirsch-
Kreinsen, Schulte, A., Standortbindungen, Unternehmen zwischen Globalisierung und Regi-
onalisierung, Berlin, 2000, S.54 
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7.   Pragmatische Strategien für Standort- und Stadtentwick-
lungskonzeptionen 
 
 
 
Wirtschafts- und Stadtentwicklung sind eng miteinander verknüpft. 
Die Chancen einer erfolgreichen innovationsorientierten Stadtent-
wicklung sind da am Größten, wo lokale oder regionale wirtschaftli-
che Kompetenzen einer Region in wirtschaftliche Aktivitäten von Un-
ternehmen umgewandelt werden.  
 
Diese auf den endogenen Potentialen eines Raumes aufbauende 
Wirtschaftsentwicklung muss sich an der jeweilig realen Chancen-
struktur orientieren: „Hier geht es nicht um die überall verfügbare In-
formation, sondern um spezielles, häufig regional und lokal konzent-
riertes Erfahrungswissen. Die genannten Cluster formieren sich auf 
bestimmten Kompetenzfeldern, die häufig die überkommenden Sek-
toren- und Branchengliederungen der Stadt- und Regionalökonomie 
überschreiten und in neuartiger Weise kombinieren. Im Kompetenz-
feld Multimedia-Produktion zum Beispiel gibt es die Kombination von 
bestimmten Technologieproduzenten mit spezialisierten Produzenten 
aus der sog. Kulturindustrie und mit verschiedenen spezialisierten 
Dienstleistern“128. 
 
Gerade in den peripheren Räumen Ostdeutschlands ist es notwen-
dig, nicht nur die Rahmenbedingungen für marktwirtschaftliches 
Handeln zu schaffen und die Infrastruktur den veränderten Marktbe-
dingungen anzupassen. Vielfach ist in diesen Räumen ein Struktur-
wandel erforderlich, der das Entwicklungspotenzial der Räume neu 
definiert und den Aufbau einer innovativen Wirtschaftsstruktur aktiv 
fördert. 
Stadtentwicklung muss ihre ökonomischen, baulichen, technischen, 
funktionalen und sozialen Stadtstrukturen den veränderten Rahmen-
bedingungen anpassen. In der unterstützenden Begleitung der wirt-
schaftlichen Entwicklung, hin zu einer homogenen Gesamtentwick-
lung, liegt ihre Aufgabe. 
Im Folgenden sollen grundlegende Schritte zur Sicherung wirtschaft-
licher Innovations- und Selbststeuerungskapazitäten im Bereich der 
                                                          
128 vgl.: Krätke, St., Stärkung und Weiterentwicklung des polyzentralen Städtesystems in Eu-
ropa, in Informationen zur Raumentwicklung, Heft ¾ 2000, Bonn, 2000, S. 125 
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Stadt- und Wirtschaftsentwicklung aufgezeigt werden. Sie können ei-
nen Handlungsrahmen bilden, der dazu dient, reale Chancenstruktu-
ren und Potentiale in beiden Bereichen zu definieren und darauf auf-
bauend, eine gezielte und tragfähige Stadt- und Wirtschaftsentwick-
lung einzuleiten. 
 
 
 
 
 
 131 
 
7.1   Strategisches Vorgehen für die Stadt- und Wirtschaftsent-
wicklung einer Kommune 
 
 
 
Für die Städte gilt es, der drohenden Abwärtsspirale von zu wenig Ar-
beit, Abwanderung und Wohnungsleerstand konzeptionell vorzubeugen, 
sich auf neue Rahmenbedingungen einzustellen und den Strukturwan-
del aktiv zu begleiten. Es gilt die Stadtstrukturen (Fläche und Infrastruk-
tur) dem rückläufigen Bedarf anzupassen. 
Nach der Wende schien ein Überangebot an Wohnraum nicht vorstell-
bar, die zu DDR-Zeiten real existierende Wohnungsnot machte Glau-
ben, dass auch in peripheren Lagen sich die Nachfrage nach Wohn-
raum nicht verringern würde. Dies hing eng mit der Vorstellung zusam-
men, dass auch die vorhandene Wirtschaftsstruktur der peripheren 
Räume in der neuen Marktwirtschaft überlebensfähig sei. 
Folglich setzten die Wohnungsbauunternehmen in den neuen Bundes-
länder auf Wachstum, mindestens aber auf die Sicherung des Bestan-
des. In dem Glauben, daß eine Totalsanierung des Bestandes erfolgen 
würde, wurde eine stadtplanerische Einflussnahme auf die Sanierungs-
tätigkeiten oft als nicht notwendig erachtet. 
 
Die Förderinstrumente von Bund und Land formulierten zunächst keine 
Forderungen nach wohnungspolitischen oder wohnungswirtschaftlichen 
Konzepten. Das Altschuldenhilfegesetz (AltSchHG) wurde erst im Jahre 
2000 an die besorgniserregende Entwicklung der Wohnungsmärkte an-
gepasst. Bis zu diesem Zeitpunkt war es erforderlich, zur Entlastung 
von Altverbindlichkeiten, Teile des Wohnungsbestandes zu veräußern. 
Dies führte aber nicht zu einer Entlastung der Wohnungsmärkte, son-
dern zu einer stärkeren Belastung, da dieser Wohnraum von dem Käu-
fer nun erheblich billiger  (weil frei von Altschulden) auf dem Markt an-
geboten werden konnte und damit wieder in einer direkten Konkurrenz 
zu bestehenden Wohnungsunternehmen stand. Erst im Jahre 2000 
wurde der §6a eingefügt, der die Bundesregierung ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die näheren Voraussetzungen für eine Entlastung 
der Altverbindlichkeiten durch Wohnraumverminderung zu schaffen. 
 
Das Phänomen „schrumpfende Städte“ wurde lange Zeit nicht wahrge-
nommen bzw. negiert. Erst im Jahre 2000 ringt sich die Kommission 
„Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel zu einer neuen Sichtweise 
durch:“.... eine nüchterne Prognose der Bevölkerungs- und Haushalts-
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entwicklung, eine Analyse der Leerstände und des zu erwartenden 
Wohnungsbaues, insbesondere im Eigentumssektor. Darauf gestützt, 
müssen eine Abschätzung der erforderlichen Abrisse, eine Bestimmung 
der zur Aufwertung vorgesehenen Altbauten, des Flächenbedarfes für 
die Eigentumsbildung und ihre Verortung erfolgen sowie Verwertungs-
konzepte der freigelegten Flächen entwickelt werden“129. 
Nicht richtig eingeschätzt wurden die sozialen Folgen der Wende: eine 
soziale Spaltung  der Gesellschaft „in einen Teil der Bevölkerung mit si-
cheren Beschäftigungsverhältnissen und einen Teil mit dauerhaft prekä-
rer Beschäftigungs- und Einkommenssituation. Das bewirkt Spannun-
gen innerhalb der Nachbarschaften und eine Tendenz zur räumlichen 
Trennung der sozialen Schichten (Segregation). Diese Segregation 
vollzieht sich infolge hoher Umzugsraten außerordentlich rasch und dy-
namisch“130. 
 
Was also ist notwendig, um nun im Sinne eines „Neuanfangs“ eine 
Stadtentwicklung konzeptionell so zu gestalten, dass ein tiefgreifender 
Strukturwandel einer Stadt strategisch und vorausschauend in Angriff 
genommen werden kann: 
 
• Erarbeitung von Prognosen zu Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und 
Einwohnerentwicklung sowie zur Finanzausstattung der Ge-
meinde, 
• räumlich differenzierte Erfassung und Prognose des Wohnungs-
bestandes, der Entwicklung der Zahl der Haushalte, des Woh-
nungsleerstandes und des Eigenheimbaues sowie der Bestände 
in Infrastruktur und Gewerbe, 
• Untersuchung der Baulandentwicklung in der Kommune im regi-
onalen Kontext, 
• Definition der Ziele für die gesamtstädtische Entwicklung unter 
den Bedingungen von Schrumpfung und Rückbau, 
•  Überprüfung und ggf. Anpassung bestehender gesamtstädti-
scher Planungen, Konzepte und Projekte, 
• Festlegung von Schwerpunktgebieten, erster teilstädtischer Ent-
wicklungsziele und gebietsbezogener Handlungsprioritäten. 
 
Um die genannten Ziele zu erreichen, sind im einzelnen folgende 
Leistungen zu erbringen: 
                                                          
129 Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den neuen Bundesländern“, Bericht der 
Kommission, Nov. 2000, S.10 
130 GdW: Stadtentwicklungskonzepte als Voraussetzung für Aufwertung und Rückbau, GdW 
Arbeitshilfe 32, Januar 2001, S.5 
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• Aktualisierung vorliegender Prognosen zu Bevölkerung, Wirt-
schafts-, Gebäude- und Flächenpotentialen auf Basis aktueller 
Prognosen. 
• Zusammenstellung und Bewertung der vorliegenden Planungen 
und Konzepte zur Stadtentwicklung – Aufzeigen von Schnitt-
mengen, Konflikten und Synergien, 
• Prioritätensetzung für laufende Projekte und Vorhaben im Hin-
blick auf den aktuellen und zukünftigen Bedarf mit Auswirkungen 
auf den Finanzhaushalt der Städte, 
• Abstimmung der kommunalen Entwicklungsziele mit den Pla-
nungen anderer Städte und Gemeinden im Einzugsbereich, 
• Erarbeitung eines Zeit/Maßnahmeplanes zur Stadtentwicklung 
(Zusammenfassung aller Planungen, Projektentwicklungen, kon-
kreter Projekte, Sanierungsmaßnahmen, etc.), 
• Bewertung und Festlegung erster Umsetzungsschritte, 
• Aufstellung eines Finanzmittelbedarfsplanes unter Einbeziehung 
bestehender Fördermittelprogramme. 
 
Über grundsätzliche städtebauliche Leitbilder für die zukünftige 
Stadtentwicklung hinaus, müssen strategisch und maßnahmeorien-
tiert die unterschiedlichen Zielbestimmungen und Prioritätensetzun-
gen und Divergenzen zwischen den einzelnen Akteuren gebündelt 
werden, um so die gefundene Strategie letztendlich auch tragfähig 
zu gestalten. 
 
Die Definition des langfristig Erreichbaren (aufgrund der Prognosen) 
ist ebenso notwendig, wie die Definition der Ausgangslage, um Er-
folge tatsächlich messbar zu machen. 
 
Folgende Bausteine für eine Stadtentwicklungskonzeption lassen 
sich abgrenzen: 
 
• Bestandsanalyse, 
• Evaluation der Bestandsanalyse, 
• Entwicklung eines gesamtstädtischen Konzeptes/Auswertung 
von Prognosen, 
• Umsetzung des gesamtstädtischen Konzeptes, 
• Definition von städtischen Entwicklungsgebieten und „Leucht-
turmprojekten“. 
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Die Erstellung einer Stadtentwicklungskonzeption als moderativer 
Prozess, an dem alle wesentlichen Akteure beteiligt sind, sichert die 
spätere Umsetzung der Konzeption. Aus diesen Gründen sollten die 
betroffenen Akteure (Verwaltung, Politik, Wohnungswirtschaft) einer 
Stadt in Arbeitsgruppen eingebunden werden, den inhaltlichen Pro-
zess mit steuern zu können und an der Formulierung einzelner Ent-
wicklungsziele beteiligt zu sein. 
 
Dies ist besonders wichtig, weil zu erwarten ist, dass die Einschät-
zung der realen Chancenstruktur der betreffenden Stadt durch ihre 
Akteure nicht konfliktfrei verlaufen wird. Auch sind die Interessen oft 
sehr unterschiedlich gelagert: in vielen – vor allem kleineren Städten 
- dominieren wenige Wohnungsbauunternehmen den Wohnungs-
markt, ein Großteil ihres Bestandes befindet sich in den Großwohn-
siedlungen. Interessenskonflikte, die strukturelle Ausrichtung der 
Stadt betreffend, sind damit vorprogrammiert.   
 
 
 
7.1.1    Bestandsanalyse 
 
 
 
Auf der Grundlage vorliegender Planungen und Gutachten wird die 
aktuelle Situation einer Stadt dargestellt. Ziel ist die Aktualisierung 
vorliegender Prognosen zu Bevölkerung, Wirtschaft, Gebäude- und 
Flächenpotentialen. 
 
Überprüfung verbindlicher Planungsziele 
 
Vorhandene Planungen, Gutachten, Entwicklungsplanungen, Fach-
planungen, die Vorgaben der Regional- und Landesplanung und wei-
terer übergeordneter Planungen ergeben einen umfassenden Über-
blick über den derzeitigen Entwicklungsstand und den bislang daraus 
abgeleiteten Perspektiven.  
 
Dazu zählen auch die Darstellung strukturbestimmender Beschlüsse 
des Stadtrates und die Beschreibung der bisherigen Schwerpunkte 
der Stadtentwicklung. 
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Kennzahlen der Bevölkerung 
 
Die Auswertung der aktuellen Prognosen der Bevölkerungsentwick-
lung ist notwendig, weil zu erwarten ist, dass aufgrund von Bevölke-
rungsrückgang und Änderung der Altersstruktur erhebliche Verände-
rungen in der Bevölkerungsentwicklung zu erwarten sind. 
 
 
Kennzahlen: 
 
- Einwohnerzahl nach Altersgruppen, soziale Stellung 
 
- Anzahl der Haushalte und Personen/Haushalt 
 
- Ausländeranteil 
 
- Zu- und Wegzüge 
 
- Geburten- und Sterberate 
 
- Arbeitslosenquote 
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Wirtschaft 
 
Die demographische Entwicklung hat unmittelbare Konsequenzen 
auf die wirtschaftliche Entwicklung. Deshalb ist die Darstellung der 
bisherigen Entwicklung und die Entwicklungsmöglichkeiten der loka-
len Wirtschaft für einen möglicherweise bevorstehenden Struktur-
wandel erforderlich. 
 
 
Kennzahlen: 
 
- Anzahl Arbeitsplätze 
 
- Anzahl der Unternehmen, gegliedert nach Sektoren 
 
- Einzelhandel, gegliedert nach Branchen 
 
- Kaufkraft Stadt/Region 
 
 
Wohnungsbestand 
 
Die Darstellung der aktuellen Entwicklung des Wohnungsmarktes ist 
erforderlich, um aus der Einwohnerentwicklung resultierende Ent-
wicklungstrends aufzeigen zu können. 
 
 
 
Kennzahlen: 
 
- Anzahl der Wohnungen insgesamt 
 
- Qualitative Kriterien (Größe, Anzahl der Räume, Freiraumbezug, Ausstattung) 
 
- Leerstandsquoten in den Stadtteilen 
 
 
Dazu notwendig ist die kartographische Darstellung der Wohnungs-
bestände und der Leerstandquoten. 
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Soziale Infrastruktur, Bildung, Freizeit 
 
Ziel ist die Darstellung von Angebot und Nutzung der sozialen Infra-
struktur, Bildung und Freizeit sowie deren räumliche Verteilung in der 
Stadt. 
 
 
Anzahl und Nutzungen städtischer Infrastruktur: 
 
- Kulturelle Einrichtungen 
 
- Schulen, Kindertagesstätten, Kindergärten, Horte 
 
- Jugendeinrichtungen 
 
- Alteneinrichtungen 
 
- Wohnungsnahe Erholung 
 
- Sport und Spiel 
 
- Wochenend- und Ferienerholung 
 
 
 
Bebauungsstruktur und Flächennutzungen 
 
Ziel ist die Darstellung der räumlichen Verteilung der aktuellen Nut-
zungen und die Identifikation von Gebieten mit Veränderungen 
(Wachstumszonen, Leerstandsquoten) 
 
 
Angaben in kartographischer Darstellung: 
 
- Wo sind maßgebende Veränderungen aufgetreten 
 
- Verschiedene Verfahrensstände von Bebauungsplänen 
 
- Maßgebende Neubauten der letzten Jahre 
 
- Flächennutzung und siedlungsstrukturelle Typisierung 
 
- Vorhandene Flächenpotentiale 
 
- Räumlich funktionale Ordnung und Stadtgestalt 
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Verkehr, Städtische Ver- und Entsorgungsnetze 
 
Ziel ist die Darstellung von Verkehrsprognosen und deren Abhängig-
keiten zur Einwohnerzahl. 
 
 
 
Darstellung folgender Angaben: 
 
- Aktuelle Situation im ÖV (Angebot, Personenkilometer, Kosten/Ew) 
 
- Verkehrsflüsse 
 
- Querschnittsbelastungen 
 
- Darstellung der überörtlichen Anbindung der Versorgung 
 
- Darstellung der städtischen Netze 
 
 
 
Stadt-Umland-Entwicklung 
 
Ziel ist die Darstellung von Suburbanisierungsprozessen, Verknüp-
fungen zu Nachbarstädten und der regionalen Zusammenarbeit. 
 
Entwicklung der Kommunalfinanzen 
 
Die Darstellung der Kommunalfinanzen in Hinsicht auf Steuerein-
nahmen und Schlüsselzuweisungen stehen in einem engen Verhält-
nis zur Einwohnerzahl. In vielen Infrastrukturbereichen steigen die 
Pro-Kopf-Kosten aufgrund sinkender Einwohnerzahlen. Die Darstel-
lung der Kommunalfinanzen ist notwendig, um künftige finanzielle 
Handlungsspielräume der Kommune deutlich zu machen: 
 
 
- Darstellung des investiven Haushaltes 
  
- Zusammenstellung des aktuellen Finanzmittelbedarfes zur Stadtentwicklung (Eigenmit-
telbedarf für beantragte Förderprogramme, Verpflichtungen unter Berücksichtigung der 
Zeitachse 
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7.1.2   Bewertung der Bestandsanalyse, Aufzeigen von Wider-
sprüchen 
 
 
 
Der Einschätzung der bisherigen Entwicklung der Stadt dient die vo-
rangegangene Bestandsanalyse. In der zweiten Phase, werden die 
bisherigen Planungen und Ziele der Stadtentwicklung einer Stadt 
bewertet, bisherige Prioritätensetzungen und Planansätze in der 
Stadtentwicklung aufgezeigt.  
 
Ziel ist es, bisherige Planungen und Ziele der Stadtentwicklung zu 
bewerten: 
 
• Aufzeigen bisheriger Planungsansätze, Prioritätensetzung, 
• Auswertung älterer Prognosen, Bewertung, 
• Übersicht zu Abhängigkeiten. 
 
Die Auswertung aktueller Prognosen für Bevölkerungs-, Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktentwicklung ist erforderlich, um Auswirkungen der 
jeweiligen Entwicklungen für die Stadt formulieren zu können. 
 
 
Auswertung und Darstellung von Prognosen über: 
 
- Natürliche Bevölkerungsentwicklung 
 Entwicklung der Wanderungsbewegungen der Bevölkerung 
- Zu- und Wegzüge nach Stadtquartieren 
- Wohnungs- und Arbeitsmarkt auf gesamtstädtischer Ebene 
- Bildung von Marktszenarien für den Wohnungsmarkt (Positiv, Negativ, Status quo, Mit-
tellage) 
- Konsequenzen für Angebot/Nachfrage und Preisentwicklung auf dem Wohnungsmarkt 
- Modellrechnungen auf Grundlage der Faktoren der Wohnungsmarktentwicklung, wie 
Wohnungsbestand, natürlicher Entwicklung, Lebensstile/Konsumverhalten, Wirt-
schaftsentwicklung 
- Ableitung von Aussagen zu Wohnungsangebot und Wohnungsnachfrage (Anzahl der 
Haushalte, Wohnflächenkonsum, Einkommensentwicklung) 
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7.1.3   Entwicklung eines gesamtstädtischen Konzeptes 
 
 
 
Ziel ist die Definition der Schwerpunkte künftiger Stadtentwicklung 
und die Prioritätensetzung bei vorrangigen Einzelprojekten. 
 
Darstellung von räumlichen Schwerpunkten der Entwicklung und die 
Erarbeitung von Handlungsempfehlungen für folgende Bereiche: 
 
 
- Räumlich -funktionale Ordnung 
- Bildung/Förderung eines Stadtzentrums/ Stadtgestalt/Stadtbild 
- Stadtbereichsidentität 
- Wirtschaft/Arbeit 
- Stadterneuerung und Wohnen 
- Soziale Infrastruktur 
- Teilaspekte eines neuen städtebaulichen Leitbildes (Lebensqualität, Attraktivität, Zu-
kunftsperspektive, Finanzier- und Handhabbarkeit, Bildung von räumlichen Schwer-
punkten der Entwicklung 
 
 
 
 
7.1.4   Umsetzung des gesamtstädtischen Konzeptes 
 
 
 
Ziel ist die Erstellung von Maßnahme-, Durchführungs-, und Finan-
zierungskonzepten für Einzelprojekte und –vorhaben, deren Umset-
zung dem neu formulierten Konzept entspricht. 
 
Die ständige Fortschreibung und Überprüfung des Stadtentwick-
lungskonzeptes ist Vorraussetzung für seine langfristige Durchsetz-
barkeit. 
 
Die Festlegung von Schwerpunktgebieten und –aufgaben in einer 
Stadt, das Konzentrieren auf wenige, wichtige „Leuchtturmprojekte“ 
sichert deren Durchsetzung. 
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Festlegung von Schwerpunktgebieten 
 
• Entwicklung der räumlich-funktionalen Ordnung), 
 
• Wirtschaftsförderung (Steuerung des Flächenangebotes, 
Stärkung des Einzelhandels, Standortfaktoren entwickeln) 
 
• Stadterneuerung und Wohnen (Aktivieren von Flächenre-
serven, Modernisierung und Verdichtung, Schaffung von 
Räumen mit hoher Aufenthaltsqualität), 
 
• Soziale Infrastruktur (Kindertagesstätten / Horte / Kinder-
gärten / Schulen, etc), 
 
• Sportstätten und Spielplätze, kulturelle Einrichtungen, Kul-
turförderung, 
 
• Landschaftsbild und Erholung (Rad- und Wanderwegenetz, 
Durchgrünung der Stadt, Ortsränder), 
 
• Verkehr (Straßenneubau, Straßenunterhaltung / Verkehrs-
beruhigung, Ordnung des ruhenden Verkehrs). 
 
Zur langfristigen Durchsetzung einer solchen Stadtentwicklungs-
konzeption ist die Erstellung von Finanzmittelbedarfsplänen sowie 
eine gute Strategie für die Beantragung von Fördermitteln von großer 
Bedeutung. 
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 7.2   Strategische Entwicklung von Industriestandorten im peri-
pheren Raum 
 
 
 
In den peripheren Räumen der neuen Länder waren nach der Wende 
vor allem die klassischen Industriebranchen betroffen, verbunden mit 
einem massiven und regional konzentrierten Verlust an Arbeitsplät-
zen (s. Kap. 3 u.4).  
Für viele ehemalige Industriestandorte stellt sich deshalb die Frage, 
wie mit vorhandener industrieller Infrastruktur umzugehen ist, welche 
Wirtschaftszweige zukünftig strukturbestimmend für die Kommu-
ne/Region sein können. 
 
Eine Überprüfung der Qualitäten der „altindustriellen“ Ausrichtung ei-
nes Standortes kann nur vor dem Hintergrund erfolgen, ob die vieler-
orts vorhandene technische Infrastruktur bei einer Neuausrichtung 
des Standortes noch Verwendung finden kann: 
 
• viele Versorgungseinrichtungen, die eine Industrieanlage benö-
tigt, sind in der Regel vorhanden, 
• große Bandbreite an Industriedienstleistungen die entweder direkt 
am Standort oder in unmittelbarer Nähe sind, 
• Genehmigungsplanungen sind in der Regel vereinfacht, 
• vorhandene Industrien bewirken wettbewerbsfähige Preise für 
Versorgungseinrichtungen und Dienstleistungen, 
• neu anzusiedelnde Industrien können auf vorhandene Produktli-
nien aufbauen bzw. sich in den bestehenden Produktverbund 
eingliedern. 
 
 
Ergebnis des im Folgenden dargestellten Standortvermarktungs-
konzeptes muss ein objektives Standortprofil unter quantitativen und 
qualitativen Gesichtspunkten sein. 
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7.2.1   Arbeitsschritte für ein Standortvermarktungskonzept 
 
 
 
Standortziel von altindustrialisierten Standorte bleibt die Ansiedlung 
arbeitplatzintensiver Branchen (auf die Notwendigkeit, hier ein realis-
tisches Maß des Erreichbaren zu finden, ist an anderer Stelle einge-
gangen worden). 
 
Eine erfolgreiche Standortvermarktung wird von drei Faktoren beein-
flusst:  
 
 
 
Standortziele 
 
 
Wettbewerb 
 
Standortbe-
dingungen 
Beispiel 
 
Ansiedlung erfolg- 
reicher, möglichst 
arbeitsplatz- 
intensiver Unter-
nehmen 
 
Beispiel 
 
Größter Ansied-
lungserfolg bei inves-
titionsintensiven 
Branchen möglich 
 
Beispiel 
 
Vorhandene Roh-
stoffe 
Qualifikations-
potential der Ar-
beitskräfte 
 
 
Die Bewertungskriterien, ob eine Branche für den Standort geeignet 
ist, lassen sich wie folgt beschreiben: 
 
Große Ausnutzung der Standortbedingungen 
 
Passfähigkeit der Ansiedlung in Größe 
 
Gutes Marktpotential 
 
Geringer Wettbewerbsdruck 
 
Arbeitsplatzintensität 
 
Das Produkt Standort besitzt Überkapazitäten, zahlreiche Standorte 
mit nahezu gleichen Standortvorteilen suchen nach neuen Ansied-
lern und haben vorhandene erschlossene Flächen zur Vermarktung 
frei.  
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Zudem haben schrumpfende Inlandsstandorte alte Flächen zur Ver-
marktung frei. Küstenstandorte wie Antwerpen und Rotterdam haben 
zur Zeit die stärksten Wachstumspotentiale im industriellen Bereich. 
 
Wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen sind in allen Branchen zu 
finden, arbeitsplatzintensive vorrangig in Dienstleistungsbranchen. 
Die Ausgangslage in Deutschland stellt sich so dar, dass die Struktur 
von Faktorkosten und Förderprogrammen potentielle Ansiedlungser-
folge in investitionsintensiven Branchen fördert. 
 
Wichtiger Faktor für potentielle Ansiedlungen sind Investitions-
förderungen, die gewerbliche Unternehmen in Ostdeutschland der-
zeit erhalten. 
 
Ein erfolgreiches Standortmarketing besteht im wesentlichen aus vier 
Phasen: 
 
 
 
 
Phase 1: 
 
Standort- 
analyse 
 
 
 
 
Phase 2: 
 
Infrastruktur- 
konzept 
 
Phase 3: 
 
Standort- 
Entwicklungs- 
konzept 
 
Phase 4: 
 
Akquisition 
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Phase 1 
 
Eine Standortanalyse, stellt im Ergebnis alle wesentlichen Bedingun-
gen des Standortes dar. Dies sind: 
 
 
 
vorhandene Produkte und Rohstoffe 
 
Services und Utilities 
 
Märkte, Lage und Anbindung 
 
Arbeitskräfte 
 
Fördermittel 
 
 
 
Phase 2 
 
Aufbauend auf dieser Standortanalyse hat ein Infrastrukturkonzept 
besonderes Gewicht. Es beschreibt die notwendigen infrastrukturellen 
Entwicklungen: 
 
 
 
Zustand der vorhanden Medien, 
 
Analyse der benötigten Medien 
 
Erschließungs- und Nutzungskonzepte 
 
Planungsrechtliche Voraussetzungen 
 
Umsetzungskonzeption und Handlungsempfehlungen 
 
 
 
Das Infrastrukturkonzept muss den vorhanden und den neu anzusie-
delnden Unternehmen Klarheit verschaffen, welche Infrastrukturauf-
wendungen auf sie zukommen. 
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Phase 3 
 
Standortanalyse und Infrastrukturkonzept zusammen ergeben die 
Grundlage für ein Standortentwicklungskonzept. 
 
Basis für ein Standortentwicklungskonzept ist folgenden Vorgehens-
weise: 
 
 
 
Ermittlung von Zielen 
 
Wertung der Standortbedingungen 
 
Wettbewerbsanalyse 
 
Ermittlung der Key-Factors of Success für das Standortmarketing 
 
Definition der Entwicklungsrichtung des Standortes 
 
Identifizierung, Bewertung und Priorisierung von Zielbranchen 
 
 
 
Phase 4 
 
Erst bei Vorliegen des Standortentwicklungskonzeptes sind Akquisi-
tionsbemühungen erfolgversprechend und sinnvoll. Wichtig bei allen 
Akquisitionsbemühungen sind drei Faktoren: 
 
 
 
von der Ausarbeitung präsentationsfähiger Akquisitionsunterlagen 
 
der Festlegung auf Vermarktungssysteme 
 
die Transaktionsbegleitung 
 
 
 
Akquisitionsunterlagen sollten aus Standortprospekten oder Pro-
jektdossiers bestehen. Darüber hinaus ist es sinnvoll, für bestimmte 
Produktionsbereiche (z.B. chem. Industrie) die Projektdossiers wis-
senschaftlich zu untersetzen in Form von konkreten Machbarkeits-
studien. Diese Machbarkeitsstudien müssen allerdings eindeutig die 
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Wirtschaftlichkeit der möglicherweise zu produzierenden Produkte 
belegen können. Es gilt im Wettbewerb der Ideen, die Aufmerksam-
keitsschwelle der Entscheidungsträger potentieller Investoren mit 
fachlichen und soliden Projektdossiers zu durchbrechen. 
 
 
Das Vermarktungssystem131 sollte branchenbezogen ausgerichtet, 
folgendes beinhalten: 
 
 
 
Ansprache potentieller Investoren 
 
Messen 
 
Verbände 
 
Netzwerke 
 
Branchenpresse 
 
 
 
Die Begleitung möglicher Ansiedlungsprojekte in der Realisie-
rungsphase ist gerade da unverzichtbar, wo die Aussicht auf För-
dermittel oft wesentliche Ansiedlungsvoraussetzung ist: 
 
 
 
Genaue Sachkenntnis bei Fördermittelbereitstellung und Finanzierungen 
 
Behördenlotse 
 
Erkennen und Beseitigen von Hindernissen auf dem Weg zur Ansiedlung 
 
Juristische Betreuung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
131 siehe hierzu auch Krüger, M. Bonn 2002 
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Ziel bei der Standortvermarktung ist es, Projekte, die strategische 
Bedeutung haben, rasch als solche zu erkennen und gezielt weiter 
zu bearbeiten. Dabei gelten folgende kritische Erfolgsfaktoren: 
 
 
 
Kenntnis möglichst vieler Projekte potentieller Investoren 
 
Effektive und gezielte Ansprache von Investoren 
 
Frühzeitige Aussonderung wenig aussichtsreicher Projekte 
 
Zusammenführen von Investoren und Business Opportunities 
 
Begleitung der Projekte 
  
 
Die Akteure , die in der kommunalen Wirtschaftförderung tätig sind, 
müssen über genaue Branchenkenntnisse der anzusiedelnden Ziel-
gruppe verfügen. 
 
 
 149 
8.   Zusammenfassung: Standortsicherung peripherer Räume in 
den neuen Bundesländern 
 
 
 
Mit der raschen wirtschaftlichen Wiedervereinigung beider Teile 
Deutschlands war das Ziel des Abbaues ineffizienter und des Auf-
baues effizienter Industriestrukturen verbunden. 
In einer ähnlichen wirtschaftlichen Situation befand sich Deutschland 
auch nach dem zweiten Weltkrieg: zwischen 1945 –1950 wurden im 
Rahmen der Wirtschaftsreformen rund 6 Mio. Arbeitsplätze abge-
baut. Gleichzeitig entstanden jedoch neue Arbeitsplätze, so dass 
schon Mitte der fünfziger Jahre Vollbeschäftigung herrschte. Es gibt 
jedoch vor allem ein Merkmal, das die Wirtschaftsreform der Wieder-
vereinigung von der geschichtlichen Wirtschaftsreform unterscheidet: 
die Angleichung der Lohnentwicklung an westdeutsche Verhältnisse 
bei gleichzeitig niedriger Produktivität in Ostdeutschland. 
Wesentliches Element des Wirtschaftsaufschwunges in West-
deutschland nach 1948 war, dass die Lohnentwicklung nicht über 
das Produktivitätswachstum hinausging132. 
Eine ähnliche Entwicklung würde ein langfristig stabiles Wirtschafts-
wachstum in den neuen Bundesländern sichern. 
 
Die Entwicklungsstrategien, die dauerhaftes wirtschaftliches Wachs-
tum in den peripheren Regionen in den neuen Bundesländern si-
chern, sind von den Potentialfaktoren der jeweiligen Räume abhän-
gig. 
Dazu zählt vor allen Dingen die Lage des peripheren Raumes zu 
Verdichtungsräumen, seine infrastrukturelle Ausstattung und traditio-
nelle Wirtschaftsstruktur und die Qualifikationsstruktur der Bevölke-
rung.  
Die Ausstattung eines Raumes mit Potentialfaktoren ist beeinfluss-
bar, die Spezialisierung der Qualifikationsstruktur der Bevölkerung 
kann z.B. durch die Etablierung von Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen erfolgen. Die gezielte Ausrichtung der Ver-
kehrsinfrastruktur auf die zu fördernden Wirtschaftsbereiche kann die 
Nachteile peripherer Lagen mildern. 
 
                                                          
132 vergl.: Watrin, C., Die soziale Marktwirtschaft im fünften Jahrzehnt ihrer Bewährung, In-
dustrie- und Handelskammer Köln, 1990, S.8ff 
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Die Entwicklungsmöglichkeiten der peripheren Räume sind unter-
schiedlich und von dem Grad der Ausstattung mit den genannten 
Faktoren abhängig: 
 
• Die Weiterentwicklung der Produktionsprofile vorhande-
ner Industrien 
• Ansiedlung neuer Industriebereiche 
• Weiterentwicklung vorhandener regionaler Industriebe-
reiche 
• Die Anbindung an wirtschaftlich erfolgreiche Verdich-
tungsräume 
 
Je mehr die Standortbedingungen des peripheren Raumes, mit den 
für die Durchsetzung der Strategieoption notwendigen Rahmenbe-
dingungen übereinstimmen, desto höher ist die Erfolgschance der 
gewählten Option. 
 
Abbildung 22: 
 
Eigene Darstellung 
 
Den Industriestandorten in den peripheren Lagen der neuen Bundes-
länder wird eine große strukturpolitische Bedeutung beigemessen; 
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die genannte Option der Weiterentwicklung der Produktionsprofile 
vorhandener Industriebetriebe steht aus kommunaler Sicht oft ganz 
oben auf der Wunschliste wirtschaftlicher Entwicklung. 
Die Sicherung und der Erhalt von Industriestandorten im peripheren 
Raum ist jedoch von der Wettbewerbsfähigkeit der ansässigen In-
dustrie abhängig: 
 
• die Industriestandorte im peripheren ländlichen Raum, die oh-
ne dauerhafte Subventionierung überlebensfähig sind, besit-
zen eine hohe strukturpolitische Bedeutung. Ihre Förderung 
kann den Aufbau einer neuen Industriestruktur bewirken, ge-
nauso wie die Entwicklung einer kleinteiligen regionalen Wirt-
schaftsstruktur. Sie müssen in Konzepte zur wirtschaftsstruk-
turellen Erneuerung der Räume mit eingebunden werden, um 
vorhandene Wertschöpfungsketten und industrielle Produkt-
verbünde nutzen zu können, 
 
• die aus planwirtschaftlichen Zeiten der DDR stammenden In-
dustriebetriebe können jedoch nicht immer die wirtschaftliche 
Entwicklung einer Region sichern. Zwar wäre es ohne diese 
industriellen Kerne in den peripheren Räumen nach der Wen-
de zum totalen wirtschaftlichen und sozialen Kollaps gekom-
men. 
 
Ein Grundstein für eine dynamische marktwirtschaftlich orien-
tierte Entwicklung sind sie jedoch nicht, wenn ihre internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit nicht gesichert ist. Hier ist nicht die 
dauerhafte Subventionierung nicht marktfähiger Strukturen ge-
fordert, sondern neue wirtschaftsstrukturelle Konzepte, die die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit der Räume sichern. 
 
Eine länderübergreifende, gezielte und koordinierte Ansiedlungs-
politik ist in den neuen Bundesländern erforderlich: gefordert sind 
Konzepte, die vorhandene Industriestandorte nach ihrer struktur- und 
industriepolitischen Bedeutung kritisch bewerten. Die aus diesem 
Konzept hervorgehenden wettbewerbsfähigen Standorte müssen 
durch gezielte branchenspezifische Förderung und der Bereitstellung 
einer leistungsfähigen Infrastruktur gefördert werden. Nicht zukunfts-
fähige Industriestandorte müssen wesentlich konsequenter als bis-
lang aus der Förderung herausgenommen werden. 
Viele Kommunen halten noch an nicht realistischen Entwicklungszie-
len fest und wurden durch die bisherige Förderpolitik nicht eines 
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Besseren belehrt. In der Regel wurde dem lokalen Anspruchsdenken 
nach dem Erhalt und dem Ausbau der Infrastruktur ebenso nachge-
geben, wie der Subventionierung von Industrien, die unter den neuen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen keine Wachstumseffekte für 
die lokale/regionale Wirtschaft haben konnten. 
 
Ziel jeder der beschriebenen Entwicklungsoptionen ist es, den wirt-
schaftlichen Erfolg der jeweiligen Industrien zu sichern, sie in die Re-
gion, in den lokalen Arbeitsmarkt „einzubetten" und so stabile Wert-
schöpfungsketten in der Region zu initiieren.  
Die Formulierung von Entwicklungsoptionen für die peripheren Räu-
me der neuen Bundesländer sind auch dreizehn Jahre nach der 
Wende erforderlich: viele  - vor allem strukturschwache Regionen – 
haben es bislang nicht vermocht, eine „eigene Linie“ wirtschaftstruk-
tureller Ausrichtung zu entwickeln. 
Dabei können die Wirtschaftsförderer und andere Akteure in Bund 
Land und vor allem in den Kommunen nur die Rahmenbedingungen 
für eine erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung einer Region setzen. 
Ohne die eigentliche Arbeit der Unternehmer, ihre Risikobereitschaft 
ist kein wirtschaftlicher Aufschwung in den peripheren Räumen 
denkbar. 
 
Die bereits realisierten und noch bevorstehenden strukturellen Ver-
änderungen haben ihre Ursache in den zu DDR-Zeiten geschaffenen 
Wirtschafts- und Siedlungsstrukturen, die sich  - gerade in den peri-
pheren Räumen – unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten als 
nicht tragfähig erwiesen haben. 
Der Prozess der Entleerung und Verdichtung in der Raumentwick-
lung in den neuen Bundesländern ist, bedingt durch die räumlich un-
terschiedliche Konzentration von Einwohnern und Arbeitsstätten 
(BRD/DDR), noch nicht abgeschlossen. Der erforderliche Struktur-
wandel in den neuen Bundesländern ist in vielen Kommunen und 
Regionen noch nicht vollzogen. 
Tiefgreifende strukturelle Änderungen sind zur Stabilisierung einer 
Wirtschafts- und Infrastrukturentwicklung noch notwendig. Besonders 
die Städte mit - zu planwirtschaftlichen Zeiten – künstlich geschaffe-
nen industriellen Kernbereichen sind besonders stark von Bevölke-
rungsverlusten, Arbeitslosigkeit und Strukturschwäche betroffen. 
 
Der Strukturwandel hat bislang nicht eine breite Industrialisierung in 
den neuen Bundesländern bewirkt. Die Sicherung einer industriellen 
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Basis ist die Grundvoraussetzung für eine ausgewogene räumliche 
Wirtschaftsstruktur in den neuen Bundesländern. 
Analysen und Prognosen der Bevölkerungsentwicklung, der wirt-
schaftlichen Situation der Betriebe, des Arbeitsmarktes, der Finanz-
lage kommunaler Haushalte und der Wohnungswirtschaft zeichnen 
ein genaues Bild des Strukturwandels: der De- Industrialisierung in 
den peripheren Räumen erfolgt keine Re- Industrialisierung bzw. ei-
ne durchgreifende Tertiärisierung. Ein durchgreifender Schrump-
fungsprozess aufgrund mangelnder Nachfrage in allen Bereichen ist 
die Folge. 
 
Die Binnenwanderungen zwischen alten und neuen Bundesländern 
sind bestimmt durch relativ ausgeglichene Wanderungsbewegungen, 
die auf einen unterschiedlichen Bedarf an nachgefragten Qualifikati-
onen in den einzelnen Bundesländern schließen lassen. 
Die Raumentwicklung in den neuen Bundesländern selbst ist jedoch 
gekennzeichnet durch eine Entleerung der ländlichen Räume und 
der zunehmenden Verdichtung der Kerngebiete. Wenigen Wande-
rungsgewinnern in den neuen Ländern stehen eine Reihe von immer 
dünner besiedelten Räumen gegenüber. Dieser Prozess der Verdich-
tung und Entleerung ist typisch für die gesamte Bundesrepublik und 
andere Industrieländer. 
Strukturbestimmende Wirtschaftsentwicklungen sind in den periphe-
ren Räumen der neuen Bundesländer vielfach nicht zu erwarten. 
Planwirtschaftlich geschaffene „Industriedörfer“ werden zu Klein- o-
der Mittelzentren mit einer entsprechenden kleinteiligen, stadt- und 
regionsbezogenen Entwicklung. Oft wird diese Entwicklung von kei-
ner finanzierbaren Politik aufzuhalten sein. 
 
Am Beispiel der Stadt Guben wurde aufgezeigt, mit welchem Zentra-
litätsverlust ehemalige Industriestädte im peripheren Raum der neu-
en Bundesländer konfrontiert sind. Die Anpassung der Stadt- und 
Wirtschaftsstrukturen führt zu strukturellem Wandel in allen Berei-
chen (vgl. Kap. 2 u. 3). 
 
Die bisherige Förderpolitik hat in den neuen Bundesländern nicht zu 
den erwarteten Beschäftigungseffekten geführt. Wurde der Versuch 
unternommen, (zu DDR-Zeiten im strukturschwachen Raum geschaf-
fene) Industriestrukturen zu erhalten, war dies nur möglich, wenn die 
Innovationsfähigkeit der Industrien im europäischen Wettbewerb 
standhalten konnten. Durch die Förderpolitik für Industrieansiedlun-
gen in Ostdeutschland wurden oft lediglich die sozialen Härten des 
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Strukturwandels abgefedert, ohne jedoch tragfähige Strukturen zu 
schaffen. 
Sind Unternehmen an peripheren Standorten nicht interessiert, wird 
sie keine Förderpolitik zu einer langfristig tragfähigen Ansiedlung 
umstimmen. Die noch „billigeren“ Standorte in der Tschechien etc. 
und in der dritten Welt werden den peripheren Industriegegenden 
Europas vorgezogen. 
 
Zu häufig versuchen Städte ihre Kompetenz in den immer gleichen 
Wachstumsbranchen (Medientechnologie, Informationstechnologie), 
aber auch in gewachsenen - aber überkommenden - Industriezwei-
gen zu sehen. Der Schlüssel zum Erfolg der Städte und Regionen 
liegt in der Förderung ihrer spezifischen Kompetenzfelder. Diese als 
entwicklungsfähig erkannten Potentiale müssen jedoch marktfähig 
sein, d.h., sie werden nur beschäftigungswirksam, wenn sie im natio-
nalen und europäischen Kontext wettbewerbsfähig sind. Nur dann 
werden sie langfristig eine ausgewogene Entwicklung sichern. 
In der Etablierung von Wissenspotenzialen (Forschungs- und Bil-
dungsinfrastruktur), in der Entwicklung von spezifischen Kompetenz-
feldern liegt eine große Chance für die peripheren Räume in den 
neuen Bundesländern. Dazu ist die Anbindung in regionale, aber 
auch landesweite Forschungs- und Ausbildungssysteme (Universitä-
ten / Fachhochschulen etc.) erforderlich sowie die Vermittlung dieser 
Wissenspotenziale an die regionale Wirtschaft. 
Die Vernetzung von Wissenschafts-, Technologie- und 
Wirtschaftspolitik wird in den neuen Bundesländern seit geraumer 
Zeit unterstützt: „Gefördert werden institutionelle Arrangements der 
Wissensverbreitung, d.h. Systeme des Wissenstransfers zwischen 
den Unternehmen und ihren Akteuren (Manager, Experten, 
Facharbeiter) sowie zwischen den Systemen der spezialisierten 
Wissensproduktion (Hochschulen, außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen) und der Wissensanwender“133. 
Ziel ist es, dass sich in diesen Räumen aufgrund wirtschaftlicher 
Spezialisierungsprozesse wissensbasierte „Alleinstellungsmerkmale“ 
bilden, die für die Kommune/Region ein neues Standortprofil bilden. 
Der Rückgang strukturbestimmender, oft international ausgerichteter 
Wirtschaftszweige verändern die räumlichen Verflechtungs-
beziehungen der peripheren Räume; die interkommunale und regio-
nale Zusammenarbeit gewinnt dadurch an Bedeutung. 
                                                          
133vergl.: Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung, Die Hauptstadtregion am Be-
ginn des neuen Jahrhunderts, Heft 26, 2000, S. 2 
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Die kleinteilige Gesamtentwicklung einer Region muß dann im Fokus 
der Bemühungen stehen, nicht mehr die Fokussierung auf solitäre 
Industriezweige. 
 
Es scheint absehbar, dass ein Großteil der ostdeutschen Regionen 
ihre wirtschaftliche Leistungskraft auf Dauer nicht an das Niveau ver-
gleichbarer Regionen in Westdeutschland anpassen können. Der oft 
geforderten „Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen in allen Teilen 
der Republik“ steht eine unterschiedliche wirtschaftliche Leistungs-
kraft der Regionen Deutschlands scheinbar entgegen: das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) pro Erwerbstätigen lag im Jahre 1990 von in 
Hamburg bei 149.000,-DM und unterschied sich damit erheblich zu  
einzelnen Regionen Schleswig-Holsteins, deren Bruttoinlandsprodukt 
zwischen 98.000,- DM bis zu 71.000,- DM lag.134. 
Diese Streuung der wirtschaftlichen Leistungskraft wurde im vereinig-
ten Deutschland verstärkt wahrnehmbar – auch wegen der geringen 
Bevölkerungsdichte in einigen Teilen Ostdeutschlands. Sie muss 
keinen Nachteil darstellen; Indikator für eine Angleichung der Le-
bensbedingungen in den Regionen West- und Ostdeutschlands sind 
auch die Wettbewerbsfähigkeit und die Geschwindigkeit des Wachs-
tumsprozesses der einzelnen Regionen. 
 
Die Informationsversorgung der Bevölkerung über die realen Erfor-
dernisse des Strukturwandels (und seinen „örtlichen Folgen“), kann 
zu der notwendigen Identifizierung der Menschen mit „ihrer Stadt“ 
beitragen. Außerdem beschleunigt die reale Einschätzung persönli-
cher Chancen aktive Wanderungsbewegungen, die sowieso erfolgen 
würden.  
Der demographische Wandel der Gesellschaft, der starke Rückgang 
des Anteils junger Menschen und der stark wachsende Anteil älterer 
Menschen führt zu einer veränderten Nachfrage nach Gütern und 
Leistungen, aber auch zu dem Erfordernis, städtische Infrastrukturen 
stärker als bisher auf diesen Markt auszurichten. 
 
Strukturwandel und Bevölkerungsentwicklung haben in den neuen 
Bundesländern den Begriff des „Stadtumbaus“ geformt. Weder in ei-
ner langfristigen Verbesserung ökonomischer, technischer, 
funktionaler Stadtstrukturen (Stadterneuerung135), noch mit der von 
einem stabilen Wachstum ausgehenden 
                                                          
134 Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1990 für die Bundesrepublik Deutsch-
land, Wiesbaden, 1990, S. 40ff 
135 Albers, G., in: Akademie für Raumforschung und Landsplanung, Handwörterbuch der 
Raumordnung, 1995, S. 885ff 
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stabilen Wachstum ausgehenden Stadtentwicklungsplanung136, 
konnte der erforderliche Umbauprozess der Städte in den neuen 
Bundesländern hinreichend beschrieben werden. 
Der Bevölkerungsrückgang erfordert einen Rückbau nicht mehr be-
nötigter Wohnsubstanz. Im Rahmen von Stadtumbaukonzepten 
müssen die nach einem „Schrumpfungsprozess“ überlebensfähigen 
Stadtteile im Rahmen von Analysen und Prognosen bestimmt wer-
den. Die gezielte Förderung dieser Stadtteile (z.B. durch die Etablie-
rung städtischer Infrastruktur und die Reduzierung dieser Infrastruk-
tur an anderer Stelle) bewirkt eine Konsolidierung der städtischen 
Entwicklung. Gesamtstädtische Abrisskonzepte, die auf die zu erwar-
tende Nachfrage aufbauen, müssen einhergehen mit einem „Um-
zugsmanagement“ mit dem Ziel einer behutsamen Verlagerung der 
Bevölkerung in die überlebensfähigen Stadtteile. 
Langfristig müssen Stadtumbaukonzepte die urbane Lebensqualität 
der Städte sichern und der Bevölkerung, die in der Region ihre Exis-
tenz sichern kann, ein lebenswertes Umfeld bieten. 
Kooperationen der Kommunen untereinander können die koordinier-
te Erschließung und Vermarktung gewerblicher oder touristischer Po-
tentiale bis hin zur gemeinsamen (und damit besser ausgelasteten) 
Nutzung städtischer Infrastruktur einschließen. 
 
Die Fördermöglichkeiten in den neuen Bundesländern werden durch 
den Beitritt von Polen in die EU nicht mehr unbegrenzt zur Verfügung 
stehen. Einerseits sind deshalb die Kommunen jetzt aufgefordert, 
möglichst viele Fördermöglichkeiten optimal auszuschöpfen, ande-
rerseits muss eine wirtschaftsstrukturelle und stadtentwicklungspoliti-
sche Prioritätensetzung dazu führen, nur die Fördermittel in An-
spruch zu nehmen, die notwendig sind, um ein Optimum für die Wirt-
schafts- und Stadtentwicklung zu erreichen.  
 
Die Überlebensfähigkeit der strukturschwachen Räume wird im We-
sentlichen davon abhängen, ob europäische strukturpolitische Leit-
bilder sich weiterhin an einer ausgewogenen räumlichen Entwick-
lung, die eine übermäßige Konzentration von Wirtschaftskraft und 
Bevölkerung vermeidet, orientieren und die strukturschwachen Räu-
me entsprechend gefördert werden. 
Die Erhaltung und Stärkung einer polyzentralen Raumstruktur erhält 
die Entwicklungschancen für die peripheren Räume außerhalb der 
Metropolregionen. Eine solche Strukturförderung steht zwar unter 
                                                          
136 ebenda, S. 880ff 
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dem Druck, der nicht in erster Linie wachstumsbezogene Mittelver-
wendung, langfristig wird aber die ausgleichende Verwendung von 
Strukturfördermitteln die Entwicklungspotentiale aller Regionen Eu-
ropas verbessern. So können schwerwiegende, zu gesellschaftlichen 
und sozialen Konflikten führende, räumliche Disparitäten verhindert 
werden. 
Handelnder Akteur muss die europäische und deutsche Raumord-
nungspolitik mit ihren unterschiedlichen Handlungsebenen sein; in-
ternationale Unternehmen sehen Städte und Regionen lediglich als 
austauschbare Standorte, die sie zu ihren individuellen Vorteilen nut-
zen. 
 
Eine externe Moderation von Entscheidungsprozessen ist vor allem 
dann sinnvoll, wenn langfristige, strukturbestimmende Entscheidun-
gen getroffen werden müssen, dabei jedoch bestehende Trends wie 
Bevölkerungs- und Arbeitsplatzverluste nicht aufgehalten werden 
können.  
Oft ist der psychische Druck auf die handelnden Akteure so groß 
(z.B. angesichts der Arbeitslosigkeit von über 20%), dass sie nicht 
den Mut zur Formulierung realistischer Entwicklungschancen finden. 
Hier kann ein externer Moderator als „unabhängiger Dritter“ Hilfestel-
lung leisten, Abstimmungsverfahren koordinieren und zu konkreten 
umsetzbaren Ergebnissen führen. 
 
Das Zusammenspiel der Unternehmen der regionalen Wirtschaft ist 
in den neuen Bundesländern oft nur gering ausgeprägt. Die Etablie-
rung solcher Netzwerke durch kommunale/regionale Akteure kann 
für alle Beteiligten ein vorteilhaftes Zusammenführen der regionalen 
Ressourcen bedeutet. Dies muss über eine gemeinsame Problem-
wahrnehmung hinausgehen und kann zu einer gemeinsamen Nut-
zung von Forschungseinrichtungen, dem Austausch von Arbeitsplät-
zen und Infrastrukturen ausgeweitet werden. Gerade die in den peri-
pheren Räumen verbliebenen Industriebetriebe sind oft über ihre 
Mutterbetriebe in überregionale Wissenssysteme anderer Regionen 
eingebunden und können anderen Unternehmen so strategische 
Handlungsvorteile verschaffen. 
 
Die Überalterung der Bevölkerung wird sich vor allem in wirtschafts-
schwachen, peripheren Räumen bemerkbar machen. Dort wo neue 
Wirtschaftsentwicklungen nur eine begrenzte Anzahl von Arbeitsplät-
zen schaffen können, ist die Abwanderung der „jungen“ Bevölkerung 
am Größten. Ein Trendwechsel wird vielerorts nicht zu bewirken sein, 
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es gilt Konsequenzen und Vorteile aus dieser Entwicklung zu ziehen. 
Die Kommunen können auf der Basis der Alterstruktur der Nutzer ih-
rer infrastrukturellen Angebote auf den Auslastungsgrad (und den 
tatsächlichen Bedarf in den nächsten Jahrzehnten) schließen. Zu-
sätzlich wird der Bedarf an altersgerechter kommunaler Infrastruktur 
steigen. 
Das veränderte Konsumverhalten einer alternden Bevölkerung ist ei-
ne Chance für die örtliche Wirtschaft. In den neuen Bundesländern 
waren zu DDR Zeiten oft beide Ehepartner erwerbstätig, dies lässt 
trotz niedriger Löhne (und zeitweiliger Arbeitslosigkeit) auf eine rela-
tiv stabile Kaufkraft im Rentenalter schließen.  
Eine alternde Bevölkerung stellt andere, oft gehobene Ansprüche an 
den Tourismus. Dieser Tourismus muss zwar altersgerecht, aber er-
lebnisorientiert sein. Nur wenige Unternehmen, aber auch wenige 
Regionen mit Potentialen im Tourismusbereich haben dies erkannt 
und sich gezielt darauf eingestellt. 
Die negative demographische Entwicklung in den peripheren Räu-
men der neuen Bundesländer erfordert, die benötigte Infrastruktur 
den prognostizierten Einwohnerzahlen anzupassen und nicht den ak-
tuellen Einwohnerzahlen. 
 
Das Image einer Region oder Kommune beeinflusst die Entschei-
dungen von Investoren. Der gezielte Aufbau - aber auch die Korrek-
tur – eines Images und dessen zielgruppenorientierte Vermarktung 
trägt zu der Attraktivität eines Standortes bei. 
 
Die Zukunftschancen der Stadt- und Wirtschaftsentwicklung liegen 
auch in einer Reihe von Vorzügen, die die neuen Bundesländer ge-
genüber den alten Ländern haben: diese Chancen würden gerade in 
der Vermeidung der – zurückblickend als Fehlentwicklung - interpre-
tierten Modernisierungen ( z.B. autogerechter Ausbau, Funktions-
trennung) liegen. Ipsen u.a. stellen dazu die These auf, dass in der 
Persistenz vormoderner Stadtstrukturen in Ostdeutschland wesentli-
che Potentiale einer nachmodernen Entwicklung liegen.137 Obwohl 
der Drang nach einer „nachholenden Entwicklung“ in den neuen 
Bundesländern ungebrochen ist, gilt es Potentiale wie bewohnte In-
nenstädte, Vermeidung von Suburbanisierung zu bewahren (z.B. das 
Vielerorts immer noch vorhandene flächendeckende Netz an Kinder-
betreuungsstätten und weiteren sozialen Einrichtungen attraktiviert 
die neuen Bundesländer als Arbeitsplatzstandorte erheblich). 
                                                          
137 Ipsen, D., Helbig, H., Fuchs, T., Rempel,K. Die Zukunft der Vergangenheit, Halle, 1992, 
Hrsg.: Graue Reihe, Nr. 1110 
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Die von der sozialistischen Regierung der DDR konsequent durchge-
führte Urbanisierung und Industrialisierung ehemals agrarischer bzw. 
peripherer Gebiete erwies sich nach der Wiedervereinigung als nicht 
ausreichend tragfähig. Ideen und Erwartungshaltungen aus dieser 
Zeit wirken jedoch vor allem bei politischen Entscheidungsträgern bis 
heute nach. 
 
Die Abwanderung von qualifizierten Menschen, der insgesamt dra-
matische Bevölkerungsrückgang in diesen Räumen führt zu einem 
dringenden Handlungsbedarf. Der Verlust des zu DDR –Zeiten er-
reichten industriellen Status dieser Räume resultiert aus nicht änder-
baren ökonomischen Prozessen. Vielfach ist in dem vergangenen 
Jahrzehnt daraus jedoch ein dauerhafter Entwicklungsrückstand er-
wachsen, der eine stetig wachsende Eigendynamik in sich trägt. 
 
Notwendig ist eine Neuformulierung der tatsächlichen (mittelfristig er-
reichbaren) konkurrenz- und leistungsfähigen ökonomischen Struktu-
ren. Gefordert sind hier die lokalen politischen und wirtschaftlichen 
Akteure, die mit weitsichtigem, verantwortlichem Handeln unter Aus-
nutzung aller vorhandenen Potentiale und Ressourcen, die wirt-
schaftliche Stabilität der Räume sichern müssen. 
Die Gestaltung der äußeren Rahmenbedingungen (z.B. Förderun-
gen, Infrastruktur etc.) muß sich an dem tatsächlich Erreichbaren ori-
entieren und darf nicht unrealistische Erwartungshaltungen fördern.  
 
Werden Schrumpfungsprozesse und Strukturwandel als Chance ge-
sehen und mit Strukturanpassung und Aufwertung verknüpft, können 
die strukturschwachen peripheren Räume der neuen Bundesländer 
die planerischen, sozialen und wirtschaftlichen Anforderungen einer 
lebenswerten und nachhaltigen Entwicklung meistern. 
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